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Vorbemerkung 

Digitalisierung und Digitalität sind in der Lebenswirklichkeit der allermeisten Menschen in Bayern 

zunehmend präsent und nicht mehr hinwegzudenken. Auch die Kommunikation mit Behörden gehört 

– in mehr oder weniger großem Umfang – zum Alltag eines Großteils der Bürgerinnen und Bürger. Die 

Bayerische Staatsregierung hat es sich daher zum Ziel gesetzt, dass neue Gesetze und Verordnungen 

„digitaltauglich“ sind und unter anderem digitale Kommunikation ermöglichen. Entwürfe für Gesetze 

und Verordnungen werden einem „Digitalcheck“ unterzogen. Im Rahmen einer wissenschaftlichen 

Begleitung des bayerischen Digitalchecks wird im Folgenden untersucht, ob und inwieweit die 

Kommunikation zwischen Staat und Bürgern digital erfolgen kann und soll und mit welchen legistischen 

Mitteln die Digitaltauglichkeit erreicht werden kann. Ausgehend vom Begriff der digitalen 

Kommunikation und den Kommunikationsbedürfnissen der Beteiligten werden Formvorgaben und ihre 

Funktion sowie der rechtliche Rahmen für diese Formvorgaben untersucht, um abschließend eine 

Orientierungshilfe für die Durchführung des Digitalchecks zu erstellen. 

 

Teil 1: Begriffsklärung „digitale Kommunikation“ 

I. Annäherung an den Begriff der „digitalen Kommunikation“ aus verschiedenen 
Perspektiven 

Elementar für die Ermöglichung digitaler Kommunikation ist es, zunächst den Begriff der „digitalen 

Kommunikation“ zu konturieren, um so Verständnis für die spezifischen Anforderungen dieser Art der 

Kommunikation und die damit einhergehenden Bedürfnisse und Interessen der an der Kommunikation 

Beteiligten zu schaffen. Die Einnahme verschiedener Betrachtungswinkel bietet die Möglichkeit, sich 

diesem Ziel anzunähern. 

1. Gesetzliche Zugangspunkte 

Zunächst soll untersucht werden, wie verschiedene Gesetze den Begriff der digitalen Kommunikation 

bzw. verwandte Begriffe verwenden und welcher Bedeutungsgehalt dem Begriff im jeweiligen Kontext 

zukommt.  

a) Begriff der „digitalen Kommunikation“ im BayDiG 

Das BayDiG enthält keine Legaldefinition der digitalen Kommunikation; der Begriff findet aber 

Erwähnung an verschiedenen Stellen im Gesetz (Art. 12, Art. 16, Art. 27 S. 2 Nr. 4, Art. 31 Abs. 2 S. 1, 

Art. 50 Abs. 4 Nr. 8 BayDiG). Der Ausbau digitaler Verwaltungsangebote gemäß Art. 2 S. 1 

Nr. 12 BayDiG stellt einen der Bereiche dar, auf die die Maßnahmen des Freistaates Bayern zur 

Gestaltung und Förderung der Digitalisierung im Interesse von Bürgern, Gesellschaft und Wirtschaft 

insbesondere abzielen, Art. 2 S. 1, 2 BayDiG. 
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Gemäß Art. 12 Abs. 1 S. 1 BayDiG hat jeder das Recht, nach Maßgabe der Art. 16 bis 18 BayDiG digital 

über das Internet mit den Behörden zu kommunizieren. Vom Wortlaut der Vorschrift ausgehend ist 

davon jegliche Form der nicht-analogen Kommunikation, also jede nicht-analoge zwischenmenschliche 

Bedeutungsvermittlung1 erfasst. Systematisch-teleologisch findet sich die Norm im Kapitel 2 des 

BayDiG, welches die Überschrift „Digitale Rechte und Gewährleistungen“ trägt, sodass die digitale 

Kommunikation als ein grundlegendes Recht bzw. eine elementare Gewährleistung einzuordnen ist. 

Dieser Normzweck wird durch die Rechtsentwicklung bestätigt: Das BayDiG löste das BayEGovG ab. 

Letzteres normierte in seinem Art. 2 S. 1, dass jeder das Recht hat, nach Maßgabe der Art. 3 bis 5 

elektronisch über das Internet mit den Behörden zu kommunizieren und ihre Dienste in Anspruch zu 

nehmen. Art. 2 BayEGovG enthielt ein subjektives Recht auf elektronische, auch verschlüsselte 

Kommunikation mit der Verwaltung und diente der „effektive[n] Wahrnehmung der Belange der Bürger 

und Unternehmen“ im Zeitalter der Digitalisierung.2 Der Zweck des Art. 2 BayEGovG lag in der 

Verbesserung der Rechtsstellung Privater gegenüber der Verwaltung durch Erweiterung der 

Kommunikationsmöglichkeiten auf eine zeitgemäße, digitale Ebene.3 In diesem Sinne kann auch das 

Telos des Art. 12 Abs. 1 S. 1 BayDiG in der Normierung des Rechts eines jeden auf unbeschränkte 

digitale Kommunikation mit Behörden erkannt werden.  

Art. 16 BayDiG, der mit „Digitale Kommunikation“ überschrieben ist, verpflichtet die Behörden in 

Satz 3, für diese Kommunikation mit dem Nutzer geeignete sichere Verfahren bereitzustellen. In 

Art. 16 S. 1 BayDiG wird die Verpflichtung einer jeden Behörde normiert, einen Zugang für die 

Übermittlung digitaler sowie im Sinne des Art. 3a Abs. 2 und 3 BayVwVfG schriftformersetzender 

Dokumente zu eröffnen. Art. 16 S. 2 BayDiG legt fest, dass die Übermittlung digitaler Dokumente durch 

Behörden zulässig ist, soweit und solange der Empfänger hierfür einen Zugang eröffnet. Schließlich 

entscheidet die Behörde über die Art und Weise der Übermittlungsmöglichkeit, soweit nichts anderes 

bestimmt ist, Art. 16 S. 4 BayDiG. Daraus ergibt sich, dass unter „digitale Kommunikation“ im Sinne des 

BayDiG jedenfalls der Austausch digitaler Dokumente und aus Behördensicht der Empfang im Sinne 

des Art. 3a Abs. 2 und 3 BayVwVfG schriftformersetzender Dokumente zu fassen ist. Obwohl 

anzunehmen ist, dass der Gesetzgeber unter einem „Dokument“ im Sinne des Art. 16 BayDiG einen 

Informationsträger versteht, der es ermöglicht, gewisse Formalia, die bei Briefen und E-Mails 

typischerweise erfüllt werden, einzuhalten, ist dies nicht zwingend. Soweit durch die Eigenart des 

Kommunikationssystems solche Elemente wegfallen, lässt sich auch der Begriff des Dokuments weit 

verstehen und umfasst jeden Informationsträger, der die durch die digitale Kommunikation vermittelte 

Bedeutung trägt. Ein digitales Dokument in diesem Sinne zeichnet sich lediglich dadurch aus, dass es 

 
1 Näher zur „Bedeutungsvermittlung“ siehe unten (2.). 
2 S. Denkhaus/Richter/Bostelmann, EGovG/OZG, 1. Aufl. 2019, Art. 2 BayEGovG Rn. 2 (hier ohne Fettdruck), 4. 
3 S. Denkhaus/Richter/Bostelmann, EGovG/OZG, 1. Aufl. 2019, Art. 2 BayEGovG Rn. 2. 
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nicht in analoger, „greifbarer“ Form (insbes. Papierform) vorliegt, sondern als Datei in elektronischer 

Form existiert und weiterer Verarbeitung zugeführt werden kann.4 Seine Digitalität muss es im Laufe 

dieser weiteren Verarbeitung stets beibehalten, in dem Sinne, dass keine Stellen in diesem 

Verarbeitungsprozess vorliegen dürfen, „an denen Daten von einem Medium auf ein anderes 

übertragen werden müssen“.5 Medienbruchfreiheit ist in diesem Sinne der Digitalität immanent. Nicht 

als digitales bzw. schriftformersetzendes Dokument einzuordnen sind schriftliche Dokumente, die 

lediglich elektronisch übermittelt werden (Telegramm, Telefax, Computerfax),6 den Empfänger aber 

grundsätzlich in analoger Form erreichen. 

Damit zusammenhängend lässt Art. 16 BayDiG (wie auch Art. 37 Abs. 2 und 41 Abs. 2 Satz 2 BayVwVfG 

für Verwaltungsakte) erkennen, dass bei der digitalen Kommunikation grundsätzlich zwischen Form 

und Übermittlung(sform) zu unterscheiden7 ist: So können beispielsweise digitale Dokumente wie eine 

PDF-Datei per E-Mail übermittelt werden oder durch (Ton- und/oder Bild-)Aufzeichnung ein digitales 

Format erhaltende Erklärungen digital übermittelt werden, sodass „doppelte Digitalität“ vorliegt. 

Digitale Dokumente können aber theoretisch auch auf einem analogen Weg übermittelt werden, etwa 

durch Übergabe eines Datenträgers. In der Praxis soll digitale Kommunikation aber medienbruchfrei 

sein, sodass anzunehmen ist, dass der Gesetzgeber unter digitaler Kommunikation diejenige 

Kommunikation versteht, bei der „doppelte Digitalität“ im Hinblick auf Form und Übermittlungsweg 

gegeben ist. 

Die weiteren Vorschriften des BayDiG, die sich mit digitaler Kommunikation befassen, bringen keine 

weitere Klärung: Art. 27 S. 1 Nr. 4 BayDiG spricht von einem von Bürgerseite gewählten 

„Kommunikationskanal“ als sicherem digitalem Übermittlungsweg, den der Freistaat Bayern als 

Funktion über das Bayernportal bereitstellt. Art. 31 Abs. 2 S. 1 BayDiG erläutert 

Identifikationsmöglichkeiten in Verwaltungsverfahren und sonstiger digitaler Kommunikation über den 

Portalverbund. In Art. 50 Abs. 4 Nr. 8 BayDiG ist festgelegt, dass der Kommunale Digitalpakt einstimmig 

Empfehlungen aussprechen kann, u.a. zu digitalen Kommunikationsverfahren. 

b) Begriff der „elektronischen Kommunikation“ im BayEGovG als Vorläufer 

Der Vorläufer des BayDiG, das Bayerische E-Government-Gesetz (BayEGovG), beschrieb in seinem 

Art. 3 (Elektronische Kommunikation und Identifizierung) behördliche Verpflichtungen im 

Zusammenhang mit der elektronischen Kommunikation, wobei auch in diesem Gesetz keine 

Begriffsbestimmung der elektronischen Kommunikation enthalten war. Das BayEGovG basierte auf 

Bemühungen zur Streichung bzw. Verringerung von Schriftformerfordernissen und forcierte damit 

 
4 Vgl. Kopp/Ramsauer/Tegethoff, 26. Aufl. 2025, § 3a VwVfG Rn. 5. 
5 § 2 Nr. 7 EGovG Schleswig-Holstein enthält diese Definition der Medienbruchfreiheit. 
6 Vgl. Kopp/Ramsauer/Tegethoff, 26. Aufl. 2025, § 3a VwVfG Rn. 5, 41. 
7 S. auch Kopp/Ramsauer/Tegethoff, 26. Aufl. 2025, § 3a VwVfG Rn. 41. 
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einhergehend den Ausbau der Möglichkeiten der schriftformersetzenden Kommunikation.8 Hierdurch 

wurde der Grundstein für die weitere Förderung digitaler Kommunikation gelegt. Der Begriffswandel 

von „elektronisch“ im BayEGovG zu „digital“ im BayDiG wird in der Gesetzesbegründung des BayDiG 

nicht erörtert. Der Anspruch des BayDiG, die Digitalisierung im Freistaat umfassend zu regeln, spricht 

für eine weite Auslegung von „digitaler Kommunikation“; hierfür lassen sich zudem interdisziplinäre 

Argumente fruchtbar machen (dazu noch unten 2.). 

c) Begriff der „Kommunikation“ im OZG 

Auch im OZG (Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen) findet sich keine 

Definition der (digitalen oder elektronischen) Kommunikation, sondern der Begriff wird an 

verschiedenen Stellen vorausgesetzt:  

In § 2 Abs. 3 OZG wird der Begriff der „elektronischen Verwaltungsleistungen“ im Sinne des OZG als die 

elektronische Abwicklung von Verwaltungsverfahren und die dazu erforderliche elektronische 

Information des Nutzers und Kommunikation mit dem Nutzer über allgemein zugängliche Netze 

definiert. § 2 Abs. 5 OZG definiert den Begriff des „Nutzerkontos“ als eine zentrale IT-Komponente zur 

einmaligen oder dauerhaften Identifizierung und Authentifizierung der Nutzer zu Zwecken der 

Inanspruchnahme von Verwaltungsleistungen der öffentlichen Verwaltung sowie zur 

vorgangsbezogenen sicheren Kommunikation über ein Postfach im Sinne des Absatzes 7. § 8 Abs. 5 OZG 

(Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung in Nutzerkonten und zu Identifizierungszwecken) nennt die 

Daten, die zur Kommunikation mit dem Nutzer zusätzlich verarbeitet werden dürfen. § 12 Abs. 1 OZG 

(Übergangsregelungen zu § 3; Verordnungsermächtigungen) legt fest, dass für einen 

Übergangszeitraum von drei Jahren die Identifizierung und Authentifizierung sowie die bidirektionale 

Kommunikation der Nutzer für elektronische Verwaltungsleistungen im Portalverbund auch über die 

bisherigen Nutzerkonten und Postfächer der Länder oder eines Fachportals erfolgen kann. In 

§ 12 Abs. 3 OZG wird die „sonstige elektronische Kommunikation“ neben der „Inanspruchnahme einer 

elektronischen Verwaltungsleistung“ genannt; dies lässt erkennen, dass auch die Inanspruchnahme 

von Verwaltungsleistungen vielfach mit Kommunikation einhergeht. 

d) „Elektronische Kommunikation“ nach Art. 3a BayVwVfG 

Unter der Überschrift „Elektronische Kommunikation“ stellt sich Art. 3a BayVwVfG als Regelung dar, 

die von bestimmender Bedeutung für die elektronische Verwaltung9 und damit auch für die digitalen 

Verwaltungsstrukturen ist. Art. 3a Abs. 1 BayVwVfG normiert zunächst das Freiwilligkeitsprinzip als 

allgemein-verwaltungsrechtlichen Grundsatz für diejenige digitale Kommunikation, die in Form der 

 
8 Denkhaus/Richter/Bostelmann, EGovG/OZG, 1. Aufl. 2019, Art. 3 BayEGovG Rn. 4 f. 
9 Stelkens/Bonk/Sachs/Schmitz/Prell, 10. Aufl. 2022, § 3a VwVfG Rn. 1; Schulz in Lühr/Jabkowski/Smentek 
(Hrsg.), Handbuch Digitale Verwaltung, 1. Aufl. 2019, 159 (166). 
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Übermittlung von elektronischen Dokumenten stattfindet; Anknüpfungspunkt für die Freiwilligkeit ist 

die Zugangseröffnung, die – vorbehaltlich abweichender Vorschriften10 – im Belieben des 

Kommunikationsteilnehmers liegt.  

Daneben regelt Art. 3a BayVwVfG die Möglichkeit der Ersetzung einer durch Rechtsvorschrift 

angeordneten Schriftform durch eine besondere elektronische Form (Art. 3a Abs. 2 S. 1 BayVwVfG). 

Dieser besonderen „elektronischen Form“, die nicht mit einer irgendwie gearteten elektronischen 

Kommunikation gleichgesetzt werden darf, sondern eine spezifische Unterart derselben darstellt, 

genügt ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen ist 

(Art. 3a Abs. 2 S. 2 BayVwVfG). Weitere „Schriftformsubstitute“ sind in Art. 3a Abs. 3 BayVwVfG 

abschließend11 genannt (aus Bürgerperspektive: unmittelbare Abgabe der Erklärung in einem 

elektronischen Formular, Nutzung besonderer Postfächer, Versendung einer De-Mail; aus 

Behördenperspektive: Verwendung eines qualifizierten elektronischen Siegels der Behörde oder 

Versendung einer De-Mail-Nachricht). Von der in Art. 3a Abs. 3 Nr. 4 BayVwVfG enthaltenen 

Ermächtigung, sonstige sichere Verfahren zum Schriftformersatz durch Rechtsverordnung der 

Staatsregierung festzulegen, wurde erst im Jahr 2023 Gebrauch gemacht.12 Auf Art. 3a Abs. 2 und 3 

BayVwVfG wird vertieft in Teil 2 unter I. 4. eingegangen. 

2. Kommunikations-, medienwissenschaftliche und medienpsychologische Perspektive 

Angesichts der nur wenig konsistenten Verwendung des Begriffs der digitalen Kommunikation durch 

den Gesetzgeber lohnt ein Blick darauf, wie der Begriff „digitale Kommunikation“ in den 

Kommunikations- und Medienwissenschaften verstanden wird.  

Kommunikation wird dort allgemein als „Bedeutungsvermittlung zwischen Lebewesen“13 bzw. als 

„Prozess […], der ‚zusammenführt’“14 beschrieben und entspricht damit der Bedeutung ihrer 

lateinischen Wurzeln: „communicare“ lässt sich unter anderem mit „etwas mit jemandem teilen“, 

„jemandem etwas mitteilen“, „mit jemandem etwas besprechen“, „jemanden an etwas teilnehmen 

lassen“, „sich besprechen, beraten“ oder auch „etwas gemeinsam machen“ übersetzen.15 Dem Begriff 

der Kommunikation werden in der Wissenschaft vielfältige Bedeutungen zugemessen.16 „Speziell 

Kommunikation unter Menschen ist gemeinsames Handeln, bei dem absichtsvoll Einfluss aufeinander 

 
10 Abweichende Vorschriften finden sich für die „Behördenseite“ insbes. im BayDiG, für Bürger und 
Unternehmen im Fachrecht. Siehe dazu noch in Teil 3 unter II. 4. 
11 S. Kopp/Ramsauer/Tegethoff, 26. Aufl. 2025, § 3a VwVfG Rn. 40. 
12 Bayerische Digitalverordnung (BayDiV), abrufbar unter https://www.gesetze-
bayern.de/Content/Document/BayDiV (zuletzt geprüft am 08.12.2025). 
13 Braun/Eichhorn, Kommunikation & Medien, 2016, S. 60. 
14 Braun/Eichhorn, Kommunikation & Medien, 2016, S. 62. 
15 https://de.pons.com/%C3%BCbersetzung-2/latein-deutsch/communicare (abgerufen am 05.12.2025). 
16 Grimm/Delfmann, Digitale Kommunikation, 2017, S. 106 m. w. N. 
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genommen wird. Bei […] der digitalen Kommunikation kommt als differenzierende Komponente des 

Stimulus das Medium hinzu, über das eine bedeutungsvolle Aussage mitgeteilt wird […]“17, wobei 

Stimulus die „Verknüpfung“ zwischen Kommunikator und Rezipienten beschreibt18. Das Medium 

besteht aus „eine[m] Kanal und eine[r] Botschaft, die den Kanal als Transportmittel nutzt“.19 

Humankommunikation kann durch „Verhalten, Gesten, mithilfe von Sprache und Schrift“ erfolgen.20 

Das Wort „digital“ leitet sich vom lateinischen Substantiv „digitus“ ab, das „Finger“ bedeutet21. In 

Anlehnung an die Unterscheidbarkeit der Finger einer Hand beschreibt „digital“ etwas, das sich aus 

„diskreten Symbolen“ zusammensetzt; digitale Dateien erfahren eine Kodierung in „einzelnen, 

voneinander getrennten Symbolen.“22 Für diese Kodierung bieten sich 0 und 1 als „binäre[…] Symbole“ 

und „kleinste[…] Kodierungseinheiten für alle anderen digitalen Symbole“ an.23 

Charakteristisch für Digitalität und Digitalisierung sind „Virtualität, Ubiquität, Multimedialität und 

Vernetzung“.24 Die Begriffe „elektronisch“ und „digital“ haben einen sich teilweise überschneidenden 

Bedeutungsgehalt, wobei der inhaltliche Schwerpunkt von ersterem auf der „Verarbeitung, 

Speicherung, Weiterleitung sowie de[m] Empfang von Informationen über elektromagnetische 

Verfahren“ liegt und letzterer additiv „das kooperative Element der organisatorischen und technisch 

vernetzten Strukturen in Form der durchgängigen elektronischen Kommunikation“ betont.25 

Allgemein kann unter digitaler Kommunikation „das Erstellen, das Austauschen, das Empfangen von 

und das Reagieren auf Informationen, und zwar mithilfe von Computern“ verstanden werden.26 Auch 

wird versucht, sich dem Begriff der digitalen Kommunikation durch eine Abgrenzung zu den 

Eigenschaften analoger Kommunikation anzunähern. Digitale Kommunikation unterscheidet sich 

danach wie folgt von analoger Kommunikation:27 Zunächst erlaubt digitale Kommunikation in 

technischer und sozialer Hinsicht durch das „Verschieben von Reaktionen“ ein asynchrones 

Kommunikationsverhalten. Sodann können der digitalen Kommunikation einzelne Kanäle wie Mimik, 

Gestik und Stimmklangfarbe fehlen, dafür bietet digitale Kommunikation die „Möglichkeit zur 

Inszenierung“ im Sinne der „Planung, Anfertigung und Bereitstellung von zielgerichteten Inhalten oder 

 
17 Grimm/Delfmann, Digitale Kommunikation, 2017, S. 107. 
18 Grimm/Delfmann, Digitale Kommunikation, 2017, S. 105. 
19 Grimm/Delfmann, Digitale Kommunikation, 2017, S. 109. 
20 Grimm/Delfmann, Digitale Kommunikation, 2017, S. 106. 
21 https://de.pons.com/%C3%BCbersetzung/latein-deutsch/digitus (abgerufen am 5.12.2025). 
22 Grimm/Delfmann, Digitale Kommunikation, 2017, S. 172. 
23 Grimm/Delfmann, Digitale Kommunikation, 2017, S. 172. 
24 Petersen, Die Rechtsprobleme des Electronic Government, 2014, S. 26 (im Original kursiv) unter Bezugnahme 
auf Boehme-Neßler, Unscharfes Recht, 2008, S. 35. 
25 Petersen, Die Rechtsprobleme des Electronic Government, 2014, S. 26 m. w. N. 
26 Bauer/Müßle, Psychologie der digitalen Kommunikation, 2020, S. 12 unter Bezugnahme auf Trepte/Reinecke, 
Medienpsychologie, 2013, S. 158. 
27 Bauer/Müßle, Psychologie der digitalen Kommunikation, 2020, S. 12 ff. 
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Kampagnen“.28 Dem zugrunde liegt eine akzeptierte Asynchronität, die es erlaubt, „Informationen 

auszuwählen, zu inszenieren und Argumentationstechniken zu nutzen; zudem ist der Absender durch 

technische Mittel manipulierbar.“29 

Hinzuweisen ist allerdings darauf, dass diese Asynchronität und die damit zusammenhängenden 

Probleme nicht jeder Form digitaler Kommunikation immanent sind; Videotelefonie ist beispielsweise 

synchron und damit stärker an die analoge Kommunikation mit einem Gegenüber angenähert; auch im 

Vergleich von (analogem) Brief und (digitaler) E-Mail dürften die kommunikativen Unterschiede eher 

in der Erstellbarkeit ohne besondere Hilfsmittel (unterstellt man das Handy als ubiquitär) und der 

hohen Übermittlungsgeschwindigkeit liegen. 

3. Synthese 

Die Zusammenschau der gesetzgeberischen Verwendung des Begriffs „digitale Kommunikation“ sowie 

verwandter Begriffe mit kommunikations- und medienwissenschaftlichen Aussagen spricht für ein 

weites Verständnis von digitaler Kommunikation auch im juristischen Kontext. Zwar liegt der Fokus – 

wie in Art. 16 S. 1 BayDiG – weiterhin auf der digitalen Kommunikation in Form der Übermittlung 

digitaler Dokumente – dies ist jedoch eine vor allem der derzeitigen, immer noch stark aktengeprägten 

Praxis geschuldete Sichtweise. Art. 12 BayDiG enthält keine solche Beschränkung des Begriffs, und für 

eine weite Auslegung spricht neben den kommunikations- und medienwissenschaftlichen 

Überlegungen auch Art. 17 BayDiG, der allgemein zum Angebot „digitaler Dienste“ aufruft. Die 

Inanspruchnahme solcher Dienste wird häufig mit Kommunikation einhergehen, ist aber nicht 

notwendigerweise dokumentenbezogen, beispielsweise bei der Videokommunikation mit einer 

Behörde. Dies zeigt, dass sowohl Art. 16 als auch Art. 17 BayDiG nur (prominente) Beispielsfälle eines 

umfassenden Begriffs digitaler Kommunikation, der Art. 12 BayDiG zugrunde liegt, darstellen. 

Insgesamt stellt sich digitale Kommunikation daher in aller Allgemeinheit als erfolgreiche 

Bedeutungsvermittlung zwischen Personen dar, bei der sowohl Inhalt/Botschaft als auch 

Übermittlungsweg in medienbruchfreier und nicht analoger Weise vorhanden sind bzw. genutzt 

werden. 

 

II. Technische Möglichkeiten digitaler Kommunikation – Kanäle 

Es gibt vielfältige Erscheinungsformen von Kommunikationskanälen.30 Für die Kommunikation mit der 

Verwaltung besonders relevant sind die bereits eingerichteten spezifischen Kommunikationskanäle. Zu 

nennen ist insofern zunächst der Basisdienst BayernID, der Kommunen „betriebskostenfrei und 

 
28 Bauer/Müßle, Psychologie der digitalen Kommunikation, 2020, S. 13 f. 
29 Bauer/Müßle, Psychologie der digitalen Kommunikation, 2020, S. 13. 
30 S. Bauer/Müßle, Psychologie der digitalen Kommunikation, 2020, S. 15. 



11 

dauerhaft“ als Bürgerkonto „inklusive Postfach und ePayment“ durch das Bayerische Staatsministerium 

für Digitales zur Verfügung gestellt wird.31 Auch ist das Bayernportal (Art. 27 BayDiG) zu erwähnen, das 

sowohl Kommunen als auch Bürger und Unternehmen nutzen können und das „Informationen zu 

Verwaltungsleistungen und den Zugang zu Online-Diensten von Kommunen, Landes- und 

Bundesbehörden [bündelt]“.32 Die Bayern-App bietet Informationen zu Verwaltungsleistungen und die 

Möglichkeiten, direkt in der App Anträge zu stellen sowie Zugang zum BayernID-Postfach.33  

Auf Bundesebene ist das Pendant die BundID34, in die die auf Länderebene existierenden Konten aus 

Einheitlichkeitserwägungen nach und nach integriert werden sollen. Es gilt die Drei-Jahres-Frist des 

§ 12 Abs. 1 S. 1 OZG, die einen „Parallelbetrieb der Bürgerkonten der Länder und des Bundes“ während 

dieses Übergangszeitraumes erlaubt.35 Gemäß § 12 Abs. 1 S. 2 OZG beginnt die Frist an dem Tag, an 

dem das Bundesministerium des Innern und für Heimat im Einvernehmen mit dem IT-Planungsrat im 

Bundesgesetzblatt bekanntgibt, dass die Voraussetzungen für eine automatisierte Migration der 

Länderkonten auf das zentrale Bürgerkonto vorliegen. Diese Bekanntmachung ist bisher (Stand 

4. Dezember 2025) noch nicht erfolgt. 

Denkbare, bereits verwirklichte und auch teilweise bereits wieder aufgegebene technische 

Möglichkeiten zur digitalen Kommunikation sind E-Mail, elektronische Kontaktformulare mit Upload-

Funktion zum Hochladen von eigenen elektronischen Dokumenten auf der Internetseite einer Behörde, 

De-Mail36 und die Nutzung von durch den Freistaat Bayern und anderen juristischen Personen des 

öffentlichen Rechts zur Verfügung gestellten Formularen auf einem E-Government-Portal.37 Zukünftig 

soll „eine[ ] einheitliche[ ] föderale[ ] Postfach- und Kommunikationsinfrastruktur auf Basis der 

Zielarchitektur Postfach- und Kommunikationslösungen“ entstehen.38 Unter einem Portal lässt sich 

allgemein eine „Weboberfläche“ verstehen, auf der eine Behörde ihre Leistungen anbietet.39 Gemäß 

§ 1a Abs. 3 OZG sind Bund und Länder verpflichtet, ihre Verwaltungsportale miteinander zu einem 

Portalverbund zu verknüpfen, sodass Nutzer über alle Verwaltungsportale von Bund und Ländern einen 

 
31 https://www.stmd.bayern.de/themen/digitale-verwaltung/dashboard-digitale-verwaltung/ (abgerufen am 
02.12.2025). 
32 https://www.bayernportal.de, Funktionsbeschreibung von https://www.stmd.bayern.de/themen/digitale-
verwaltung/digitale-verwaltung-in-bayern-rahmenbedingungen/ (jeweils abgerufen am 02.12.2025). 
33 https://www.stmd.bayern.de/themen/digitale-verwaltung/bayernapp/ (abgerufen am 02.12.2025). 
34 https://id.bund.de/de (abgerufen am 09.12.2025).  
35 Jandt/Steidle Datenschutz-Handbuch/Pokutnev, 2. Aufl. 2025, V. Internetspezifische Datenverarbeitungen, 
Rn. 341. 
36 De-Mail hat sich trotz der sich durch die Nutzung dieses Dienstes bietenden Vorteile (s. bspw. 
Hoeren/Sieber/Holznagel MMR-HdB/Kersting/Wettich, 62. EL Juni 2024, Teil 24 Rn. 40, 41) nicht durchgesetzt, 
vgl. https://www.heise.de/news/Bundesregierung-kuendigt-Ende-von-De-Mail-in-der-Verwaltung-an-
9180138.html (abgerufen am 02.12.2025). 
37 Vgl. Denkhaus/Geiger, Bayerisches E-Government-Gesetz, 1. Aufl. 2016, Art. 3 Rn. 56. 
38 https://www.it-planungsrat.de/beschluss/beschluss-2025-28 (abgerufen am 02.12.2025). 
39 Lühr/Jabkowski/Smentek (Hrsg.), Handbuch Digitale Verwaltung, 1. Aufl. 2019, Anhang 2 S. 528. 



12 

medienbruch- und barrierefreien Zugang zu elektronischen Verwaltungsleistungen dieser 

Verwaltungsträger erhalten. Ein Portal könnte damit im Unterschied zur Internetseite einer Behörde 

die „Verknüpfungsfähigkeit“ auszeichnen. Als Beispiele für umfassende Portale lassen sich das 

schwedische verksamt.se nennen, über das unternehmensbezogene Angelegenheiten abgewickelt 

werden können, und das dänische borger.dk, das alle digitalen Leistungen für die Bürgerinnen und 

Bürger in einem Portal zentralisiert, zur Verfügung stehende Daten bereichsübergreifend nutzt und 

eine intuitive Nutzung ermöglicht40. Ebenfalls in Betracht kommt die Nutzung mobiler Plattformen 

(„mobile Government“41) durch (Web-) Apps oder SMS42. 

Jenseits spezifischer Kanäle für die Verwaltungskommunikation kommen für den Zweck der digitalen 

Kommunikation zwischen Behörden und Privaten grundsätzlich auch E-Mail, Kurznachrichtendienste 

und Messenger-Apps, Eingaben in behördlicherseits zur Verfügung gestellte Web-Formulare sowie 

Selbstbedienungsterminals mit Videochatoption in Frage. E-Mail ist – noch vor dem World Wide Web 

– der „meistgenutzte Dienst des Internets“43, mit dem „Textnachrichten und digitale Daten (in Form 

eines Attachments) an einen bestimmten Empfänger versendet werden können.“44 

Kurznachrichtendienste und Messenger-Apps ermöglichen Nachrichten-, aber auch Dateienaustausch. 

Videochat ist ein „Chat mit Bild- und Tonübertragung“45 und eignet sich unter Umständen sowohl als 

Kommunikationskanal per se, als auch etwa als Ergänzung beispielsweise zur Hilfestellung bei Bedarf 

im Rahmen der Nutzung von Online-Formularen oder Selbstbedienungsterminals. 

 

III. Bedürfnisse und Interessen von an digitaler Kommunikation Beteiligten 

Der Großteil der digitalen Kommunikation zwischen Behörden und Privaten wird sich wohl über 

Formulare mit Eingabemöglichkeit bzw. allgemein über den Austausch von digitalen Texten vollziehen. 

Die behördlicherseits angebotenen digitalen Kommunikationskanäle müssen gewissen Kriterien 

 
40 https://www.bitkom.org/Themen/Politik-Recht/Oeffentliche-Verwaltung/Daenemark-Verwaltungsleistungen-
so-einfach-wie-Onlineshopping (abgerufen am 02.12.2025). 
41 S. Dziamski in: Hill/Martini/Wagner (Hrsg.), Die digitale Lebenswelt gestalten, 2015, 233 (235). 
42 So besteht beispielsweise die Möglichkeit, im Rahmen der Inanspruchnahme des „virtuellen Bürgerbüros“ der 
Stadt Burglengenfeld die Einwahldaten für die Videokonferenz per SMS zugeschickt zu bekommen 
(https://www.burglengenfeld.de/buergerservice-politik/rathaus/formulare-und-online-dienste/virtuelles-
buergerbuero, abgerufen am 09.12.2025), die Gemeinde Mietingen bietet ihren „Auskunftsservice Ausweise“ 
(https://www.mietingen.de/de/rathaus-buergerservice/aktuelles/neues-aus-dem-rathaus?c7-item=15753394, 
aberufen am 09.12.2025) ebenfalls per SMS an und die Universität Passau hält einen SMS-Passwortservice 
(https://www.hilfe.uni-passau.de/login/neues-passwort, abgerufen am 09.12.2025) für ihre Angehörigen vor. 
43 https://www.hosteurope.de/blog/warum-wir-imap-lieben-und-sie-es-auch-sollten/ (abgerufen am 
09.12.2025). 
44 https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/e-mail-33576 (abgerufen am 02.12.2025). 
45 https://www.duden.de/rechtschreibung/Videochat (abgerufen am 02.12.2025). 
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genügen, durch die dahinterstehende Bedürfnisse der an der Kommunikation Beteiligten gleichzeitig 

erfüllt werden.  

Die Kommunikationsbedürfnisse sind vielfältig; eine mögliche typisierende Orientierung können 

beispielsweise Hilfestellungen zur „erfolgreichen App-Entwicklung“ bieten, denn es kann angenommen 

werden, dass zur Akzeptanz von Kommunikationsangeboten der Verwaltung auch dann beigetragen 

wird, wenn diese den Anforderungen gerecht werden, die auch für den Erfolg einer App maßgeblich 

sind. Hierzu gehören nach Dziamski46 die „Einhaltung einheitlicher Design Standards“ (1.), die 

„Funktionskonzentration auf eine Anwendung unter Berücksichtigung der bestehenden 

Kommunikationsmittel der Behörde“ (2.), das „Anbieten aktueller (personalisierter) Informationen“ 

(3.), die „Nutzung ortsbezogener Dienste“ (4.), die „Registrierungsmöglichkeit (Personalisierung) ohne 

einhergehenden Zwang“ (5.), das Vorhandensein von „In-App Tutorial[s] und Anwendungs-

übersichtlichkeit“ (6.), „Maschinenlesbarkeit durch APIs“ und Funktionen mit 

anwendungsübergreifenden Eigenschaften (7.), die „Verwendung von Open Data“, die Vermeidung von 

Medienbrüchen und die „Nutzung/Veröffentlichung als Open Source“. Diese Anforderungen spiegeln 

allgemeine, nicht nur für die App-Entwicklung relevante Bedürfnisse und Interessen der an digitaler 

Kommunikation Beteiligten wider. Die Einhaltung einheitlicher Designstandards (1.) kommt Personen 

mit geringer Technikaffinität zugute, da sie für wiedererkennbare Zugriffsmöglichkeiten sorgt.47 Eine 

„Cross-Plattform-Entwicklung“ kann zu größtmöglicher Einheitlichkeit beitragen.48 Hinter 2. 

(„Funktionskonzentration auf eine Anwendung unter Berücksichtigung der bestehenden 

Kommunikationsmittel der Behörde“) steht die Forderung, dass Behörden „bestehende 

Kommunikationskanäle“ mit neuen Formen digitaler Kommunikation zusammenführen; die Zahl der 

Anwendungen soll möglichst klein bleiben und alle Funktionen enthalten.49 Das Angebot aktueller, 

personalisierter Informationen (3.) soll als Anreiz dienen, die Anwendung aktiv zu nutzen und 

Deinstallationen vorzubeugen; zudem können Nutzer über das aktuelle Tagesgeschehen informiert und 

zur Beteiligung an etwaigen Entscheidungsprozessen angeregt werden.50 Werden ortsbezogene 

Dienste (4.) verwendet, könnte dies insbesondere in Bezug auf Ortungs- bzw. Kartenfunktionen 

(eventuell auch unter Einbeziehung von augmented-reality-Anwendungen) oder auch lokaler 

Informationsverbreitung (z.B. in Krisensituationen) relevant werden.51 Fehlender Registrierungszwang 

kann sowohl positiv als auch negativ bewertet werden, jedenfalls birgt eine Personalisierung Potenzial 

für aus Nutzersicht „interessante Beteiligungsfelder und Funktionen“52. Den digitalen 

 
46 Dziamski, in: Hill/Martini/Wagner (Hrsg.), Die digitale Lebenswelt gestalten, 2015, 233 (240 ff.). 
47 Dziamski, in: Hill/Martini/Wagner (Hrsg.), Die digitale Lebenswelt gestalten, 2015, 233 (242). 
48 Dziamski, in: Hill/Martini/Wagner (Hrsg.), Die digitale Lebenswelt gestalten, 2015, 233 (243). 
49 Dziamski, in: Hill/Martini/Wagner (Hrsg.), Die digitale Lebenswelt gestalten, 2015, 233 (244). 
50 Dziamski, in: Hill/Martini/Wagner (Hrsg.), Die digitale Lebenswelt gestalten, 2015, 233 (245). 
51 Dziamski, in: Hill/Martini/Wagner (Hrsg.), Die digitale Lebenswelt gestalten, 2015, 233 (246). 
52 Dziamski, in: Hill/Martini/Wagner (Hrsg.), Die digitale Lebenswelt gestalten, 2015, 233 (247). 
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Kommunikationskanal ergänzen – insbesondere im Hinblick auf die Miteinbeziehung technisch 

ungeübter Personen – Tutorials zur Nutzung, welche aber wiederum kein Substitut sind für eine „auf 

Anwenderfreundlichkeit optimierte“ Programmierung.53 Des Weiteren sind unmissverständliche 

Symbole, die schnelle und zentrale Aufrufbarkeit der Hauptfunktionen, „ein aktiver Support“, eine FAQ-

Rubrik sowie ein öffentliches Forum, in dem die Nutzer sich gegenseitig beraten und helfen können, 

empfehlenswerte Strategien, um den Bedürfnissen und Interessen der Nutzer entgegenzukommen.54 

Auch bietet die Implementierung von Schnittstellen zwischen verschiedenen Programmen 

nennenswerte Vorteile:55 Wenn Informationen zwischen verschiedenen Programmen übertragen 

werden können, könnte dies insbesondere Vorteile im Bereich der Authentifizierung auch für andere 

Anwendungen und Personalisierung bringen.56 

 

IV. Bedürfnisse und Interessen bei digitaler Kommunikation im Staat-Bürger-Verhältnis  

Die vorstehenden allgemeinen Überlegungen sind im Staat-Bürger-Verhältnis um spezifische Punkte zu 

ergänzen, die sich insbesondere aus dem Über-Unterordnungsverhältnis ergeben. Digitale 

Kommunikation zwischen Bürgern und Behörden erfordert Vertrauen sowohl zwischen den Beteiligten 

– in dem Sinne, dass auf eine beiderseitige ordnungsgemäße Nutzung der digitalen Kanäle vertraut 

wird – als auch in die Zuverlässigkeit und Sicherheit der gewählten digitalen Kommunikationsform 

selbst. 

1. Bedürfnisse und Interessen der Bürger 

Auf Seiten der Bürger sind bei der Kommunikation mit dem Staat insbesondere Bedürfnisse nach 

Sicherheit und Vertrauen in den Kommunikationskanal und nach einer unkomplizierten und schnellen 

Bearbeitung ihrer Anliegen anzunehmen. Diese stellen sich sowohl bei unverbindlichen Anfragen, auf 

die dann behördlicherseits eine Auskunft oder ein Hinweis erteilt werden kann, als auch (verstärkt), 

wenn die Kommunikation im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens, in dessen Rahmen beispielsweise 

der Erlass eines Verwaltungsakts beantragt wird, stattfindet. In jedem Fall liegt es im bürgerseitigen 

Interesse, zuverlässige und geschützte Kommunikationsmöglichkeiten zu haben, da unter Umständen 

sensible Daten kommuniziert (oder in der Antwort enthalten sein) werden. Initiiert ein Bürger die 

Kommunikation in Form einer Anfrage oder eines Antrags auf digitalem Weg, besteht auch ein 

Bedürfnis nach Medienbruchfreiheit und grundsätzlich niedrigschwelliger, intuitiver 

Nutzungsmöglichkeit des Kommunikationskanals. Das Recht trägt diesen Bedürfnissen in vielfältiger 

 
53 Dziamski, in: Hill/Martini/Wagner (Hrsg.), Die digitale Lebenswelt gestalten, 2015, 233 (248). 
54 Dziamski, in: Hill/Martini/Wagner (Hrsg.), Die digitale Lebenswelt gestalten, 2015, 233 (248). 
55 Dziamski, in: Hill/Martini/Wagner (Hrsg.), Die digitale Lebenswelt gestalten, 2015, 233 (249). 
56 Dziamski, in: Hill/Martini/Wagner (Hrsg.), Die digitale Lebenswelt gestalten, 2015, 233 (249 f.). 
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Weise Rechnung: Dem grundsätzlichen Bedürfnis nach digitalen Kommunikationskanälen wird 

insbesondere im bayerischen Recht mit Verpflichtungen zum Angebot digitaler Kommunikationswege 

und dem damit korrespondierenden Recht auf digitale Kommunikation (Art. 12 BayDiG) Rechnung 

getragen. Die Pflicht zur Wahrung datenschutzrechtlicher Vorgaben ermöglicht eine vertrauliche 

Kommunikation zwischen Behörde und Bürger und beschränkt die Auswahl an potentiellen digitalen 

Kommunikationskanälen auf diejenigen, die den datenschutzrechtlichen Anforderungen gerecht 

werden. Unter Beachtung dieser Vorgaben bietet es sich – auch in der Konstellation der 

unverbindlichen Bürgeranfrage – an, diese gegebenenfalls aus Beweisgründen digital zu 

dokumentieren. Im Interesse des Bedürfnisses nach Medienbruchfreiheit empfiehlt es sich 

grundsätzlich, die Anfrage auf demselben Weg zu erbringen, den der Bürger zur Initiierung der 

Kommunikation gewählt hat, und zwar nicht nur im Sinne der Dichotomie „analog“ und „digital“, 

sondern möglichst identisch; die gängige Lesart des Art. 3a BayVwVfG, in der 

Kommunikationsinitiierung auf einem bestimmten digitalen Weg eine Eröffnung des Zugangs für 

Antworten auf demselben Weg zu sehen (s. Teil 2, I. 1. c) aa)), trägt dem Rechnung. 

Auch wenn die Kommunikation über Messenger-Dienste und E-Mail im privaten Bereich als Standard 

angesehen werden kann57, mögen Bürger den Wunsch verspüren, mit einer Behörde analog zu 

kommunizieren58. Dies kann beispielsweise daran liegen, dass die Zahl der Behördenkontakte des 

Einzelnen typischerweise nicht besonders hoch ist59, oder dass ein rational oder auch irrational 

motiviertes Interesse besteht, amtliche Kommunikation auf einem klassischen, analogen Weg zu 

führen. Diese Präferenz kann auf den Bedürfnissen insbesondere nach Empathie und Akzeptanz 

beruhen, deren Erfüllung sich in persönlichen Gesprächen erhofft wird, sodass der 

zwischenmenschliche Kontakt – wenn möglich – bevorzugt wird.60 Als weitere, teilweise verwandte 

Bedürfnisse auf Bürgerseite lassen sich zum einen der Schutz vor dem möglicherweise zu späten und 

dann negative Konsequenzen nach sich ziehenden „Auffinden“ von behördlichen Nachrichten an 

„digitalen Orten“, an denen man sie nicht (oder jedenfalls nicht zu dieser Zeit) erwartete, nennen und 

zum anderen das Bedürfnis, eine beweiskräftige Position zu haben, um etwaige Rechte wahrnehmen 

zu können, was wiederum vielfältigen individuellen Bedürfnissen zur Erfüllung verhelfen kann. Der 

Gesetzgeber trägt dem durch die Normierung des grundsätzlichen Freiwilligkeitsprinzips für die 

Übermittlung elektronischer Dokumente Rechnung (Art. 3a Abs. 1 BayVwVfG, s. Teil 2 unter I. 1. c) aa) 

und Teil 3 unter III.); bei eröffnetem Zugang im besonders zukunftsträchtigen „Portalverbund“ nach 

dem OZG bewirken Vorschriften wie § 41 Abs. 2a VwVfG oder Art. 24 Abs. 2 BayDiG einen 

 
57 Stelkens/Bonk/Sachs/Schmitz/Prell, 10. Aufl. 2022, § 3a VwVfG Rn. 12. 
58 Gemäß Art. 12 Abs. 1 S. 3 BayDiG bleibt die Möglichkeit, Verwaltungsverfahren auch nichtdigital zu erledigen, 
unberührt. 
59 Stelkens/Bonk/Sachs/Schmitz/Prell, 10. Aufl. 2022, § 3a VwVfG Rn. 12. 
60 Vgl. hierzu Hill DÖV 2017, 433, 442. 
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(unterschiedlich starken) Schutz vor Überraschungen durch die Verknüpfung der Bekanntgabe mit 

einer Benachrichtigung. 

 

2. Behördliche Interessen und Bedürfnisse 

Aus der Perspektive einer Behörde, die ein Verfahren unter Verwendung digitaler 

Kommunikationsmittel führen möchte, besteht zunächst ein Bedürfnis nach einer dafür geeigneten 

Infrastruktur. Höchtl listet unter Bezugnahme auf Mertens Faktoren auf, die dem Erfolg von IT-

Großprojekten der öffentlichen Verwaltung abträglich sein können.61 Hierzu zählen eine „ungünstige 

Relation von Zeit zur Vorbereitung vs. Realisierung“, „unterschätzte Komplexität“, „zu viele 

Spezifikationsänderungen“, „ungünstige politische Einflüsse“, die „Überforderung des staatlichen 

Personals“, „eine Überbetonung der am Projekt beteiligten InformatikerInnen gegenüber den 

OrganisationsstrategInnen“, aber auch „zu geringes Gewicht der IT im Projektteam“ und „Komplexität 

durch Überbetonung des Datenschutzes“. Diese sich negativ auswirkenden Faktoren lassen im 

Umkehrschluss Faktoren erkennen, die sich positiv auf Projekterfolge auswirken dürften und hinter 

denen allgemeine behördliche Bedürfnisse stehen wie ein angemessener Bearbeitungs- bzw. 

Umstellungszeitraum, ausreichende Ressourcen und Anerkennung der unterschiedlichen beteiligten 

Fachrichtungen. 

Die Anforderungen an die Infrastruktur sind auch seitens der Behörden von den Bedürfnissen nach 

Medienbruchfreiheit (zur Vermeidung redundanter Arbeitsschritte und zur Erzielung eines möglichst 

effizienten Verfahrensablaufs), nach rechtssicheren Kommunikationsmöglichkeiten und dem 

Innehaben beweiskräftiger Positionen beeinflusst. Mit gesteigerter rechtlicher Verbindlichkeit 

behördlicher Handlungen steigt das Bedürfnis nach einer rechtssicheren Kommunikationsform. Auch 

wenn Behörden in formlosen Verwaltungsverfahren keine grundsätzliche Protokollierungspflicht 

jenseits der Verpflichtung zur Aktenführung trifft, sollten zur Vermeidung von Beweisnachteilen 

gegebenenfalls Niederschriften bzw. Aktennotizen erstellt werden.62 Hieraus ergeben sich 

Anforderungen an die digitale Kommunikation in Form etwa von Protokollierungs- oder 

Vorgangszuordnungserfordernissen. Was die erforderliche „Dokumentationsdichte“ betrifft, empfiehlt 

sich eine Orientierung am Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und dem, was bereits durch die 

Aktenführungspflicht gefordert wird: die Protokollierung der sogenannten „Wesentlichen 

 
61 Höchtl, Elektronische Verfahrenskommunikation in der öffentlichen Verwaltung, 2012, S. 60 unter Verweis auf 
Mertens, „Fehlschläge bei IT-Großprojekten der Öffentlichen Verwaltung“, Arbeitspapier Fachbereich 
Wirtschaftswissenschaften Universität Erlangen-Nürnberg, Nr. 1/2009, 3. Aufl. 2009, abrufbar unter https://it-
governance.blog/wp-content/uploads/2022/03/Mertens_oeffentlicheITProjekte_swp_Arbeitsbericht-Copy.pdf 
(zuletzt abgerufen am 02.12.2025). 
62 Kopp/Ramsauer/Schlatmann, 26. Aufl. 2025, § 10 VwVfG Rn. 12. 
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Bestandteile“63. Diese Pflichten und Gebote wirken sich wiederum auf die Bedürfniserfüllung sowohl 

auf Bürger- als auch auf Behördenseite aus: Im Streitfall eine beweiskräftige Position zu haben, ist ein 

Bedürfnis, das bei allen Verfahrensbeteiligten bestehen wird. Genauso wird dem ebenfalls bilateral 

vorhandenen Bedürfnis, etwa nach Sicherheit und Orientierung Verfahrensvorgänge betreffend, 

Rechnung getragen. Denn Vergangenes jederzeit rekapitulieren zu können, kann sich auf den 

zukünftigen Verfahrensverlauf auswirken. 

Ist die notwendige Infrastruktur vorhanden, besteht das Bedürfnis, sie auch in möglichst großem 

Umfang zu nutzen, um analoge und digitale Parallelstrukturen zu vermeiden. Dieses Bedürfnis steht 

allerdings in potentiellem Widerspruch zu dem im „Freiwilligkeitsprinzip“ des Art. 3a Abs. 1 BayVwVfG 

zum Ausdruck kommenden Selbstentscheidungsrecht des Bürgers für oder gegen digitale 

Kommunikation. Soweit dem Interesse der Behörde nach rein digitalen Arbeitsabläufen einschließlich 

digitaler Kommunikation mit dem Bürger nicht durch gesetzliche Pflichten zur Nutzung digitaler 

Kommunikationsmöglichkeiten oder Maßnahmen zur Attraktivitätssteigerung des digitalen 

Kommunikationswegs Rechnung getragen wird (zur Zulässigkeit siehe Teil 3 unter II. 6. b) und IV. 2.), 

bleibt der Behörde nur der Weg, dem Bürger ein „Angebot“ auf digitale Kommunikation mit 

entsprechenden Hinweisen (insbes. zu Registrierung, Dokumentation, Datenschutz und der Funktion 

des Schriftformersatzes) zu unterbreiten;64 dies erscheint auch möglich, wenn die Initiative für die 

Einleitung des Verfahrens von der Behörde ausgeht, etwa bei einem von Amts wegen zu eröffnenden 

Verfahren. Die Unterbreitung eines solchen Angebots dürfte auch auf digitalem Weg möglich sein.65 

Dies entspricht zwar nicht dem Wortlaut des Art. 3a Abs. 1 BayVwVfG; zu berücksichtigen ist aber, dass 

infolge eines solchen Angebots der Bürger gerade frei entscheiden kann, welchen Kommunikationsweg 

er bevorzugt, die Behörde also seinem Bedürfnis nach Selbstbestimmung gerade entgegenkommt. 

Diese Lesart des Art. 3a Abs. 1 BayVwVfG steht auch im Einklang damit, dass die Norm auch in anderen 

Kontexten nur als (bis zu einem gewissen Grad dispositive) Schutzvorschrift verstanden wird, nämlich 

wenn ein Bürger einen trotz fehlender Zugangseröffnung elektronisch übermittelten begünstigenden 

Verwaltungsakt ausnutzt und ihm dann nicht die eigentlich fehlende Bekanntgabe entgegengehalten 

wird. 

 

 
63 Stelkens/Bonk/Sachs/Kallerhoff/Mayen, 10. Aufl. 2022, § 29 VwVfG Rn. 32. 
64 Vgl. Schoch/Schneider/Hornung, 7. EL Mai 2025, § 3a VwVfG Rn. 46. 
65 Vgl. Schoch/Schneider/Hornung, 7. EL Mai 2025, § 3a VwVfG Rn. 46. 
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3. Gegenüberstellung und Realisierung von Bedürfnissen und Interessen 

Die vorstehenden Ausführungen zeigen, dass eine beachtliche Schnittmenge zwischen den 

Bedürfnissen und Interessen von Bürgern und Verwaltung in Bezug auf digitale Kommunikation 

besteht: 
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Die bestehenden und künftig denkbaren digitalen Kommunikationsformen zwischen Behörden und 

Bürgern sind mannigfaltig. Die oben erwähnten, gängigen und grundsätzlich für die Kommunikation 

mit der Verwaltung in Frage kommenden Kommunikationskanäle sind in unterschiedlichem Maße 

geeignet, die Bedürfnisse und Interessen zu verwirklichen: 
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Wiedererkennbare 
Zugriffsmöglichkeiten ++ ++ ++/+ ++ ++/+ ++/+ 

Personalisierung ++/+ ++/+ ++/+ + + + 

Anwenderfreundlichkeit 
(Medienbruchfreiheit, Schnittstellen 
zwischen verschiedenen Programmen, 
Tutorial, aktiver Support) 

+ + + + + ++/+ 

Beweiskräftige Position + + ++ - ++ ++ 

Effiziente Arbeitsabläufe + + ++ + ++ ++ 

Selbstbestimmung + + - ++ - ++ 

Schutz vor „überraschend digital“ 
kommunizierten Entscheidungen + + ++ + ++ ++ 

Rechtssichere Kommunikation + - ++ - ++ ++ 

„Vertrauenswürdigkeit“ + + ++ ++ ++ ++ 

 

Legende: (-) = typischerweise geringe Funktions-/Bedürfniserfüllung: (+) = typischerweise teilweise 
Funktions-/ Bedürfniserfüllung; (++) = typischerweise gute Funktions-/Bedürfniserfüllung 
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4. Schlussfolgerungen 

Recht und Verwaltungspraxis müssen den Bedürfnissen und Interessen von Bürgern und Verwaltung 

Rechnung tragen.  

Für den Gesetzgeber bedeutet dies, Anforderungen an bestimmte Kommunikationsformen und -kanäle 

möglichst „passgenau“ zu formulieren und Anforderungen zu vermeiden, die den Bedürfnissen und 

Interessen zuwiderlaufen. Kompromisse werden sich dabei nicht immer vermeiden lassen, da 

beispielsweise Einfachheit und Rechtssicherheit der Kommunikation im digitalen Bereich nicht ohne 

Weiteres kombinierbar sind; insoweit lässt sich schon hier festhalten, dass für den Gesetzgeber 

Spielräume bestehen, die mehr oder weniger „digitalisierungsfreundlich“ ausgeschöpft werden 

können. Eine (gewissen rechtlichen Grenzen unterliegende) Möglichkeit besteht stets auch darin, von 

Vorgaben abzusehen und es den an der Kommunikation Beteiligten, Verwaltung und Bürgern, zu 

überlassen, die den Bedürfnissen und Interessen genügende Kommunikationsform situativ zu wählen, 

wie dies etwa mit Blick auf die grundsätzliche Formfreiheit von Verwaltungsverfahren und 

Verwaltungsakten geschehen ist. Die Verwaltung muss die passende Infrastruktur für die digitale 

Kommunikation bereitstellen und kann bestehende Möglichkeiten zur digitalen Kommunikation nutzen 

(Details noch in Teil 2: Formvorgaben und ihre Funktion).  

Angesichts der Vorteile der Digitalisierung und Digitalität und der Tatsache, dass bereits das geltende 

Recht digitalisierungsfreundlicher ist, als es auf den ersten Blick erscheint, kann die bedürfnis- und 

interessengerechte Kommunikationsform oft eine digitale sein.  
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Teil 2: Formvorgaben und ihre Funktion 

Während der erste Teil der Ausführungen der Fokus auf der Funktionalität digitaler Kommunikation 

liegt, bildet im zweiten Teil der Normtext den zentralen Betrachtungsgegenstand. Dementsprechend 

werden in diesem zweiten Arbeitsschritt u. a. gängige Formvorgaben und ausgewählte Fundorte 

aufgeführt und beschrieben. 

Indem die Bedeutungen und Funktionen dieser Formvorgaben in den Blick genommen werden, können 

die mit der Verwendung bestimmter Formvorgaben im Hinblick auf die Ermöglichung/Verhinderung 

digitaler Kommunikation einhergehenden Wirkungen ermittelt werden.  

 

I. Gesetzliche Formvorgaben – typischerweise im öffentlichen Recht verwendete Begriffe 

Im Folgenden werden typischerweise in Gesetzen im Bereich des öffentlichen Rechts verwendete 

Formvorgaben vorgestellt. Zuvor soll allerdings das Augenmerk speziell auf der Situation des Fehlens 

einer Formvorgabe in einer gesetzlichen Regelung liegen. 

1. Absehen von Formvorgaben 

Das Absehen von einer Formvorgabe kann sowohl auf den Handlungsrahmen des Bürgers als auch der 

Verwaltung einwirken. 

a) Bürgerperspektive 

Aus der Perspektive des Bürgers besteht bei Fehlen einer Formvorgabe zunächst weitgehende 

Handlungsfreiheit. Dies gilt insbesondere in der Situation, in der ein Bürger einer gesetzlichen Vorgabe 

entsprechend einen Antrag stellen muss, um etwa einen begehrten Verwaltungsakt zu erhalten bzw. 

das begehrte Verwaltungsverfahren zu initiieren. Entsprechend dem zugunsten von Behörden 

wirkenden Grundsatz der Nichtförmlichkeit des Verwaltungsverfahrens66, der eine 

Verfahrensgestaltungsfreiheit mit sich bringt, von der – wie im Folgenden gezeigt werden wird – auch 

Private mittelbar profitieren, kann der Bürger – sofern es keine spezialgesetzlichen Vorgaben gibt – in 

grundsätzlich jeder denkbaren Form den Bedeutungsgehalt seines Antrags an die Behörde übermitteln. 

In Frage kommen zunächst die klassischen Kommunikationskanäle: Der Antrag kann mündlich gestellt 

werden, telefonisch, aber auch schriftlich (zum variierenden Bedeutungsgehalt von „schriftlich“ siehe 

unten), elektronisch (sofern man elektronisch (noch) als eigene Kategorie neben digital behandeln will; 

zum Bedeutungsgehalt siehe unten), und es kann digital kommuniziert werden.67 Einzige 

 
66 S. hierzu bspw. Kopp/Ramsauer/Schlatmann, 26. Aufl. 2025, § 10 VwVfG Rn. 7; 
Schoch/Schneider/Rixen/Goldhammer, 6. EL November 2024, § 10 VwVfG Rn. 14. 
67 S. Kopp/Ramsauer/Schlatmann, 26. Aufl. 2025, § 22 VwVfG Rn. 46; s. Schoch/Schneider/Rixen, 6. EL 
November 2024, § 22 VwVfG Rn. 19. 
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Voraussetzung ist insofern, dass die Behörde den jeweiligen Kommunikationsweg eröffnet hat (Fax ist 

beispielsweise nicht mehr überall verfügbar, Messaging-Dienste wie WhatsApp sind unüblich). Die 

digitale Kommunikation erfährt, wenn der Gesetzgeber von einer Formvorschrift abgesehen hat und 

auch behördlicherseits keine Vorgaben getroffen worden sind, also im Ausgangspunkt keine rechtliche, 

sondern nur faktische Einschränkungen.  

b) Behördenperspektive 

Aus Behördenperspektive führt das Fehlen einer gesetzlichen Formvorgabe in aller Regel dazu, dass 

sich die Behörde ihres Verfahrensermessen bewusst wird. Dieses schließt die ermessensgerechte 

Gestaltung von Anforderungen für Verfahrenshandlungen wie eine Antragstellung ein, betrifft aber 

genauso die Wahl der Kommunikationsform gegenüber dem Bürger. Es bildet zusammen mit dem 

Grundsatz der Nichtförmlichkeit des Verwaltungsverfahrens nach Art. 10 S. 1 Hs. 1 BayVwVfG das 

Fundament für eine digitale Verfahrensgestaltung – und zwar in dem Maße bzw. der Ausprägung, wie 

es aus Sicht der konkret mit der Angelegenheit befassten Behörde sinnvoll ist. Enthält ein Gesetz 

beispielsweise lediglich die Vorgabe, dass ein Antrag zu stellen ist, so erlaubt es diese Formulierung 

jedenfalls, dass die Behörde einen digital gestellten Antrag „ausreichen“ lässt. Zweckmäßigkeitsaspekte 

können die Entscheidung leiten.  

Neben den sich aus dem jeweils geltenden Recht ergebenden inhaltlichen Anforderungen an den 

Antrag ist als Ausprägung des Grundsatzes, dass die Verfahrenshandlung der Antragstellung 

hinreichend bestimmt sein muss, zu beachten, dass nicht nur inhaltliche Bestimmtheit vorliegen muss, 

sondern auch Bestimmtheit betreffend die Person des Antragstellers. Er muss also aus Behördensicht 

identifizierbar sein. Welches Niveau an Bestimmtheit erforderlich ist, hängt grundsätzlich von der 

konkreten Verfahrensart und der einzelfallabhängigen Ausübung des behördlichen Verfahrens-

ermessens ab. Naturgemäß fallen digitale Kommunikationskanäle weg, die keinen Rückschluss auf die 

den Bedeutungsgehalt übermittelnde Person zulassen. Sollte ein Rückschluss allerdings möglich sein, 

so liegt es im pflichtgemäßen Verfahrensermessen der Behörde, Nachforschungen anzustellen, wenn 

dies erforderlich und angemessen ist. So könnte es bei Zweifeln bezüglich der Identität eines 

Antragstellers ein denkbarer Lösungsweg sein, eine Antragstellung noch über einen anderen, nicht-

digitalen Kanal zu verlangen oder die Person zur persönlichen Vorsprache zu laden. Die klassische 

Antragstellung in Papierform mit Unterschrift stellt nicht unbedingt einen stärkeren Schutz vor 

Identitätstäuschungen dar.68 Dies liegt insbesondere darin begründet, dass es regelmäßig nur unter 

sehr großen Schwierigkeiten möglich sein wird, etwa die Authentizität einer Unterschrift festzustellen. 

Außerdem kann im (öffentlichen) Recht grundsätzlich das Verhalten eines rechtstreuen Bürgers als 

 
68 Vgl. Abraham MMR 2022, 530, 533 mit einem Beispiel zu Betrugsfällen im Zusammenhang mit beantragten 
Corona-Hilfen. 
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maßstäblich angesehen werden, sodass es angesichts der fortschreitenden Digitalisierung und des 

damit einhergehenden Wandels in der Kommunikation nicht mehr sachgerecht erscheint, auf digitale 

Kommunikationskanäle zu verzichten bzw. ihnen grundsätzliches Misstrauen entgegenzubringen. 

Ob die Behörde mehr verlangen darf, beispielsweise die Verwendung eines Formulars zur Pflicht69 

machen darf, ist strittig; letztlich hängt es davon ab, wie weit man in solchen Vorgaben eine 

eigenständige Belastung sieht, die nach dem Prinzip des Vorbehalts des Gesetzes (Art. 20 Abs. 3 GG) 

einer gesetzlichen Grundlage bedarf (dazu noch Teil 3, II. 10.). 

Insgesamt erweist sich das Verwaltungsverfahren mit seiner Formfreiheit somit offen für neue 

Entwicklungen, wie die gar nicht mehr so neuen Digitalisierungsbestrebungen. Eine Behörde, die mit 

dem Fehlen von Formvorgaben konfrontiert ist, kann, darf und muss sich bewusst sein, welch vielfältige 

Kanäle digitaler Kommunikation es gibt, und dass und wie sie genutzt werden können. Damit einher 

geht auch die Schaffung des Bewusstseins dafür, dass häufig nur „gefühlt“70 die klassische Schriftform 

verlangt wird und Papieranträgen ein wohl genauso hohes Risiko wie digitalen Anträgen immanent ist, 

Unwahrheiten zu enthalten. 

Der Verzicht auf eine gesetzliche Normierung von Formvorgaben ist mithin geeignet, dazu zu führen, 

dass Behörden ihre eigenen Verfahrensgestaltungsmöglichkeiten in größerem Maße erkennen. Der mit 

dem Unterlassen der Normierung von Formvorgaben einhergehende Freiraum kann die behördliche 

Flexibilität zur Geltung bringen und stärken. 

c) Verbleibende Restriktionen 

Auch beim an sich digitalisierungsfreundlichen Fehlen einer gesetzlichen Formvorgabe unterliegt die 

(digitale) Kommunikation bestimmten Rahmenbedingungen, aus denen vor allem für Behörden, 

teilweise aber auch für den Bürger Restriktionen resultieren. An dieser Stelle sind vor allem die 

Zugangseröffnung und Datenschutzfragen zu thematisieren. 

aa) Zugangseröffnung 

Die Verwendung einer bestimmten Form von Kommunikation setzt eine entsprechende 

Zugangsmöglichkeit für die ankommenden Informationen voraus. Während das Vorhandensein eines 

Briefkastens, Postfachs o.ä. zum Empfang von Schriftstücken für Bürger wie Behörden grundsätzlich als 

 
69 Ob die Verwendung eines Formulars allein kraft behördlicher Anordnung ohne gesetzliche Grundlage zur 
Pflicht gemacht werden kann, ist strittig. Unterschieden werden muss jedenfalls zwischen der materiell- und 
verfahrensrechtlichen Perspektive: Auch wenn die unterlassene Nutzung eines Formblatts keinen Einfluss auf 
das Bestehen eines Anspruchs eines Bürgers haben kann, liegt es im pflichtgemäßen behördlichen Ermessen, 
das Heranziehen von Formularen zur Pflicht zu machen – diese müssen allerdings behördlicherseits verfügbar 
gemacht werden und die Verwendungspflicht darf die Antragstellung nicht in unzumutbarer Weise erschweren, 
Kopp/Ramsauer/Schlatmann, 26. Aufl. 2025, § 22 VwVfG Rn. 53. 
70 Abraham MMR 2022, 530, 532 m. w. N. 
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selbstverständlich vorausgesetzt wird, ist die digitale Kommunikation, jedenfalls für „elektronische 

Dokumente“ i. S. d. Art. 3a Abs. 1 BayVwVfG, von einer besonderen Zugangseröffnung abhängig. Dieses 

Freiwilligkeitsprinzip wird man nicht zuletzt vor dem Hintergrund, dass eine Verpflichtung zur Nutzung 

von e-Government gemeinhin als rechtfertigungsbedürftiger Grundrechtseingriff verstanden wird,71 

auf andere Formen der digitalen Kommunikation grundsätzlich übertragen müssen, zumindest, soweit 

der Bürger digital adressiert werden soll. Art. 3a Abs. 1 BayVwVfG gilt aber „in beide Richtungen“; 

Bürger können mit Behörden nur digital kommunizieren, wenn diese für die jeweilige 

Kommunikationsform einen Zugang eröffnet haben. 

Für die Verwaltung bestehen inzwischen weitgehende gesetzliche Verpflichtungen, digitale 

Kommunikationskanäle zu eröffnen (vgl. Art. 16 S. 1 BayDiG). Auf eine konkrete Form der digitalen 

Kommunikation beziehen sich diese aber selbst im Rahmen der digitalisierungsfreundlichen 

bayerischen Digitalgesetzgebung nicht; welche Form der digitalen Kommunikation eine Behörde 

ermöglicht, liegt weitgehend in ihrem Verfahrensermessen. Insofern muss sie insbesondere für die 

jeweiligen Verfahren ungeeignete Kommunikationskanäle gar nicht anbieten. Der Bürger kann 

demgegenüber (vorbehaltlich spezialgesetzlicher Verpflichtungen) völlig frei entscheiden, ob er einen 

Zugang für digitale Kommunikation i. S. d. Art. 3a Abs. 1 BayVwVfG eröffnet. Damit begrenzt er die 

Möglichkeiten für digitale Kommunikation seitens der Behörden.  

Ausdrückliche Eröffnungen digitaler Kommunikationswege sind unproblematisch, in der Praxis aber, 

außer bei Behörden und Unternehmen, selten. Uneinheitlich beurteilt wird in der Folge, wann eine 

konkludente Eröffnung eines solchen Zugangs vorliegt. Relativ klar ist noch der Fall, dass ein Bürger, der 

für einen Antrag auf das Angebot eines digitalen Kommunikationskanals einer Behörde zurückgreift, 

sich diesen Kommunikationskanal zu eigen macht und damit den Zugang für die weitere 

Kommunikation auf diesem Kanal eröffnet.72 Auch wenn der Kanal aus der Sphäre des Bürgers stammt 

– dieser versendet beispielsweise eine E-Mail, stellt den Antrag also per E-Mail, so ergibt sich, dass in 

diesem Verfahren die Anfrage grundsätzlich auch per E-Mail beantwortet werden kann – dies 

wiederum vorbehaltlich spezialgesetzlicher Regelungen. Die von einem Bürger initiierte 

Kommunikation kann also grundsätzlich auf dem von ihm gewählten Kanal erwidert werden.73 Wollte 

der Bürger die Antwort auf diesem Weg verhindern, müsste er den Zugang proaktiv wieder schließen 

– die Zugangsschließung unterliegt höheren Hürden als die Zugangseröffnung und ist insbesondere 

 
71 Vgl. Heckmann MMR 2006, 3, 5. Siehe aus neuerer Zeit Schröder ZdiW 2022, 269, 271. 
72 Art. 16 S. 2 BayDiG legt allgemein fest, dass die Übermittlung digitaler Dokumente durch Behörden zulässig 
ist, solange und soweit der Empfänger hierfür einen Zugang eröffnet. Wann eine Zugangseröffnung bejaht 
werden kann, richtet sich nach allgemeinen Grundsätzen, kann also ausdrücklich oder konkludent geschehen, 
vgl. Denkhaus/Geiger, Bayerisches E-Government-Gesetz, 1. Aufl. 2016, Art. 2 Rn. 14 m. w. N. 
73 S. Schoch/Schneider/Hornung, 6. EL November 2024, § 3a VwVfG Rn. 47. 
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nicht konkludent möglich.74 Dem lässt sich auch nicht entgegenhalten, dass Anträge grundsätzlich 

(papier-)schriftlich verbeschieden werden sollen.75 Zwar können für einen solchen Grundsatz die 

„Formen- und Verfahrensklarheit“ sprechen76; diesen kann aber auch durch digitale Kommunikation 

Genüge getan werden. Denn zum einen wird der Adressat vor digitaler Kommunikation, mit der nicht 

gerechnet werden musste, durch das Erfordernis der Zugangseröffnung geschützt, zum anderen gibt 

es gerade Formvorgaben für bestimmte Verfahren, sodass im Umkehrschluss eine „ungebundenere“ 

Kommunikation in nicht erfassten Fällen möglich sein muss. Selbst wenn man dem pauschalen, 

restriktiven Schriftlichkeitsansatz folgen würde, bliebe es der sachbearbeitenden Behörde jedenfalls 

unbenommen, die ausdrückliche Einwilligung des digital kommunizierenden Antragstellers einzuholen, 

den Antrag auf demselben wie von ihm eröffneten Kanal zu verbescheiden. Dieser 

Kommunikationsschritt könnte dann auch digital auf dem gewählten Kanal erfolgen, um keinen 

Medienbruch herbeizuführen.  

Lässt sich eine Zugangseröffnung für digitale Kommunikation nicht mit einer Antragstellung in digitaler 

Form in einem konkreten Verwaltungsverfahren begründen, ist größere Zurückhaltung geboten. 

Grundsätzlich wird – auch angesichts der Heterogenität hinsichtlich Digitalaffinität unter der 

Bevölkerung – eine Beschränkung der Eröffnung des digitalen Kommunikationskanals auf das 

gegenständliche Verfahren vorzunehmen sein. Einer großzügigeren Sichtweise steht nach verbreiteter 

Auffassung der sich auf das oben bereits angesprochene Gebot der Formen- und Verfahrensklarheit 

gründende Schutz der Betroffenen vor Überraschungseffekten in Bezug auf etwaige rechtsverbindliche 

Akte entgegen. Dies mag sich ändern, sobald sich eine einheitliche Postfach- und 

Kommunikationsinfrastruktur etabliert haben wird.77 Für zulässig wird man es aber erachten können, 

dass eine Behörde die vergangene digitale Kommunikation (in einem anderen Verfahren) als Indiz zur 

Bereitschaft für zukünftige digitale Kommunikation wertet und zumindest (digital) nachfragt, ob der 

Kanal weiter genutzt werden soll. Diese Situation ist vergleichbar mit der anerkannten Konstellation, 

dass ein Antrag zwar (papier)schriftlich gestellt wird, jedoch eine E-Mail-Adresse angegeben ist, welche 

die Behörde dann nutzen darf, um die Bereitschaft zur elektronischen Kommunikation zu verifizieren.78 

bb) Datenschutz  

Insbesondere die digitale Kommunikation über das Internet stößt vielfach auf Bedenken wegen 

tatsächlich oder vermeintlich unzureichenden Datenschutzes. Behörden sind für Datenverarbeitungen, 

deren Zweck und Mittel sie bestimmen, verantwortlich (vgl. Art. 4 Nr. 7 DSGVO). Dazu kann 

 
74 Schoch/Schneider/Hornung, 6. EL November 2024, § 3a VwVfG Rn. 50. 
75 So aber Stelkens/Bonk/Sachs/Schmitz, 10. Aufl. 2022, § 22 VwVfG Rn. 30. 
76 S. Stelkens/Bonk/Sachs/U. Stelkens, 10. Aufl. 2022, § 37 VwVfG Rn. 50; Stelkens/Bonk/Sachs/Schmitz, 10. 
Aufl. 2022, § 9 VwVfG Rn. 57 f. 
77 S. https://www.it-planungsrat.de/beschluss/beschluss-2025-28 (abgerufen am 02.12.2025). 
78 Vgl. Schoch/Schneider/Hornung, 6. EL November 2024, § 3a VwVfG Rn. 46. 
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beispielsweise auch die Übermittlung von Daten über einen vom Bürger benannten E-Mail-Provider 

gehören. Behörden bedürfen insbesondere einer Rechtsgrundlage für die Verarbeitung 

personenbezogener Daten (Art. 5 Abs. 1 lit. a, Art. 6 Abs. 1 DSGVO). Ob sich Behörden insofern auf 

Art. 4 Abs. 1 BayDSG, der die durch Art. 6 Abs. 1 UAbs. 1 lit. e, Abs. 3 DSGVO eröffneten Möglichkeiten 

ausnutzt, stützen können, ist allerdings unsicher. Die digitale Kommunikation dient zwar im Kontext von 

Verwaltungsverfahren unzweifelhaft der Aufgabenerfüllung, bestritten werden könnte aber, dass sie – 

vor dem Hintergrund anderer Kommunikationsmöglichkeiten – gerade in dieser Form auch 

„erforderlich“ ist. Auch wenn diese Sichtweise nicht unbedingt überzeugt, erscheint es rechtssicherer, 

die digitale Kommunikation auf eine Einwilligung i. S. d. Art. 6 Abs. 1 UAbs. 1 lit. a DSGVO zu stützen. 

Die für eine Einwilligung in Art. 4 Nr. 11 und Art. 7 DSGVO aufgestellten Bedingungen dürften mit einer 

Zugangseröffnung i. S. d. Art. 3a Abs. 1 BayVwVfG erfüllt sein; insbesondere verlangt die DSGVO keine 

ausdrückliche, sondern nur eine „unmissverständlich abgegebene Willensbekundung“. Die bei 

Einwilligungen gegenüber Behörden grundsätzlich problematische79 Freiwilligkeit wird man jedenfalls 

annehmen können, solange der nicht-digitale Kommunikationsweg als Alternative zur Verfügung steht 

– es geht nicht um das „Ob“ der Datenverarbeitung, sondern nur um das „Wie“. 

Sollte die Übermittlung sensibler Daten i. S. d. Art. 9 Abs. 1 DSGVO für den Fortgang des Verfahrens 

erforderlich sein, muss die Behörde vom Antragsteller hingegen eine ausdrückliche Einwilligung 

einholen (Art. 9 Abs. 2 lit. a DSGVO), um den Kommunikationskanal weiter nutzen zu können. Zudem 

spricht einiges dafür, dass sie ggf. darauf hinweisen muss, dass für diese Form der Datenverarbeitung 

ein datenschutzrechtlich unbedenklicherer Kanal gewählt werden sollte. 

Ungeachtet der Frage der Einwilligung müssen Datenverarbeitungen und damit auch die 

Kommunikation gemäß Art. Art. 5 Abs. 1 lit. f, 25 und 32 Abs. 1 DSGVO ein hinreichendes 

Sicherheitsniveau aufweisen. Die „Datenschutzkonferenz“ weist insofern zu Recht auf die nach dem 

Stand der Technik notwendige und unproblematisch mögliche Transportverschlüsselung als 

Mindeststandard hin.80 Diese Anforderung wird heutzutage in der Regel schon beim Versand einfacher 

E-Mails gewahrt; der häufige Vergleich von E-Mail und Postkarte trifft insofern nicht (mehr) zu. Bei 

sensiblen Daten ist darüber hinaus grundsätzlich eine Ende-zu-Ende-Verschlüsselung der 

Kommunikation erforderlich, d.h. es muss ausgeschlossen sein, dass insbesondere die Provider des 

Kommunikationsdienstes von den Kommunikationsinhalten Kenntnis nehmen können. Inwieweit 

hierauf verzichtet werden kann, ist ungeklärt; die für einen Verzicht genauso wie für die Einwilligung in 

Datenverarbeitungen jedenfalls notwendige Freiwilligkeit könnte bezweifelt werden, wenn der Bürger 

nur zustimmt, weil er den Aufwand der technischen Schutzmaßnahme und die Langsamkeit der nicht-

 
79 Vgl. Erwägungsgrund 43 Satz 1 DSGVO. 
80 DSK, Orientierungshilfe „Maßnahmen zum Schutz personenbezogener Daten bei der Übermittlung per E-
Mail“ vom 27.5.2021. 
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digitalen Kommunikation scheut. Eine Lösung könnte hier sein, lediglich einen Link und Zugangsdaten 

per Email zu versenden, die dann Zugang zu zum Download bereitgestellten Dokumenten verschaffen. 

d) Zwischenergebnis zum Absehen von Formvorgaben 

Das gesetzgeberische Absehen von einer Formvorgabe hat grundsätzlich eine positive Wirkung auf die 

Ermöglichung digitaler Kommunikation; es könnte als deren Einfallstor bezeichnet werden. 

Insbesondere aus der Perspektive der Behörden verbleiben gleichwohl gewisse Begrenzungen, die sich 

aus Vorschriften jenseits der unmittelbaren Formvorgaben und faktischen Gegebenheiten 

(Zugangseröffnung) ergeben. Im Sinne einer Wechselwirkung kann die digitale Kommunikation des 

Bürgers allerdings häufig so verstanden werden, dass es auch der Behörde Spielräume für digitale 

Kommunikation eröffnet. 

2. „Schriftform“ und „schriftlich“ 

Im Folgenden werden Verwendung und Bedeutungsgehalt von „Schriftform“ und „schriftlich“ 
untersucht. 

a) Ausgewählte Fundorte – Schriftform 

Der Begriff „Schriftform“ ist eine gängige Formanforderung an Kommunikationshandlungen81, wie 

folgende Beispiele verdeutlichen: 

• Art. 68 Abs. 3 S. 1 BayBO: „Die Baugenehmigung bedarf der Schriftform.“ 

• Art. 38 Abs. 2 S. 1 GO: „Erklärungen, durch welche die Gemeinde verpflichtet werden soll, bedürfen 

der Schriftform.“ 

• Art. 60 Abs. 2 S. 1 BayVwVfG: „Die Kündigung bedarf der Schriftform, soweit nicht durch 

Rechtsvorschrift eine andere Form vorgeschrieben ist.“ 

b) Ausgewählte Fundorte – schriftlich 

Daneben verwendet der Gesetzgeber häufig den Begriff „schriftlich“: 

• Art. 64 BayVwVfG: „Setzt das förmliche Verwaltungsverfahren einen Antrag voraus, so ist er 

schriftlich oder zur Niederschrift bei der Behörde zu stellen.“ 

• Art. 36 Abs. 1 S. 1 VwZVG: „Die Zwangsmittel müssen unbeschadet des Art. 34 S. 2 und des 

Art. 35 schriftlich angedroht werden.“ 

c) Ausgewählte Fundorte: „Schriftform“ und „schriftlich“ kombiniert 

Gelegentlich werden auch beide Begriffe miteinander kombiniert bzw. nicht klar zwischen „Schriftform“ 

und „schriftlich“ differenziert: 

 
81 Ähnliche Anforderungen bestehen – zumindest implizit – im Fall von gesetzlichen Verpflichtungen, Protokolle 
oder Niederschriften zu unterzeichnen. Auch in solchen Fällen ist im Sinne einer vollständigen Digitalisierung 
der Akten vor allem danach zu fragen, welche Bedürfnisse das jeweilige Unterschriftserfordernis befriedigen soll 
(siehe Teil 1 IV.) und sodann, ob dies auch in einer anderen – digitalen – Form geschehen kann. 
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• Art. 57 BayVwVfG (Überschrift: Schriftform): „Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag ist schriftlich zu 

schließen, soweit nicht durch Rechtsvorschrift eine andere Form vorgeschrieben ist.“ 

• § 15 Abs. 7 S. 1, 2 GLKrWO: „Die Eintragung in das Wählerverzeichnis ist schriftlich oder zur 

Niederschrift unter Angabe des Familiennamens, des Vornamens, des Tags der Geburt und der 

Anschrift bei der Gemeinde zu beantragen. Die Schriftform gilt durch Telefax, E-Mail oder durch 

sonstige dokumentierbare Übermittlung in elektronischer Form als gewahrt.“ 

d) Beschreibung 

Schriftlichkeit kann korrespondierend mit dem allgemeinen Sprachgebrauch dann als gegeben 

angesehen werden, wenn Schriftzeichen in irgendeiner Form dauerhaft existieren. Die herkömmlich-

klassische Assoziation mit den Begriffen „schriftlich“ und „Schriftform“ besteht in der Vorstellung von 

einem handschriftlich signierten Papierdokument. Dieses Verständnis kommt auch in § 126 BGB zum 

Ausdruck, der allerdings im öffentlichen Recht nur auf materiell-rechtliche Willenserklärungen, nicht 

auf Verfahrenshandlungen Anwendung findet,82 vor allem im Fall von Verträgen und bei der für 

mitwirkungsbedürftige Verwaltungsakte erforderlichen Zustimmung83. Jenseits dessen ist im 

Verwaltungsrecht zu beobachten, dass – ermöglicht durch das Fehlen von Definitionen für die Begriffe 

„schriftlich“ und „Schriftform“ – in einigen Fällen eine zunehmende Entfernung dessen, was unter 

„schriftlich“ subsumiert wird, von dem klassischen Leitbild stattgefunden hat. Salopp formuliert: 

Schriftlichkeit ist nicht mehr das, was sie einmal war. 

aa) Schriftlichkeit nach klassischem Verständnis 

Schriftlichkeit nach klassischem Verständnis setzt – angelehnt an § 126 BGB und sowohl aus Bürger- als 

auch aus Behördenperspektive – grundsätzlich das Vorliegen eines eigenhändig unterschriebenen 

Papierdokuments voraus84, wobei – im Gegensatz zur zivilrechtlichen Schriftform nach § 126 BGB – 

eine Unterschrift nicht in allen Konstellationen erforderlich85 ist (s. Art. 37 Abs. 3, 5 BayVwVfG).  

bb) Schriftlichkeit nach weitem Verständnis 

Das klassische Verständnis von Schriftlichkeit ist allerdings schon seit langem aufgeweicht worden. 

Schriftlichkeit ist wie andere Verfahrensvorgaben kein Selbstzweck86, sondern soll den 

Verfahrensbeteiligten bzw. ihren anerkennenswerten Interessen dienen. Einem gesetzlichen 

Schriftlichkeitserfordernis kann daher nach allgemeiner Auffassung auch Genüge getan werden, wenn 

ein Dokument als Telegramm, Fernschreiben, Telefax oder Computerfax übermittelt wird.87 Auch die 

 
82 Stelkens/Bonk/Sachs/Schmitz, 10. Aufl. 2022, VwVfG § 22 Rn. 31. 
83 Stelkens/Bonk/Sachs/U. Stelkens, 10. Aufl. 2022, VwVfG § 35 Rn. 235. 
84 Vgl. Kopp/Ramsauer/Schlatmann, 26. Aufl. 2025, § 22 VwVfG Rn. 49; Kopp/Ramsauer/Tegethoff, 26. Aufl. 
2025, § 37 VwVfG Rn. 28. 
85 Schoch/Schneider/Schröder, 6. EL November 2024, § 37 VwVfG Rn. 54. 
86 GmS-OGB, Beschluß vom 5. 4. 2000 - GmS-OGB 1/98, NJW 2000, 2340, 2341. 
87 Schoch/Schneider/Schröder, 6. EL November 2024, § 37 VwVfG Rn. 56. 
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öffentliche Bekanntmachung soll ein Schriftlichkeitserfordernis erfüllen können, weil bei ihr wie bei den 

anderen genannten Kommunikationsformen gedruckte, also körperliche Schriftstücke mit den 

Eigenschaften der Ursprünglichkeit und Originalität nutzbar gemacht werden.88 Voraussetzung für die 

Erfüllung des Schriftlichkeitserfordernisses ist mithin nur, dass ein Original in Papierform vorliegt. Eine 

digitale bzw. online erfolgende Bereitstellung stellt einen vor allem die Frage der Übermittlung „nach 

außen“ betreffenden, ergänzenden Zusatz dar. Speziell für das Computerfax, bei dem (zumindest 

heute) weder beim Absender noch beim Empfänger zwingend ein Papierdokument vorliegen muss, ist 

diese Begründung indessen nicht unproblematisch; sie ist wohl eher von dem Bestreben getragen, 

klassisches Fax und moderneres Computerfax gleichzubehandeln. Erklärungen per einfacher E-Mail 

werden dagegen seit jeher nicht als schriftliche Erklärungen angesehen, sondern als elektronische. In 

einem gewissen Widerspruch dazu steht allerdings, dass das Bundesverwaltungsgericht den 

elektronischen Rechtsverkehr gem. §§ 55a ff. VwGO als Unterfall der schriftlichen Kommunikation 

i. S. d. § 81 VwGO qualifiziert hat.89  

Dies zeigt nicht zuletzt, dass die Frage, ob ein Gesetz die klassische „Papierschriftlichkeit“ fordert oder 

in mehr oder weniger großem Umfang einem weiter gefassten Verständnis von Schriftlichkeit folgt, 

durch Auslegung im Einzelfall zu beantworten ist. Der Wortlaut ist dabei nicht von zentraler Bedeutung, 

weil der Gesetzgeber die Begriffe „schriftlich“ und „Schriftform“ nicht immer differenzierbar 

voneinander trennt. Ein Beispiel hierfür findet sich in Art. 57 BayVwVfG, in dem unter der Überschrift 

„Schriftform“ von „schriftlich“ die Rede ist. Umgekehrt kann im Rahmen von Vollstreckungsregelungen 

davon ausgegangen werden, dass angesichts des damit einhergehenden tiefgreifenden Rechteeingriffs 

wohl die strenge, klassische Papierschriftlichkeit gemeint ist, auch wenn der Gesetzgeber lediglich von 

„schriftlich“ spricht und nicht etwa die Schriftform anordnet. Maßgeblich sind vor allem Zweck und 

Systematik des Gesetzes, wie auch folgende Beispiele zeigen: 

• Die Baugenehmigung bedarf gem. Art. 68 Abs. 3 S. 1 BayBO der Schriftform. Gemäß Art. 68 Abs. 3 

S. 2 Hs. 1 BayBO ist die Baugenehmigung insoweit zu begründen, als nachbarliche Einwendungen 

in Textform vorgebracht wurden. Aus der Nennung von Schriftform und der kontrastierenden 

Erwähnung der Textform im selben Absatz des Art. 68 BayBO ergibt sich, dass es in diesem Kontext 

einen deutlichen Unterschied zwischen Schrift- und Textform geben muss, sodass unter Schriftform 

 
88 Vgl. Kopp/Ramsauer/Tegethoff, 26. Aufl. 2025, § 3a VwVfG Rn. 41; Schoch/Schneider/Schröder, 6. EL 
November 2024, § 37 VwVfG Rn. 56. Mit Blick auf Online-Bekanntmachungen mag man dies in Frage stellen, 
allerdings erfolgen diese bislang nur in Form von Hinweisen auf ein nach wie vor in Papierform vorliegendes 
Dokument. 
89 BVerwG, Urt. v. 25.1.2021 – 9 C 8/19 (NVwZ 2021, 1061, beck-online). 
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nur die klassische Papier-Schriftlichkeit zu verstehen sein kann, die unter den strengen 

Anforderungen des Art. 3a BayVwVfG ersetzt werden kann.90  

• § 15 Abs. 7 S. 2 GLKrWO normiert, dass die Schriftform durch Telefax, E-Mail oder durch sonstige 

dokumentierbare Übermittlung in elektronischer Form als gewahrt gelten soll. Unabhängig davon, 

ob man in dieser Regelung eine Fiktion erblickt, nach der die Schriftform (ausnahmsweise) durch 

elektronische Medien gewahrt werden soll, oder vertreten wird, dass der Gesetzgeber zum 

Ausdruck bringen wollte, dass „elektronisch“ als Unterfall der Schriftform91 anzusehen ist und 

dieser genügt, wird seitens des Gesetzes kommuniziert, dass die digitale Eintragung in das 

Wählerverzeichnis zulässig ist.  

• Sofern eine Urkunde, deren Ausstellung einige Vorschriften verlangen (beispielsweise 

Art. 98 Abs. 7 S. 4 BayHIG über den erfolgreichen Abschluss des Habilitationsverfahrens oder 

§ 8 Abs. 2 S. 1 BeamtStG für die Beamtenernennung) als eigene Kategorie der Schriftlichkeit 

angesehen und nicht etwa darauf reduziert wird, dass bei Vorgabe der Urkundsform mittelbar die 

Schriftform angeordnet wird und die Schriftform wiederum ersetzt werden kann, so stellen 

Urkunden im Ausgangspunkt eine Kategorie dar, für die klassische Papierschriftlichkeit verlangt ist. 

Allerdings enthielt § 5 Abs. 2 S. 3 BRRG ein ausdrückliches Verbot der elektronischen Form, was 

dafür sprach, dass theoretisch auch Urkunden in elektronischer Form ausgestellt werden können. 

Das BayVwVfG normiert in Art. 33 Abs. 1 S. 1, dass jede Behörde befugt ist, Abschriften von 

Urkunden, die sie selbst ausgestellt hat, zu beglaubigen, während in Art. 33 Abs. 4 Nr. 4 die 

entsprechende Geltung der Absätze 1 bis 3 für elektronische Dokumente anordnet, woraus sich 

schließen lässt, dass Urkunden grundsätzlich keine elektronische Form haben. Das BayDiG trifft 

bisher keine Aussage zu Urkunden, und aus Art. 2 Abs. 3 S. 3 BayMinG, wonach die Erstellung der 

Urkunde über die Ministerberufung in elektronischer Form ausgeschlossen ist, lässt sich aufgrund 

des sehr speziellen Anwendungsbereichs der Norm auch keine Wertung (in dem Sinne, dass 

Urkunden in elektronischer Form ausgestellt werden können, wenn dies nicht explizit 

ausgeschlossen ist) auf andere bayerische Gesetze übertragen – die Formvorgabe „Urkunde“ hat 

eine die digitale Kommunikation verunmöglichende Wirkung. 

In Fällen, in denen sich kein systematischer Schluss ziehen lässt oder keine gesetzliche Intention 

erkennbar ist, die Aufschluss geben könnte, welche Kommunikationsform einem 

Schriftformerfordernis genügen soll, kommt es darauf an, anhand des sich durch Auslegung 

 
90 Vom Schriftformerfordernis, das in früheren Fassungen der Norm noch vorhanden war, wurde abgesehen, um 
per E-Mail vorgebrachte Einwendungen als formgerecht werten zu können, Schwarzer/König/Laser, 5. Aufl. 
2022, Art. 68 BayBO Rn. 58. 
91 Vgl. in diesem Zusammenhang BVerwG, Urt. v. 25.1.2021 – 9 C 8/19 (NVwZ 2021, 1061, beck-online) zum 
Verhältnis von § 55a Abs. 1 VwGO und § 81 Abs. 1 S. 1 VwGO. 
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ergebenden erforderlichen Grades der Erfüllung der Schriftformfunktionen – siehe gleich unter e) und 

die Tabelle unter IV. – zu ermitteln, welche „Art der Schriftlichkeit“ gemeint ist. 

Speziell für die digitale Kommunikation dürfte seit der Einführung von Schriftformsubstituten in 

§ 3a Abs. 2 und 3 VwVfG und seinen landesrechtlichen Pendants allerdings klar sein, dass eine 

„einfache“ elektronische Form gerade nicht zur Erfüllung von Schriftformerfordernissen ausreicht, 

denn sonst hätte es dieser Regelung nicht bedurft. 

e) Schriftformfunktionen und die Grade ihrer Erfüllung durch die Varianten der Schriftlichkeit 

Zunächst sollen Funktionen, die Schriftlichkeitsvorgaben allgemein zukommen können, kurz dargestellt 

werden. Daran schließen sich Überlegungen an, inwieweit diese durch die unterscheidbaren Varianten 

der Schriftlichkeit typischerweise erfüllt werden können. Grundsätzlich ist als Basis zu verlangen, dass 

der gewählte Kommunikationsweg geeignet ist, Authentizität nicht unbedingt zu gewährleisten, aber 

deren Vorliegen überwiegend wahrscheinlich erscheinen zu lassen. 

aa) Allgemeine Schriftformfunktionen 

Das Schriftformerfordernis dient der Sicherheit des Rechtsverkehrs92, der Rechtssicherheit93 und 

verwirklicht das Rechtsstaatsprinzip94.  

Die Funktionen der Schriftform lassen sich wie folgt aufschlüsseln:95: 

„Die Schriftform hat, sei es kumulativ, sei es zum Teil, 

− eine Abschlussfunktion, dh sie bringt das Ende der Erklärung zum Ausdruck, 

− eine Perpetuierungsfunktion, dh sie gewährleistet die fortdauernde Wiedergabe der 
Erklärung in einer Urkunde mit der Möglichkeit zur Überprüfung96, 

− eine Identitätsfunktion, dh sie ermöglicht es, den Erklärenden zu erkennen, 

− eine Echtheitsfunktion, dh sie gewährleistet die inhaltliche Zuordnung der Erklärung zum 
Erklärenden, 

− eine Verifikationsfunktion, dh sie dient der Überprüfbarkeit der Echtheit der Erklärung 

− eine Beweisfunktion, dh sie ist zum Nachweis der Erklärung geeignet, 

− eine Warnfunktion, dh der Erklärende wird auf die rechtliche Verbindlichkeit der Erklärung 
hingewiesen und vor Übereilung geschützt.“ 

 
92 Vgl. BeckOK VwVfG/Michler, 68. Ed. 1.7.2025, § 64 VwVfG vor Rn. 1. 
93 Schoch/Schneider/Schröder, 6. EL November 2024, § 37 VwVfG Rn. 55. 
94 Vgl. Stelkens/Bonk/Sachs/Siegel, 10. Aufl. 2022, § 57 VwVfG Rn. 3. 
95 Stelkens/Bonk/Sachs/Schmitz/Prell, 10. Aufl. 2022, § 3a VwVfG Rn. 17, Hervorhebungen bei den 
Spiegelstrichen nur hier; Kopp/Ramsauer/Tegethoff, 26. Aufl. 2025, § 3a VwVfG Rn. 40. 
96 Die Gewährleistung dieser Überprüfungsmöglichkeit von interner wie externer Seite ist rechtsstaatlich 
geboten und wird einfachgesetzlich durch den Anspruch der Beteiligten auf Akteneinsicht ausgedrückt. Diesen 
Anforderungen muss durch eine ordnungsgemäße behördliche Aktenführung Genüge getan werden, 
Kopp/Ramsauer/Ramsauer/Schlatmann, 26. Aufl. 2025, § 29 VwVfG Rn. 12. 
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Aus dem beamtenrechtlichen Bereich lassen sich noch eine Dokumentationsfunktion, die die 

Nachprüfung durch Dritte ermöglichen und dadurch zu Rechtsklar- und -sicherheit beitragen soll 

(beispielsweise im Hinblick auf die Dokumentation von Genehmigungs- oder Versagungsgründen), des 

Weiteren eine Wirkung gegen Vollzugsdefizite und ein „Beitrag zu[ ] vorbeugende[r] 

Korruptionsbekämpfung“ übertragen.97 Die Wirkung gegen Vollzugsdefizite lässt sich dabei als 

mittelbare Wirkung der Dokumentationsfunktion einordnen. Auch ist denkbar, dass klassisch-

schriftlichen Formen (mit Unterschriftserfordernis) die Funktion einer moralischen Hemmschwelle 

zukommt.98  

Die Schriftformfunktionen lassen sich grob danach unterscheiden, ob sie einen verstärkten 

„Personenbezug“ aufweisen, sich überwiegend auf den Inhalt der Erklärung bzw. auf deren Schutz 

beziehen oder ob sie vor allem allgemeine Interessen des Rechtsverkehrs wahren sollen. Diese 

Kategorien sind aber nicht trennscharf; sie überschneiden und bedingen sich teilweise gegenseitig. 

Größeren Personenbezug weisen beispielsweise die Identitätsfunktion, die Warnfunktion, die Funktion 

der moralischen Hemmschwelle, aber auch die Echtheitsfunktion auf, die die Zuordnung des Inhalts 

zur erklärenden Person beschreibt. Letztere dient aber genauso dem erklärten Inhalt wie die 

Abschlussfunktion. Allgemeininteressen dienen letztendlich alle Schriftformfunktionen, aber bei der 

Perpetuierungs-, Verifikations-, Beweis- und Dokumentationsfunktion steht dieser Zweck 

möglicherweise besonders im Vordergrund. Die Funktionen der Schriftform korrespondieren 

miteinander und sie sind grundsätzlich gleich bedeutend. Da die Funktion der Schriftform, eine 

moralische Hemmschwelle zu sein, vielleicht am wenigsten belegbar ist, könnte diesem Aspekt 

allerdings geringeres Gewicht zukommen.  

Teilweise wird die Erfüllung der Funktionen mit den Mitteln des Strafrechts unterstützt (dazu unten 

III.). 

bb) Erfüllungsgrade durch Schriftlichkeitsvarianten 

Die klassische Papierschriftlichkeit erfüllt als „Urform“ typischerweise alle Schriftlichkeitsfunktionen. 

Schon sie garantiert aber nicht vollständig die Echtheit der Urkunde, solange sie nicht vor den Augen 

des Empfängers unterschrieben wurde.  

Bei Schriftlichkeit im weiteren Sinne hängt es vom gewählten Kommunikationskanal im Einzelfall ab, ob 

und inwieweit die Funktionen erfüllt werden können. Abstriche sind vor allem dann zu machen, wenn 

nicht das Originaldokument den Empfänger erreicht (oder es ein solches gar nicht gibt): Telegramme 

konnten beispielsweise telefonisch (d.h. ohne Identitätsfeststellung) aufgegeben werden. Die oft 

 
97 Vgl. BeckOK BeamtenR Bayern/Brinktrine, 36. Ed. 1.10.2020, Art. 81 BayBG Rn. 175-178. 
98 S. Abraham MMR 2022, 530, 533. 
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mäßige Qualität eines Telefaxes macht Fälschungen des Originals schwer erkennbar. Beim Computerfax 

müssen mangels Unterschrift auch Abstriche bei der Abschlussfunktion gemacht werden. Klassisches 

Fax und Computerfax führen – zumindest heute – auch nicht mehr zwingend zum Empfang eines 

Papierdokuments, sondern können den Empfänger auch digital als PDF-Datei erreichen. Insgesamt gilt: 

Je weniger Hürden an die Identifikation vor, bei und nach Nutzung des Kommunikationskanals 

bestehen, je „anonymer“ das Kommunikationsmittel ist, desto geringer wird typischerweise die 

garantierte Funktionserfüllung sein. Sofern die Ebene der klassischen Schriftlichkeit verlassen wird, ist 

es situativ zu beurteilen, welche Schriftlichkeitsfunktionen zu welchem Grad erfüllt werden können.  

Zu berücksichtigen ist allerdings, dass Defizite, die die Identität des Absenders betreffen, u.U. 

kompensiert werden können: Oft wird es sich so verhalten, dass – wenn von Bürgerseite Anliegen 

vorgebracht werden – etwa Informationen vorgetragen werden, von denen nur der Antragsteller 

Kenntnis haben kann, und in der Folge beispielsweise Prozesse in Gang gesetzt oder Nachweise 

verlangt werden, die zu Verfahrensbeginn möglicherweise vorhandene Zweifel ausräumen können. 

Dies – und auch der Umgang mit dem Computerfax – zeigt, dass jedenfalls bei 

Kommunikationsvorgängen zur Verwaltung hin der Hauptzweck der Schriftlichkeit gar nicht auf der 

Identitätsfunktion liegt, sondern darauf, ein „aktenfähiges“ (Papier-)Dokument zu erhalten. Mit der 

Einführung der elektronischen Akte wird dieser Zweck allerdings hinfällig: Papierdokumente müssen 

vielmehr umständlich digitalisiert werden (vgl. Art. 33 Abs. 3 S. 1 BayDiG) und es wäre für die 

Verwaltung vorzugswürdig, digitale Kommunikation zu empfangen. In umgekehrter Richtung dürfte die 

zentrale Bedeutung von Schriftformerfordernissen darin liegen, dem Bürger ein dauerhaftes, bei 

anderen Behörden oder Gerichten vorlagefähiges Dokument zu verschaffen. Dieser Zweck ist – 

angesichts der „digital divide“ und der geringeren Beweiskraft von anderen Dokumenten als Urkunden 

– weiterhin von Bedeutung. 

f) Auswirkungen auf die Digitalisierung 

Die klassische Papierschriftlichkeit ist im Ausgangspunkt ein Digitalisierungshemmnis. Dem hat der 

Gesetzgeber dadurch entgegenzuwirken versucht, dass er in Art. 3a Abs. 2, 3 BayVwVfG sog. 

Schriftformsubstitute zulässt. Dabei handelt es sich um digitale Kommunikation, die jedoch hohen 

(Sicherheits-)Anforderungen unterliegt und sich daher bisher in der Praxis kaum durchgesetzt hat. Zu 

den Details noch unten 4.   

Indes fordert das Gesetz mit – im Wortlaut wie auch immer ausgestalteten – Formvorgaben der 

Schriftlichkeit nicht stets die Papierschriftlichkeit. Elektronische Kommunikation wird seit jeher in 

gewissem Umfang für zulässig erachtet, auch um den Preis, dass die mit der Schriftlichkeit (angeblich) 

verfolgten Zwecke zumindest beeinträchtigt werden. Insofern könnte man die Schriftlichkeit auch als 
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„gefühlte Schriftform“ bezeichnen.99 Mit der Einführung der Begriffe „elektronisch“, „elektronische 

Form“, „Textform“ und der ausdrücklichen Anerkennung der Möglichkeit der elektronischen oder 

digitalen Kommunikation hat der Gesetzgeber allerdings – bewusst oder unbewusst – einer 

teleologisch durchaus möglichen, digitalisierungsfreundlichen weiteren Extension des Begriffs der 

Schriftlichkeit einen Riegel vorgeschoben. 

3. „Elektronisch“ 

Die Formvorgabe „elektronisch“ findet sich mittlerweile häufig in Gesetzen, häufig als Alternative zur 

Formvorgabe „schriftlich“: 

a) Ausgewählte Fundorte: elektronisch 

• § 37 I Lehramtsprüfungsordnung II: „Der Antrag auf Anerkennung einer außerhalb des 

Geltungsbereichs des Bayerischen Lehrerbildungsgesetzes erworbenen Lehramtsbefähigung ist 

schriftlich oder elektronisch an das Staatsministerium oder die von ihm beauftragte Stelle zu 

richten.“ 

• Art. 13 Abs. 1 S. 1 BayVersG: „Wer eine Versammlung unter freiem Himmel veranstalten will, hat 

dies der zuständigen Behörde spätestens 48 Stunden vor ihrer Bekanntgabe fernmündlich, 

schriftlich, elektronisch oder zur Niederschrift anzuzeigen.“ 

b) Beschreibung 

Die Formvorgabe „elektronisch“ zeichnet sich dadurch aus, dass der Bedeutungsgehalt über 

Schriftzeichen vermittelt wird, die nicht gegenständlich verkörpert sind (etwa in einem Schriftstück) 

sondern in digitaler Form (wie etwa in einer Datei). Auf Adressatenseite ist das Vorhandensein 

technischer Hilfsmittel wie Hard- und Software zur Rezeption des Inhalts erforderlich.100 Elektronische 

Kommunikation kann beispielsweise per E-Mail erfolgen. Ein Verwaltungsakt lässt sich als elektronisch 

kategorisieren, wenn er ausschließlich in seiner ursprünglichen elektronischen Form, die seiner 

Erstellung zugrunde liegen muss, im Original existent ist.101 Eine lediglich elektronische Übermittlung, 

die beispielsweise auch beim Telefax vorliegt, genügt nicht für die Kategorisierung eines Dokuments als 

elektronisch (dazu noch II.).102 

c) Funktion(serfüllung) 

Der elektronische Verwaltungsakt hat aufgrund der zunehmenden Bedeutung elektronischer 

Kommunikation in Art. 37 Abs. 2 BayVwVfG explizite Erwähnung gefunden.103 Inwieweit die der 

 
99 Vgl. Abraham MMR 2022, 530, 532 m. w. N. 
100 Schoch/Schneider/Schröder, 6. EL November 2024, § 37 VwVfG Rn. 59. 
101 Kopp/Ramsauer/Tegethoff, 26. Aufl. 2025, § 37 VwVfG Rn. 19d. 
102 Kopp/Ramsauer/Tegethoff, 26. Aufl. 2025, § 37 VwVfG Rn. 19d; Schoch/Schneider/Schröder, 6. EL November 
2024, § 37 VwVfG Rn. 60. 
103 Kopp/Ramsauer/Tegethoff, 26. Aufl. 2025, § 37 VwVfG Rn. 19d. 
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Schriftform zugewiesenen Funktionen im Rahmen der Formvorgabe „elektronisch“ erfüllt werden, ist 

abhängig vom im Einzelfall gewählten Kommunikationskanal – insbesondere im Hinblick auf die 

Funktionen, die Authentizität, Integrität und beweiserhaltende Dokumentation104 gewährleisten sollen 

– und ob und inwieweit Medienbrüche (beispielsweise durch Ausdruck von Akten, um die 

Perpetuierungsfunktion zu erfüllen) in Kauf genommen werden wollen, um eine zusätzliche 

„Sicherheit“ im Sinne von Parallelakten105 zu erhalten, oder ob auf schlichte Speicherung unter 

Verwendung geeigneter technisch-organisatorischer Maßnahmen nach dem Stand der Technik 

„vertraut“ wird – gemäß Art. 33 Abs. 3 S. 1 BayDiG sollen Papierdokumente in ein digitales Format 

übertragen und gespeichert werden. 

d) Wirkung auf digitale Kommunikation 

Die Wirkung der Formvorgabe „elektronisch“ auf digitale Kommunikationsformen lässt sich als sehr 

positiv einordnen, denn bei „elektronisch“ handelt es sich um einen Begriff, der offen sein kann für 

jegliche digitale Kommunikationsformen.106 In der häufigen Begriffspaarung „schriftlich oder 

elektronisch“ wird die der schriftlichen Form immanente Grenze für digitale Kommunikation 

überwunden, gleichzeitig aber die Möglichkeit der schriftlichen Kommunikation beibehalten.  

Verwaltungsaktbezogen findet sich die Feststellung, ein elektronischer Bescheid werde im Gegensatz 

zu klassisch-schriftlichen Verwaltungsakten nicht im gleichen Maß als üblich empfunden.107 Dies mag 

(noch) zutreffend sein. Allerdings dürfte die Akzeptanz im Rahmen der fortschreitenden Digitalisierung 

und damit einhergehenden digitalen Angeboten immer weiter steigen. Mag auch die De-Mail-

Technologie nicht den erhofften Wirkungsgrad erreicht haben und es fraglich sein, ob und inwieweit 

Signaturtechnik zur Entfaltung gekommen ist108, so werden angesichts der stetigen Weiterentwicklung 

der digitalen Verwaltungsangebote und durch das Lernen aus vergangenen Erfahrungen mit 

„gescheiterten“ Ansätzen digitale Kommunikationskanäle geschaffen werden, die auf breite Akzeptanz 

treffen und zur Normalität werden werden. 

4. „Elektronische Form“ 

Von der Formvorgabe „elektronisch“ zu unterscheiden ist die Vorgabe der Verwendung der 

„elektronischen Form“ für die Kommunikation. Letztere macht nur einen Teilbereich der elektronischen 

Kommunikation insgesamt aus. Der Begriff der elektronischen Form ist in § 3a VwVfG legaldefiniert; es 

finden sich Parallelregelungen in den § 126a BGB, § 87a Abs. 3 AO, § 36a Abs. 2 SGB I.109 Wie beim 

 
104 Eine Orientierung hierzu kann die Technische Richtlinie BSI-TR 03125 "Beweiswerterhaltung kryptographisch 
signierter Dokumente" bieten. 
105 Auch Hybridakten genannt, Kopp/Ramsauer/Ramsauer/Schlatmann, 26. Aufl. 2025, § 29 VwVfG Rn. 12e. 
106 Vgl. Schoch/Schneider/Schröder, 6. EL November 2024, § 37 VwVfG Rn. 61. 
107 Stelkens/Bonk/Sachs/U. Stelkens, 10. Aufl. 2022, § 37 VwVfG Rn. 51 f. 
108 Vgl. Stelkens/Bonk/Sachs/U. Stelkens, 10. Aufl. 2022, VwVfG § 37 Rn. 51 f. 
109 Stelkens/Bonk/Sachs/Schmitz/Prell, 10. Aufl. 2022, VwVfG § 3a Rn. 20a. 
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Begriffspaar „schriftlich“ und „Schriftform“ bedarf es allerdings einer genauen Auslegung der 

jeweiligen Norm, um ihren Bedeutungsgehalt zu ermitteln. 

a) Ausgewählte Fundorte: elektronische Form 

• Art. 3a Abs. 2 S. 1 BayVwVfG: „Eine durch Rechtsvorschrift angeordnete Schriftform kann, soweit 

nicht durch Rechtsvorschrift etwas anderes bestimmt ist, durch die elektronische Form ersetzt 

werden.“ 

• Art. 71e S. 1, 2 BayVwVfG: „Das Verfahren in diesem Abschnitt wird auf Verlangen in 

elektronischer Form abgewickelt. Art. 3a Abs. 2 bis 4 bleibt unberührt.“ 

• Art. 5 Abs. 5 VwZVG: „Ein elektronisches Dokument kann im Übrigen unbeschadet des Abs. 4 

elektronisch zugestellt werden, soweit der Empfänger hierfür einen Zugang eröffnet; es ist 

elektronisch zuzustellen, wenn auf Grund einer Rechtsvorschrift ein Verfahren auf Verlangen des 

Empfängers in elektronischer Form abgewickelt wird. Für die Übermittlung ist das Dokument mit 

einer qualifizierten elektronischen Signatur oder einem qualifizierten elektronischen Siegel zu 

versehen und gegen unbefugte Kenntnisnahme Dritter zu schützen.“ 

b) Beschreibung 

Art. 3a Abs. 2 S. 1 BayVwVfG normiert, dass die Schriftform durch die elektronische Form ersetzt 

werden kann. Art. 3a Abs. 2 S. 2 BayVwVfG erläutert, dass dieser Ersatz durch ein elektronisches 

Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen ist, zu erfolgen hat. Jeder 

Verwaltungsakt in elektronischer Form ist zugleich ein elektronischer Verwaltungsakt, aber nicht jeder 

elektronische Verwaltungsakt ist ein Verwaltungsakt in elektronischer Form.110 

Von dieser schriftformersetzenden Funktion zu unterscheiden ist die Begriffsverwendung in Art. 71e 

S. 1, 2 BayVwVfG und Art. 5 Abs. 5 VwZVG, die sich auf das gesamte Verfahren bezieht und nicht auf 

einen konkreten Kommunikationsvorgang. Daher lassen diese Vorschriften auch ausdrücklich Art. 3a 

Abs. 2 und 3 BayVwVfG unberührt. In diesem verfahrensbezogenen Sinne bezieht sich die Vorgabe auf 

sämtliche Verfahrenshandlungen, die dann elektronisch im unter 3. genannten Sinne durchzuführen 

sind. Falls Schriftlichkeitserfordernisse bestehen, können diese gleichwohl aber nur mithilfe der 

spezifischen elektronischen Form substituiert werden. Ist dies nicht möglich (z.B. mangels 

Zugangseröffnung auf Seiten des Bürgers), kann das Verfahren insoweit nicht elektronisch durchgeführt 

werden. 

 
110 Schoch/Schneider/Schröder, 6. EL November 2024, VwVfG § 37 Rn. 61. 
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c) Funktion(serfüllung) 

Die Statuierung der Anforderungen an die schriftformersetzende elektronische Kommunikation dient 

der rechtssicheren Kommunikation zwischen Bürger und Verwaltung.111 Sie erfüllt die klassischen 

Funktionen, die auch mit der Schriftform erfüllt werden; entweder aufgrund der qualifizierten 

elektronischen Signatur nach Art. 3a Abs. 2 S. 2 BayVwVfG, die als Unterschriftenersatz aufgrund ihrer 

Verbindung mit dem elektronischen Dokument fungiert, oder indem weitere Voraussetzungen sowie 

die Nutzung eines sicheren Übertragungsweges normiert werden (dies betrifft den Schriftformersatz 

nach den Varianten des Art. 3a Abs. 3 BayVwVfG).112 In umfassender Weise funktionserfüllend ist auch 

der Schriftformersatz nach Art. 25 Abs. 3 eIDAS-VO und nach § 9a OZG. 

d) Wirkung auf digitale Kommunikation 

Grundsätzlich kann mithilfe des Art. 3a Abs. 2, 3 BayVwVfG jedes Schriftformerfordernis überwunden 

werden. Regelungstechnisch hat dies eine positive Wirkung auf die digitale Kommunikation, denn der 

Gesetzgeber spart sich eine differenzierte Prüfung der fortdauernden Notwendigkeit jedes tradierten 

Schriftlichkeitserfordernisses. Allerdings wirkt die elektronische Form i. S. v. Art. 3a Abs. 2, 3 BayVwVfG 

aufgrund der mit ihr einhergehenden hohen Anforderungen faktisch beschränkend auf die digitale 

Kommunikation. Das mit den hohen Anforderungen an die elektronische Signatur einhergehende hohe 

Sicherheitsniveau, dem eine positive Wirkung für die digitale Kommunikation IT-sicherheitsbewusster 

Menschen zukommen könnte, konnte die faktische Einschränkung durch die hohen Nutzungshürden 

bislang nicht kompensieren. 

Ausgeschlossen ist der Schriftformersatz – neben dem bereits erwähnten Fall der Erforderlichkeit einer 

Urkunde – im Anwendungsbereich des Art. 37 Abs. 2 S. 3 BayVwVfG, wonach ein elektronischer 

Verwaltungsakt – wenn hieran ein berechtigtes Interesse besteht und der Betroffene dies unverzüglich 

anzeigt – schriftlich zu bestätigen ist und Art. 3a Abs. 2, 3 BayVwVfG insoweit keine Anwendung finden. 

Somit kann diese schriftliche Bestätigung nicht durch ein Vorgehen nach Art. 3a Abs. 2, 3 BayVwVfG 

ersetzt werden, unabhängig davon, ob der zu bestätigende elektronische Verwaltungsakt eine 

qualifizierte elektronische Signatur aufweist oder nicht.113 Sollte der zu bestätigende elektronische 

Verwaltungsakt eine qualifizierte elektronische Form aufweisen, stellt sich allerdings die Frage, ob 

aufgrund des hohen Beweiswerts der qualifizierten elektronischen Signatur überhaupt eine schriftliche 

Bestätigung verlangt werden kann – dies ist bei Vorliegen eines „erhöhte[n] berechtigte[n] Interesse[s]“ 

zu bejahen.114 Sollten diese Voraussetzungen erfüllt sein, so ist die Papier-Schriftlichkeit obligat. 

 
111 Kopp/Ramsauer/Tegethoff, 26. Aufl. 2025, VwVfG 3a Rn. 1. 
112 S. Kopp/Ramsauer/Tegethoff, 26. Aufl. 2025, VwVfG 3a Rn. 40. 
113 S. Kopp/Ramsauer/Tegethoff, 26. Aufl. 2025, § 37 VwVfG Rn. 26 f. 
114 Schoch/Schneider/Schröder, 6. EL November 2024, VwVfG § 37 Rn. 68. 
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5. „Zur Niederschrift“ 

Die Formvorgabe „zur Niederschrift“ ist ebenfalls relativ verbreitet. 

a) Ausgewählter Fundort 

• Art. 64 BayVwVfG: „Setzt das förmliche Verwaltungsverfahren einen Antrag voraus, so ist er 

schriftlich oder zur Niederschrift bei der Behörde zu stellen.“ 

b) Beschreibung 

Die Antragstellung zur Niederschrift erfordert die persönliche Anwesenheit des Antragstellers und die 

Protokollierung des Antrags durch einen Behördenbediensteten.115 

c) Bedeutung 

Es handelt sich um eine Abweichung vom Grundsatz der Formfreiheit für das nichtförmliche 

Verwaltungsverfahren.116 Soweit ersichtlich, tritt diese Formvorgabe grundsätzlich117 als weitere 

Formoption neben der Schriftlichkeit auf. 

d) Funktion(serfüllung) 

Wird ein Antrag zur Niederschrift gestellt, so kann sich die Behörde über die Identität des Antragstellers 

vergewissern und möglicherweise Anliegen, denen die Ernsthaftigkeit fehlt, in einem frühen Stadium 

des Verfahrens herausfiltern118, wobei dies eher ein Nebeneffekt zum Hauptzweck der Formvorgabe, 

der in der Kommunikationsermöglichung für Schreibunkundige liegt119, ist. 

e) Wirkung auf digitale Kommunikation 

Auf digitale Kommunikation hat die Formvorgabe „zur Niederschrift“ eine stark restringierende 

Wirkung. Es ist bereits umstritten, ob eine telefonische Antragstellung, die behördlicherseits 

protokolliert wird, wegen der nicht mit letzter Sicherheit garantierbaren Identität des Anrufers den 

Anforderungen der Vorgabe „zur Niederschrift“ genügt.120 Dem könnte allerdings mit den sich aus der 

Digitalisierung neu ergebenden Möglichkeiten begegnet werden: In Betracht kommt beispielsweise als 

Ersatz für den behördlichen Präsenztermin ein Videotelefonat mit der Behörde unter Ausweis-

 
115 BeckOK VwVfG/Michler, 68. Ed. 1.7.2025, § 64 VwVfG Rn. 12 m. w. N. 
116 BeckOK VwVfG/Michler, 68. Ed. 1.7.2025, § 64 VwVfG Rn. 1. 
117 Eine Ausnahme zu diesem Grundsatz findet sich in Art. 56 Abs. 2 S. 1 LWG, der aber auf die spezielle 
Situation des Verzichts auf einen Landtagssitz zugeschnitten ist. 
118 Nach einer Entscheidung des BVerwG aus dem Jahre 1963 erschöpft sich der Sinn einer Protokollierung nicht 
nur in der „rein mechanische[n] Entgegennahme der Erklärung“, sondern sie bietet „auch ein Prüfungsrecht 
und eine Prüfungspflicht hinsichtlich der Persönlichkeit des Beschwerdeführers und der Ernstlichkeit seiner 
Erklärung“ (BVerwG, Urt. v. 22.11.1963 – BVerwG IV C 76/63), wobei die Behörde „nur in Extremfällen“ zur 
Zurückweisung des Anliegens berechtigt ist, Schoch/Schneider/Reimer, 6. EL November 2024, § 64 VwVfG Rn. 
37. 
119 Kopp/Ramsauer/Wysk, 26. Aufl. 2025, § 64 VwVfG Rn. 13. 
120 S. BeckOK VwVfG/Michler, 68. Ed. 1.7.2025, VwVfG § 64 Rn. 12; Kopp/Ramsauer/Wysk, 26. Aufl. 2025, 
§ 64 VwVfG Rn. 12, jeweils m. w. N. 
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Präsentation vor der Kamera (die eventuell per Screenshot festgehalten wird), wobei 

datenschutzrechtliche Vorgaben den begrenzenden Rahmen bilden werden. Sobald es 

nutzerfreundliche und mit fortgeschrittenen elektronischen Signaturen ausgestattete entsprechende 

Anwendungen der BundID/DeutschlandID gibt, könnten diese sowohl zur Anmeldung bei 

Videokonferenzen als auch beispielsweise für elektronische Präsenzbeurkundungen von Protokollen 

verwendet werden. So ist es bereits möglich, über das zentrale Portal der Bundesnotarkammer einen 

Online-Notartermin zu erhalten, in dessen Rahmen Beurkundungen etwa zur Gründung einer GmbH 

oder einer UG (haftungsbeschränkt) erfolgen können „sowie alle Anmeldungen zum Gesellschafts-, 

Handels-, Genossenschafts-, Vereins- und Partnerschaftsregister“.121 Soweit „zur Niederschrift“ – wie 

üblich – als Form-Alternative zu „schriftlich“ verwendet wird, bietet die Vorgabe ohnehin nur eine 

zusätzliche Option; das in der Rechtsprechung wohl am stärksten ausjudizierte Beispiel des § 81 VwGO 

zeigt, dass die die digitale Kommunikation verhindernde Wirkung nicht auf das grundsätzlich weit zu 

verstehende, im Hinblick auf digitale Kommunikation potentiell offene „schriftlich“ ausstrahlt. 

6. „Textform“ 

Zunehmend Verbreitung findet auch im Verwaltungsrecht der Begriff der Textform, der ursprünglich 

aus dem Zivilrecht stammt (§ 126b BGB). 

a) Ausgewählte Fundorte 

• Art. 81 Abs. 7 S. 1 BayBG: „Anträge auf Erteilung einer Genehmigung (Abs. 2) oder auf Zulassung 

einer Ausnahme (Abs. 4 Satz 2) und Entscheidungen über diese Anträge bedürfen der Textform.“ 

• Art. 49 Abs. 1 S. 1, 2 BayBG: „Die Abordnung oder Versetzung ordnet die abgebende Stelle an, bei 

Abordnung oder Versetzung zu einer anderen obersten Dienstbehörde oder einem anderen 

Dienstherrn im Einvernehmen mit der aufnehmenden Stelle. Das Einvernehmen ist in Textform zu 

erklären.“ 

b) Beschreibung 

Der Begriff der „Textform“ im Sinne des § 126b BGB war im Verwaltungsrecht lange unüblich.122 

Verfahrenshandlungen, die in Textform erfolgen, lassen sich als elektronische oder schriftliche 

einordnen.123 Ungeachtet dessen wurden viele fachgesetzliche Schriftformerfordernisse durch 

entsprechende in Textform ersetzt, oft getragen von dem Ziel, elektronische Antragstellungen zu 

fördern.124  

 
121 https://www.personalausweisportal.de/SharedDocs/anwendungen/Webs/PA/DE/Bund/bund_bundesnotark
ammer.html (abgerufen am 02.12.2025). 
122 Vgl. Schoch/Schneider/Schröder, 6. EL November 2024, VwVfG § 37 Rn. 65. 
123 Vgl. Schoch/Schneider/Schröder, 6. EL November 2024, VwVfG § 37 Rn. 65. 
124 Kopp/Ramsauer/Schlatmann, 26. Aufl. 2025, VwVfG § 22 Rn. 48. 
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Die Begriffe sind in vielen Fällen austauschbar. Ein – je nach Verwendungsszenario bedeutsamer – 

Unterschied besteht allerdings darin, dass der Begriff „elektronisch“ eine größere Flexibilität mit sich 

bringt, da er sich nicht nur auf Erklärungen, sondern auch auf Datensätze oder andere Unterlagen wie 

Karten, Pläne usw. beziehen kann. Der Textform hingegen ist begrifflich die Betonung der 

Dauerhaftigkeit immanent. Speziell für Verwaltungsakte ist der Begriff der Textform ungebräuchlich; 

Art. 37 BayVwVfG spricht nur davon, dass ein Verwaltungsakt elektronisch erlassen werden kann, von 

Verwaltungsakten in Textform ist nicht die Rede. Dies belegt den „öffentlich-rechtlicheren“ Charakter 

des Begriffs „elektronisch“, dem im Wege der teleologischen Auslegung auch die Betonung eines 

Dauerhaftigkeitsaspekts zugedacht werden kann. 

c) Funktion(serfüllung) und Wirkung auf digitale Kommunikation 

Die Formulierung „in Textform“ wirkt sich ähnlich wie die Vorgabe „schriftlich oder elektronisch“ 

grundsätzlich positiv auf die digitale Kommunikation aus. Bei der „Textform“ handelt es sich um einen 

Begriff, der für zahlreiche (aber nicht alle, siehe b)) digitale Kommunikationsformen offen ist.125 Die der 

schriftlichen Form immanente Grenze für digitale Kommunikation wird überwunden, gleichzeitig aber 

die Möglichkeit der schriftlichen Kommunikation beibehalten.126 Geht es nur um die Übermittlung von 

Text, sind die Formulierungen „schriftlich oder elektronisch“ und „in Textform“ als gleichwertig 

anzusehen. 

 

II. Formzwecke und ihre Wahrung in Relation zu digitaler Kommunikation 

Die Funktionen der verschiedenen Formvorgaben wurden oben angesprochen. Mit der Wahl einer 

Formvorgabe geht jedoch noch nicht zwingend eine Aussage über den Übermittlungsweg einher. So 

können elektronische Verwaltungsakte physisch versendet werden (Beispiel: der USB-Stick mit der 

gespeicherten Datei wird auf den Postweg gegeben), aber auch schriftliche Verwaltungsakte auf 

elektronischem Weg übertragen werden (dann allerdings häufig nicht im „Original“).127 

Zugangsnachweise lassen sich bei elektronischer Übermittlungsform etwa durch Protokollierung von 

Anmeldungen in einem behördlichen Portal128 erlangen oder im Rahmen der elektronischen Zustellung 

(Art. 5 Abs. 7 VwZVG), bei physischer Übermittlung über die üblichen Zustellungsnachweise. 

Die Möglichkeiten der digitalen Kommunikation werden dabei nicht nur durch die Formvorgaben, 

sondern auch durch das Angebot von Kommunikationskanälen gesteuert: Auch wenn der Gesetzgeber 

allgemein „elektronische“, „digitale“ oder Kommunikation „in Textform“ erlaubt, kommen dafür nur 

 
125 Vgl. Schoch/Schneider/Schröder, 6. EL November 2024, VwVfG § 37 Rn. 61. 
126 S. o. unter 3. d). 
127 Schoch/Schneider/Schröder, 6. EL November 2024, VwVfG § 37 Rn. 60. 
128 Schoch/Schneider/Schröder, 6. EL November 2024, VwVfG § 37 Rn. 60a. 
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Wege in Betracht, die die Behörde auch eröffnet hat. Ein Zwang zur Eröffnung eines bestimmten 

Kommunikationswegs besteht in aller Regel – trotz Art. 16 BayDiG nicht. Speziell eingehende Emails 

lassen sich auf diesem Weg allerdings nur schwer verhindern; hier bedürfte es ggf. eines 

(rechtskonformen) Hinweises darauf, dass Anträge per Email nicht formgerecht sind. 

Je höher das Sicherheitsniveau des gewählten digitalen Kommunikationskanals und das des zu 

übermittelnden Bedeutungsgehalts ist – siehe beispielsweise die Abstufungen einfache – 

fortgeschrittene – qualifizierte elektronische Signatur – , desto größer ist das Maß, in dem sich die 

typischerweise mit der Wahl klassischer Schriftform einhergehenden Zwecke auch bei digitaler 

Kommunikation verwirklichen lassen, wobei die Kombination der sichersten Übermittlungswege und 

Formvorgaben mit den höchsten Anforderungen an integritäts- und authentizitätsstiftende Faktoren 

wie Signaturen auch die Folge einer überschießenden Erfüllung der Schriftformfunktionen mit sich 

bringen dürfte.129  

 

III. Möglicher strafrechtlicher Schutz im Rahmen analoger und digitaler Kommunikation 

Im Folgenden soll untersucht werden, ob und inwieweit sich die strafrechtlichen Konsequenzen 

unterscheiden, wenn sich ein strafwürdiges Verhalten (a)) unter Verwendung analoger und (b)) 

digitaler Kommunikationskanäle zeigt. 

1. Mögliche Strafbarkeiten im Zusammenhang mit der Nutzung analoger 
Kommunikationskanäle 

a) Abgabe inhaltlich falscher Erklärungen 

Werden inhaltlich falsche Erklärung abgegeben, kommt bei Erfüllung der tatbestandlichen 

Voraussetzungen eine Strafbarkeit wegen Betruges nach § 263 StGB in Betracht. Ebenfalls möglich ist 

eine Strafbarkeit nach § 271 StGB wegen mittelbarer Falschbeurkundung in der Variante, dass 

öffentliche Urkunden, Bücher oder Register als Tatobjekt betroffen sind. 

b) Vorspiegelung einer falschen Identität 

Möglich erscheinen insbesondere Strafbarkeiten nach § 263 StGB, § 267 StGB (Urkundenfälschung) 

und § 271 StGB. 

c) Vornahme von Fälschungen/Manipulationen aus Schikane 

Möglich erscheinen Strafbarkeiten nach § 267 StGB, § 303 StGB, § 274 Abs. 1 Nr. 1 StGB 

(Urkundenunterdrückung) und § 271 StGB. 

 
129 Vgl. die prozessuale Situation gemäß § 55a Abs. 3 S. 1 VwGO: Für elektronisch bei Gericht einzureichende 
Unterlagen genügt es, wenn sie entweder eine qualifizierte elektronische Signatur aufweisen oder signiert auf 
einem sicheren Übermittlungsweg i. S. d. § 55a Abs. 4 VwGO übertragen werden. 
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2. Mögliche Strafbarkeiten im Zusammenhang mit der Nutzung digitaler 
Kommunikationskanäle 

a) Abgabe inhaltlich falscher Erklärungen 

Werden inhaltlich falsche Erklärungen abgegeben, kommt bei Erfüllung der tatbestandlichen 

Voraussetzungen eine Strafbarkeit wegen Betruges nach § 263 StGB oder Computerbetruges nach 

§ 263a StGB, insbesondere in der Variante der Input-Manipulation durch die Verwendung unrichtiger 

oder unvollständiger Daten gemäß § 263a Abs. 1 Var. 2 StGB, in Betracht. Ebenfalls möglich ist eine 

Strafbarkeit nach § 271 StGB wegen mittelbarer Falschbeurkundung in der Variante, dass eine Datei als 

Tatobjekt betroffen ist. 

b) Vorspiegelung einer falschen Identität 

Möglich erscheinen insbesondere Strafbarkeiten nach § 263 StGB (Betrug), § 263a Abs. 1 Var. 2, 3 StGB 

(Computerbetrug), § 269 StGB (Fälschung beweiserheblicher Daten), § 303a StGB (Datenveränderung) 

und § 271 StGB (Falschbeurkundung). 

c) Vornahme von Fälschungen/Manipulationen aus Schikane 

Möglich erscheinen insbesondere Strafbarkeiten nach § 269 StGB (Fälschung beweiserheblicher 

Daten), § 303a StGB (wegen Datenveränderung durch Unbrauchbarmachung und/oder Veränderung 

von Daten), § 303b StGB (Computersabotage), § 274 Abs. 1 Nr. 2 StGB wegen Urkundenunterdrückung 

und Falschbeurkundung im Amt nach §§ 271 StGB. 

3. Ergebnis 

Insgesamt zeigt sich, dass sowohl für den Bereich analoger als auch digitaler Interaktion ein 

vergleichbares strafrechtliches Schutzniveau besteht. Oft gibt es „parallele Vorschriften“, die „beide 

Welten“ abdecken, wie § 267 StGB und § 269 StGB oder § 303 StGB und §§ 303a, b StGB, sodass sich 

weder bei der Wahl des einen noch des anderen Kommunikationskanals Strafbarkeitslücken zeigen 

sollten. 
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IV. Funktionserfüllung durch verschiedene Formvorgaben 
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Schriftlich / Schriftform (klassisch) ++ ++ ++/+ - 

Schriftlich / Schriftform (weites Verständnis) ++/+ ++/+ + +/- 

Elektronisch + + + ++/+ 

Elektronische Form ++ ++ ++ + 

Textform + + + ++/+ 

Niederschrift ++ ++ ++ - 

Keine Vorgabe + + + ++ 
 

Legende: (-) = typischerweise (eher) keine Funktionserfüllung; (+/-) = typischerweise (eher) keine bis 
teilweise Funktionserfüllung; (+) = typischerweise teilweise Funktionserfüllung; (++) = typischerweise 
gute Funktionserfüllung 
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Teil 3: Rechtsrahmen für Formvorschriften 

Grundsätzlich ist es Sache des Gesetzgebers, die Vorgaben für die Kommunikation zwischen Verwaltung 

und Bürger unter Berücksichtigung und Gewichtung der in Teil 1 dargelegten Bedürfnisse und 

Interessen zu entwickeln und durch Verwendung der in Teil 2 dargelegten Begriffe für Form (und ggf. 

Kommunikationsweg) vorzuschreiben oder durch Absehen von solchen Vorgaben Flexibilität für 

Verwaltung und Bürger einzuräumen. Dies gilt auch für die digitale Kommunikation. Der Spielraum des 

Gesetzgebers wird dabei eingeschränkt durch Vorgaben insbesondere verfassungsrechtlicher Art (dazu 

I. und II.); zudem erweist sich unter dem Aspekt der Einheit der Rechtsordnung nicht jede Formvorgabe 

als möglich und sinnvoll (dazu III.). 

 

I. Digitalisierungsförderliche Vorgaben 

Eine verstärkte Digitalisierung der Kommunikation zwischen Bürgern und Verwaltung, beispielsweise 

durch Verfolgung eines Konzepts des „digital first“ oder gar des „digital only“ wäre für den Gesetzgeber 

nicht nur zulässig, sondern geboten, wenn das für ihn maßgebliche Verfassungs- oder Europarecht 

einen diesbezüglichen Auftrag enthielte. Dort finden sich Digitalisierungsaufträge in unterschiedlicher 

Form und Reichweite. 

Dem Grundgesetz lässt sich zunächst ein rudimentärer expliziter Digitalisierungsauftrag entnehmen, 

der sich aber im Wesentlichen in der Anerkennung der Notwendigkeit der Nutzung 

informationstechnischer Systeme zur staatlichen Aufgabenerfüllung (Art. 91c Abs. 1 GG), der 

Verpflichtung des Bundes zur Errichtung eines Verbindungsnetzes für die informationstechnischen 

Netze des Bundes und der Länder (Art. 91c Abs. 4 S. 1 GG) und einer Regelung zum übergreifenden 

informationstechnischen Zugang zu Verwaltungsleistungen von Bund und Ländern (Art. 91c Abs. 5 GG) 

erschöpft.130 

Weitere, nicht unmittelbar IT- oder digitalisierungsbezogene Vorschriften können ebenfalls mehr oder 

weniger stark für die Digitalisierung von Verwaltungsleistungen sprechen. Ein mittelbares 

Digitalisierungsgebot kann sich aus Art. 3 Abs. 3 S. 2 GG ergeben, denn für Menschen mit körperlichen 

Beeinträchtigungen kann Teilhabe wohl in vielen Fällen auf virtuellem Weg leichter zu realisieren sein 

als wenn es physische Barrieren zu bewältigen gälte.131 Für alle Bürger können die Freiheitsrechte – 

sowohl des Grundgesetzes als auch der Landesverfassung – in ihrer Abwehrdimension fruchtbar 

gemacht werden: Da schon in der Belastung mit einem Verwaltungsverfahren ein Grundrechtseingriff 

zu erkennen ist132, könnte – eine extreme „Rückständigkeit“ dieses Verfahrens vorausgesetzt – die 

 
130 Schröder ZdiW 2022, 269 f. 
131 Schröder ZdiW 2022, 269, 270. 
132 S. Schröder, Genehmigungsverwaltungsrecht, 2016, S. 469 f. 
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Belastung mit einem nicht-digitalen Verwaltungsverfahren „im Extremfall […] als unverhältnismäßige[r] 

Grundrechtseingriff“ und daher als verfassungswidrig eingestuft werden.133 Als weiterer 

Anknüpfungspunkt für ein verfassungsrechtliches Digitalisierungspostulat lässt sich auch das 

Rechtsstaatsprinzip, verankert in Art. 20 Abs. 3 GG, heranziehen134, und zwar in der Ausprägung, dass 

Rechtsstaatlichkeit die zügige135 Durchführung von Verwaltungsverfahren gebietet, wobei als Maßstab 

das „Tempo“ angesehen werden kann, das durch den Einsatz neuer Technologien erreicht werden kann.  

Europarechtlich kann zunächst in ähnlicher Stoßrichtung das in Art. 51 EU-Grundrechte-Charta 

zumindest für die Eigenverwaltung der EU normierte Gebot „guter Verwaltung“ so verstanden werden, 

dass Bürgerfreundlichkeit durch Bürgernähe in Form der Nutzung der digitalen Kanäle, die auch Bürger 

nutzen, erzielt wird.136 Weitere Anknüpfungspunkte finden sich im Sekundärrecht: So ist ein 

Digitalisierungsauftrag beispielsweise Art. 8 der Dienstleistungsrichtlinie137 zu entnehmen,138 der die 

Mitgliedstaaten zur elektronischen Verfahrensabwicklung zwingt. Einen weiteren Anknüpfungspunkt 

bietet die Single Digital Gateway-Verordnung139, die dazu verpflichtet, ein „einheitliches digitales 

Zugangstor“ einzurichten und sodann eine Reihe von Informationen und Verfahren in digitaler Form 

anzubieten; insoweit besteht eine Überschneidung mit dem Anliegen des Online-Zugangsgesetzes 

(OZG). 

Das ausschließliche Beharren auf der althergebrachten analogen Verwaltungskommunikation könnte 

schließlich dem in der Literatur anerkannten, ungeschriebenen Staatsziel der Wachstums- bzw. 

Wohlstandsvorsorge zuwiderlaufen, da eine hinsichtlich einer potentiellen Digitalisierung hinter ihren 

Möglichkeiten zurückbleibende Verwaltung auf mögliche internationale Investoren abschreckend 

wirken könnte.140 

Insgesamt lässt somit festhalten, dass sich aus verschiedenen Normen grundsätzliche 

Digitalisierungsaufträge ergeben. Es gibt aber keinen ausdrücklichen, klar konturierten (verfassungs-) 

rechtlichen Auftrag, eine „maximale“ Verwaltungsdigitalisierung in Form der Umsetzung von „digital 

only“ anzustreben, und auch keine verfassungsrechtliche Vorgabe, „die Verwaltung in einer 

 
133 Schröder ZdiW 2022, 269, 270. 
134 Schröder ZdiW 2022, 269, 270. 
135 S. die einfachgesetzliche Normierung in Art. 10 S. 2 BayVwVfG. 
136 Schröder ZdiW 2022, 269, 270. 
137 Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 12.12.2006 über Dienstleistungen 
im Binnenmarkt, ABl. L 376 v. 27.12.2006. 
138 Eichenhofer JZ 2023, 1052. 
139 Verordnung (EU) 2018/1724 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 2. Oktober 2018 über die 
Einrichtung eines einheitlichen digitalen Zugangstors zu Informationen, Verfahren, Hilfs- und 
Problemlösungsdiensten und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012. 
140 Schröder ZdiW 2022, 269, 270. 
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bestimmten Weise zu digitalisieren“141. Dies bleibt Angelegenheit des Gesetzgebers und/oder der 

Verwaltung selbst.  

 

II. Digitalisierungsbegrenzende Vorgaben 

Die Digitalisierung der Kommunikation zwischen Bürgern und Verwaltung muss trotz des Auftrags, sie 

grundsätzlich zu ermöglichen, in einer verfassungs- und europarechtskonformen Art und Weise 

erfolgen. Gegen eine zu weitgehende Digitalisierung der Verwaltungskommunikation werden dabei vor 

allem Bedenken mit Blick auf die Grundrechte geäußert; ebenfalls diskutiert wird die Vereinbarkeit mit 

dem Rechtsstaatsprinzip, dem Sozialstaatsprinzip sowie dem Amts- und Demokratieprinzip. Diskutiert 

wird auch, ob der Gesetzgeber Digitalisierungsfragen selbst regeln muss oder ob er dies in gewissem 

Umfang der Verwaltung überlassen darf (etwa durch Absehen von Formvorgaben, siehe Teil 2, I. 1.). 

1. Hintergrund: „Digital only“ und „digital divide“ 

Die Bedenken werden soweit ersichtlich dadurch ausgelöst, dass eine Verpflichtung zur digitalen 

Kommunikation, wie sie der Begriff „digital only“ impliziert, als problematisch erachtet wird. „Digital 

only“ wird zwar üblicherweise aus einer Angebotsperspektive präsentiert, nämlich als ein 

(Kommunikation erforderndes) Angebot von Verwaltungsleistungen, das grundsätzlich ausschließlich 

digital erfolgt.142 Nicht übersehen werden darf aber, dass das „Angebot“ für diejenigen, die rechtlich 

oder faktisch mit der Verwaltung kommunizieren müssen, eines ist, das sie nicht ablehnen können. 

Deutlich wird dieser verpflichtende Effekt von „digital only“ etwa in § 1a Abs. 1 S. 2 OZG, 

§ 18 Abs. 1 UStG, § 25 Abs. 4 S. 1 EStG, § 41a Abs. 1 S. 2 EStG, § 31 Abs. 1a S. 1 KStG, 

§ 14a S. 1 GewStG und Art. 20 Abs. 3 BayDiG. Hinzuweisen ist allerdings schon hier darauf, dass 

typischerweise (und auch in den genannten Fällen) Härtefallregelungen bestehen, die die „Belastung“ 

mit einem digitalen Verfahren relativieren. 

Eine Kongruenz von vorgegebener und gewünschter sowie möglicher Kommunikationsform der 

Betroffenen kann dabei nicht immer angenommen werden. Damit angesprochen ist die „digital divide“; 

sie beschreibt die Kluft zwischen Personen mit Zugriff auf Kommunikations- und 

Informationstechnologien und denjenigen, die derartige Möglichkeiten, zu denen insbesondere der 

Zugang zu Computern und dem Internet gehört, nicht haben.143 Es handelt sich um ein eine Form 

sozialer Ungleichheit beschreibendes Konzept, in dessen Mittelpunkt insbesondere die Vorteile von 

 
141 Schröder ZdiW 2022, 269, 270. 
142 S. https://www.stmd.bayern.de/digitalministerkonferenz-will-digital-only-gesetzlich-verankern-mehring-wir-
schicken-die-analoge-komfortzone-in-den-ruhestand/ (abgerufen am 05.12.2025). 
143 Pérez de la Fuente in Pérez de la Fuente/Skrzypczak, Bridging the Digital Divide, 2025, S. 3; 
https://www.bpb.de/kurz-knapp/zahlen-und-fakten/globalisierung/52708/digital-divide/ (abgerufen am 
02.12.2025). 
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Internetzugang und die Nachteile des Fehlens eines solchen stehen.144 Zentral sind hierbei die zu 

betrachtenden Faktoren Motivation, Zugriff, Kompetenzen und Gebrauch.145 Motivation beschreibt die 

Haltungen zur und Gründe für die Internetnutzung, Zugang meint Qualität, Quantität und 

Allgegenwärtigkeit der Digitaltechnologie, Kompetenzen umfassen Elemente, die sich sowohl auf 

Medien als auch Inhalt beziehen, während der Gebrauch die Interaktion mit und die Schaffung von 

digitalen Inhalten miteinbezieht.146 Aktuell sind einige maßgebliche Begrifflichkeiten im Rahmen der 

Forschung zur „digital divide“ noch nicht hinreichend konturiert147, obwohl die Etablierung der „digital 

divide“-Forschung seit den frühen 90er Jahren erfolgt und in vielen empirischen Arbeiten „deutliche 

statusspezifische Klüfte“ in Bezug auf Internetzugang und -nutzung belegt werden konnten148. 

Die Auswirkungen der „digital divide“ lassen sich nach van Dijk mit folgendem Circulo vitioso 

beschreiben149: Grundsätzliche gesellschaftliche Ungleichheiten führen zu einer ungleichen 

Ressourcenverteilung. Eine ungleiche Ressourcenverteilung verursacht ungleichen Zugang zu digitalen 

Technologien. Ungleicher Zugang zu digitalen Technologien führt zu einer ungleichen gesellschaftlichen 

Partizipation. Ungleiche gesellschaftliche Partizipation verstärkt wiederum kategorische 

Ungleichheiten und eine ungleiche Ressourcenverteilung. Die zentrale Bedeutung des Internets für 

eine beträchtliche Anzahl an „gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen“ Kontexten führt zu 

einer Marginalisierung von denjenigen ohne oder nur mit eingeschränktem Zugang zum Internet.150 

Erschwerend kommt hinzu, dass die in divergenter Internetnutzung begründete Wissenskluft größer ist 

als die, die auf der Nutzung traditioneller Medien basiert.151 Festzuhalten ist auch, dass ungleicher 

Zugang zu digitalen Technologien auch von den Eigenschaften dieser Technologien abhängig ist152; so 

können Menschen mit Behinderung durch die unterschiedliche Gestaltung von Technologien von der 

Nutzung von Informationen und Technologien abgeschnitten werden.153 Gleichzeitig kann es aber auch 

gerade die Digitalität sein, die Teilhabe ermöglicht.154 

 
144 Pérez de la Fuente in Pérez de la Fuente/Skrzypczak, Bridging the Digital Divide, 2025, S. 3; 
https://www.bidt.digital/glossar/digitale-ungleichheit/ (abgerufen am 02.12.2025). 
145 Pérez de la Fuente in Pérez de la Fuente/Skrzypczak, Bridging the Digital Divide, 2025, S. 3. 
146 Pérez de la Fuente in Pérez de la Fuente/Skrzypczak, Bridging the Digital Divide, 2025, S. 3. 
147 Pérez de la Fuente in Pérez de la Fuente/Skrzypczak, Bridging the Digital Divide, 2025, S. 5. 
148 Zillien/Haufs-Brusberg, Wissenskluft und Digital Divide, 2014, S. 75. 
149 Van Dijk, Jan A.G.M. (2017), “Digital Divide: Impact of Access”, Rössler, Patrick (Editor-in-Chief), Hoffner, 
Cynthia A. and van Zoonen, Liesbet (Associate Editors), The International Encyclopedia of Media Effects, 
JohnWiley & Sons, Inc., New York, DOI: https://doi.org/10.1002/9781118783764.wbieme0043, zitiert nach 
Pérez de la Fuente in Pérez de la Fuente/Skrzypczak, Bridging the Digital Divide, 2025, S. 3 f. 
150 Zillien/Haufs-Brusberg, Wissenskluft und Digital Divide, 2014, S. 77. 
151 Zillien/Haufs-Brusberg, Wissenskluft und Digital Divide, 2014, S. 76. 
152 Pérez de la Fuente in Pérez de la Fuente/Skrzypczak, Bridging the Digital Divide, 2025, S. 4. 
153 Pérez de la Fuente in Pérez de la Fuente/Skrzypczak, Bridging the Digital Divide, 2025, S. 2. 
154 Schröder ZdiW 2022, 269, 270. 
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Insgesamt betrachtet kann „Internetzugang für alle“ nicht als ultimative Problemlösungsstrategie 

angesichts wachsender gesellschaftlicher Ungleichheiten angesehen werden, aber der Zugang zum 

Internet ist eine basale Voraussetzung zur Überwindung von Ungleichheiten, die in einer Gesellschaft 

vorherrschen, in der zentrale Funktionen und Gruppierungen mit dem Internet mindestens 

zusammenhängen, wenn es nicht sogar im Zentrum organisatorischer Aspekte steht.155 In 

Forschungsarbeiten zeigen sich regelmäßig signifikante Unterschiede bezüglich der Fähigkeit zur 

Nutzung digitaler Technologien zwischen unterschiedlichen Personenkreisen. Als wichtigste Einflüsse 

auf die Nutzungsfähigkeit stellen sich regelmäßig Hochschulbildung und Alter156 dar, aber es gibt auch 

geschlechterspezifische Unterschiede: so nutzen Frauen das Internet tendenziell weniger und weisen 

geringer ausgeprägte digitale Kompetenzen als Männer auf, wobei sich dieses Phänomen sowohl unter 

jüngeren Befragten als auch unter Personen mit höheren Bildungsgraden verliert.157 Gleichzeitig ist 

hervorzuheben, dass – mag es auch kontraintuitiv sein – Jugendlichkeit kein Garant für 

Digitalkompetenz ist – das „Prädikat Digital Native“ wird laut Duden158 nur denjenigen zuteil, die „mit 

digitalen Technologien aufgewachsen […] und in ihrer Benutzung geübt“ sind. Viele Jugendliche 

erfüllen offensichtlich nur erstgenanntes Kriterium. Denn junge Menschen verfügen trotz 

typischerweise hoher Bildschirmzeiten159 oft nicht über digitale Kompetenzen, diese sind 

beispielsweise laut der internationalen Vergleichsstudie ICILS 2023 bei 40 Prozent der Achtklässler in 

Deutschland vielmehr „nur rudimentär[ ]“ ausgeprägt.160 Hierbei ist auch ein Abwärtstrend im 

Vergleich zu früheren Studien zu beklagen.161 

Nach einer Erhebung des Statistischen Bundesamtes aus dem Jahre 2024 hatten in Deutschland circa 

2,8 Millionen Menschen noch nie das Internet genutzt. In der Altersgruppe der 65- bis 74-Jährigen 

fanden sich zwölf Prozent der sogenannten „Offliner“, in der Altersgruppe der 45- bis 64-Jährigen waren 

es vier Prozent. Unter den 16- bis 44-Jährigen fanden sich immerhin noch zwei Prozent, die schon 

immer offline waren.162 Die Altersgruppe(n) ab 75 Jahren wurde(n) in der Untersuchung nicht erfasst, 

der „Offliner-Anteil“ dürfte allerdings mindestens so hoch sein wie der der nächstjüngeren Kohorte. 

 
155 Zillien/Haufs-Brusberg, Wissenskluft und Digital Divide, 2014, S. 77 m. w. N. 
156 Pérez de la Fuente in Pérez de la Fuente/Skrzypczak, Bridging the Digital Divide, 2025, S. 6. 
157 https://www.bidt.digital/themenmonitor/maenner-weisen-im-vergleich-zu-frauen-eine-hoehere-
internetnutzung-und-einen-hoeheren-digitalisierungsgrad-auf/ (abgerufen am 05.12.2025). 
158 https://www.duden.de/rechtschreibung/Digital_Native (abgerufen am 05.12.2025). 
159 15-Jährige in Deutschland verbringen circa sieben Stunden täglich vor Bildschirmen, s. 
https://www.zeit.de/digital/2025-05/jugendliche-deutschland-studie-oecd-bildschirm-zeit (abgerufen am 
05.12.2025). 
160 https://deutsches-schulportal.de/bildungsforschung/icils-2023-eickelmann-digitale-kompetenzen-40-
prozent-der-jugendlichen-sind-abgehaengt/ (abgerufen am 05.12.2025). 
161 https://deutsches-schulportal.de/bildungsforschung/icils-2023-eickelmann-digitale-kompetenzen-40-
prozent-der-jugendlichen-sind-abgehaengt/ (abgerufen am 05.12.2025). 
162 https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2025/04/PD25_N017_63.html (abgerufen am 
05.12.2025). 
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Welcher Maßstab im Sinne einer „Operationalisierung des Internetzugangs“ auch immer für die 

dichotome Kategorisierung „On“- oder „Offliner“ angelegt wird – es zeigen sich konstante Ergebnisse: 

„Höhergebildete, Jüngere, Einkommensstärkere, Männer, Stadtbewohner und Berufstätige“ haben mit 

größerer Wahrscheinlichkeit Internetzugang.163 Es wird immer wieder belegt, dass 

Internetnutzungsmöglichkeiten von der Möglichkeit, auf bestimmte Ressourcen finanzieller, kognitiver 

und sozialer Art zugreifen zu können, abhängen – wer sich ohne Zugang zu diesen Ressourcen 

wiederfindet, dem bleibt auch oft der Zugang zum Internet und den sich daraus ergebenden Vorteilen 

verwehrt.164 

Nicht übersehen werden darf auch, dass in einigen Fällen der Internetzugang infrastrukturell limitiert 

ist. Auch wenn für die ganz große Mehrheit der Menschen in Bayern gute Voraussetzungen für die 

Nutzung von Digitalität gegeben sind (für 97,8 Prozent der Haushalte ist Breitbandinternet mit ≥ 30 

Mbit/s verfügbar165), gibt es immerhin noch 7200 Bayerischen Haushalte ohne Zugang zu den 

Mobilfunkstandards 4G oder 5G, die sich insbesondere in gebirgigen und bewaldeten Regionen 

finden.166 

Vor diesem Hintergrund sind die rechtlichen Fragen der Zulässigkeit der Verpflichtung zur 

ausschließlich digitalen Kommunikation zu betrachten. 

2. Kein Menschenwürdeverstoß durch „digital only“ 

Technologische Innovation und damit einhergehende verpflichtende und ausschließend wirkende 

Digitalität darf nur bis zur Berührung des Schutzbereichs der Menschenwürde nach Art. 1 Abs. 1 GG 

gehen.167 Eine Verletzung der Menschenwürde läge vor, wenn im Rahmen der Digitalisierung der 

Verwaltung der Mensch im Sinne der Objektformel168 zu einem „bloßen Objekt staatlichen Handelns“ 

degradiert würde. Zu beachten ist dabei allerdings, dass die Menschenwürde nicht zur „kleinen Münze“ 

des Verfassungsrechts gemacht werden darf – nicht jeder staatliche Umgang, der nicht vollständig den 

Individualinteressen eines Menschen Rechnung trägt, stellt einen Menschenwürdeverstoß dar. 

Mit Blick auf „digital only“ könnte zum einen vertreten werden, dass es „zur Menschenwürde gehört“, 

als Mensch wahrgenommen zu werden und Würde sich erst durch Kommunikation mit einem 

Gegenüber eröffnet169 – frei nach der philosophischen Kernaussage von Martin Buber „Der Mensch 

 
163 Zillien/Haufs-Brusberg, Wissenskluft und Digital Divide, 2014, S. 79. 
164 Zillien/Haufs-Brusberg, Wissenskluft und Digital Divide, 2014, S. 79. 
165 Stand Dezember 2024, https://de.statista.com/statistik/daten/studie/418423/umfrage/verfuegbarkeit-von-
breitbandinternet-30mbits-nach-bundeslaendern/ (abgerufen am 05.12.2025). 
166 https://muenchen.t-online.de/region/muenchen/id_100976106/bayern-ueber-7200-haushalte-sind-im-
freistaat-ohne-schnelles-internet.html (abgerufen am 05.12.2025). 
167 Botta NVwZ 2022, 1247, 1250. 
168 Dürig/Herzog/Scholz/Herdegen, 107. EL März 2025, Art. 1 Abs. 1 GG Rn. 36. 
169 Vgl. Graichen, Die Automatisierung der Justiz, 2022, S. 329, 335. 
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wird am Du zum Ich“170. Bereits zu Beginn der 80er-Jahre wurde zu bedenken gegeben, dass „[sich] 

[m]it dem Menschenbild des Grundgesetzes […] die verbreitete Tendenz zur Bildung immer größerer, 

immer perfekterer, immer unpersönlicherer Verwaltungseinheiten […] nicht leicht vereinbaren [lasse]. 

Sie […] mögen rationeller arbeiten, aber sie entfernen sich immer weiter (nicht nur im räumlichen Sinn) 

von den Bürgern, für die sie doch eigentlich gedacht sind“.171 Zugegeben wurde, dass sich zwar 

Massenverfahren ohne Technikeinsatz nicht bewältigen lassen, aber zugleich wurde die Forderung 

nach einer umfassenden Abwägung vor dem Fällen einer politischen Entscheidung aufgestellt.172 

Darüber hinaus wurde bezweifelt, ob ein sich sukzessive „alle[r] menschlichen Züge“173 entledigender 

Staat, der „von dem Bemühen um Beseitigung von Mängeln und Unvollkommenheiten geleitet sein 

[mag]“ und „[m]öglicherweise […] in einem Höchstmaß effektiv [ist]“, einen Sozialstaat darstelle, „den 

das Grundgesetz meint“.174 Ein Sozialstaat dürfe nicht aufhören, anzustreben „unter Anerkennung 

heutiger Gegebenheiten und unter Berücksichtigung der Erfordernisse einer vielfach überlasteten 

Verwaltung dennoch möglichst dicht am Bürger zu bleiben.“175 Diesen Thesen kann zugestimmt werden 

mit der Einschränkung, dass es auch erst der Technologieeinsatz sein kann, der Bürgernähe und 

Teilhabe ermöglicht. So kann ein Videochat beispielsweise bürgernäher und bürgerfreundlicher sein als 

ein Termin im Bürgerbüro nach mehrmonatiger Wartezeit. Zu achten ist allerdings darauf, dass nicht 

die Technologie selbst wieder exkludierende Wirkung entfaltet. 

Unabhängig von einer potentiellen „Dissonanz“ zum Menschenbild des Grundgesetzes kann zum 

anderen die Verweigerung eines analogen Zugangs zur Verwaltung die Menschenwürde berühren, 

wenn mangels digitaler Kommunikationsfähigkeit oder -möglichkeit vulnerablen Gruppen wie bspw. 

Personen mit niedrigem sozioökonomischen Status der Zugang zu ihnen zustehenden Leistungen 

versagt bliebe.176 Aufgrund der „digital divide“ könnte für manche Menschen der Zugang zum Recht in 

einer die Menschenwürdegarantie des Art. 1 Abs. 1 GG tangierenden Weise in Frage stehen. Der 

Zugang zum Recht macht Bürger in einem nach rechtsstaatlichen Grundsätzen funktionierenden 

System zu Rechtssubjekten, die selbstwirksam Teil des Rechtsstaats sind177, denn nur wenn ein 

 
170 https://www.friedrich-verlag.de/friedrich-plus/sekundarstufe/religion/mensch/der-mensch-wird-am-du-
zum-ich-11594 (abgerufen am 05.12.2025). 
171 Benda, in Benda et al. Benda, Handbuch des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland, 1983, 
S. 477, 540. 
172 Benda, in Benda et al. Benda, Handbuch des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland, 1983, 
S. 477, 540. 
173 Benda, in Benda et al. Benda, Handbuch des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland, 1983, 
S. 477, 540. 
174 Benda, in Benda et al. Benda, Handbuch des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland, 1983, 
S. 477, 540. 
175 Benda, in Benda et al. Benda, Handbuch des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland, 1983, 
S. 477, 540 f. 
176 Eichenhofer JZ 2023, 1052, 1058. 
177 Molavi Vasse’i in Ebers, StichwortKommentar Legal Tech, 1. Aufl., 6. Edition 2024: Zugang zum Recht, Rn. 4. 
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„Mechanism[us] zu[r] Durchsetzung“ von Rechten gegeben ist, sind diese von Bedeutung.178 Sofern der 

Zugang zum Recht Menschen im Rechtsstaat die zur effektiven Rechtewahrnehmung erforderliche 

Subjekteigenschaft verleiht, könnte in einer Situation, in der der Staat verhindert, dass von der 

Digitalisierung abgeschnittene Personen ihre Rechte wirksam wahrnehmen können, zumindest die 

Frage gestellt werden, ob hierin in Bezug auf vulnerable Personen ein Schritt in Richtung „zum Objekt 

machen“ getan würde. Auch für das „Wie“ des Zugangs zum Recht wird insofern in Frage gestellt, ob 

der typischerweise damit einhergehende Ressourceneinsatz in „emotionaler, finanzieller und 

zeitlicher“ Hinsicht stets zur Verwirklichung von Rechten auf diese Weise „in [einer] befriedigenden 

und effektiven Lösung[…] von Rechtsproblemen und Lösungsoptionen resultier[t]“.179  

Konsequenz der „digital divide“ ist allerdings nicht, dass Digitalisierung durch Ausschluss von 

Menschen von Teilhabe und staatlichen Leistungen eine Gefahr für die Menschenwürde darstellt. 

Soweit ersichtlich wird Schriftformerfordernissen, und zwar auch solchen, bei denen nicht alternativ 

die Möglichkeit zur Niederschrift besteht, auch nicht entgegengehalten, dass sie wegen der Exklusion 

von Analphabeten einen Menschenwürdeverstoß darstellen. Erforderlich ist vielmehr, dass die 

Digitalisierung so gestaltet wird, dass für nicht digitalaffine Menschen adäquate Alternativen 

verbleiben. Ob im Fall grundsätzlich digitaler Verwaltungsleistungen Härtefallregelungen180 

vorgesehen werden müssen, ob es genügt, einen anderen Weg wie beispielsweise Bürgerterminals in 

Behörden bereitzustellen und dort auch eine Beratung anzubieten, oder ob überhaupt keine Gefahr 

eines Ausschlusses von Menschen besteht, weil es sich bei den zur digitalen Kommunikation 

Verpflichteten um eine homogene Gruppe handelt, der eine hinreichende Digitalkompetenz 

zugesprochen werden kann, ist eine Frage des Einzelfalls.  

Im Ergebnis kann festgehalten werden, dass „digital only“ für sich genommen keinen Eingriff in die 

Menschenwürde darstellt. Auch ethischen Bedenken in dem Sinne, dass die Frage nach dem „Sollen“181 

einer derartigen Kommunikationsausgestaltung aufgeworfen wird, kann mit dem Argument, dass 

digitale Kommunikation nicht per se unpersönlich sein muss, begegnet werden. 

3. Ausschließlich digitale Kommunikation und Recht auf informationelle Selbstbestimmung 

In Betracht kommt ein Widerspruch von „digital only“ zu dem aus Art. 2 Abs. 1 GG i. V. m. 

Art. 1 Abs. 1 GG abgeleiteten Recht auf informationelle Selbstbestimmung. Problematisch ist dabei 

weniger der Umstand, dass private Daten erhoben werden, sondern dass sie mittels digitaler 

Technologie auf noch nie dagewesene Weise miteinander verknüpft werden könnten, was in einer 

 
178 Molavi Vasse’i in Ebers, StichwortKommentar Legal Tech, 1. Aufl., 6. Edition 2024: Zugang zum Recht, Rn. 7. 
179 Vgl. Molavi Vasse’i in Ebers, StichwortKommentar Legal Tech, 1. Aufl., 6. Edition 2024: Zugang zum Recht, 
Rn. 11. 
180 Eichenhofer JZ 2023, 1052, 1058. 
181 Vgl. Graichen, Die Automatisierung der Justiz, 2022, S. 335. 
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verbotenen zwangsweisen persönlichkeitsumfassenden Katalogisierung münden könnte.182 Allerdings 

kann dieser Gefahr dadurch begegnet werden, dass „der Verwendungszweck der Datenverarbeitung 

bereichsspezifisch und präzise bestimmt ist und die Daten für diesen Zweck geeignet und erforderlich 

sind“.183 

4. Abwehrrechte gegen Pflichten zur digitalen Kommunikation? 

Verpflichtungen zur digitalen Kommunikation können Eingriffe in die Schutzbereiche bspw. der 

Grundrechte aus Art. 12 Abs. 1 GG, Art. 14 Abs. 1 GG und jedenfalls Art. 2 Abs. 1 GG darstellen. Damit 

geht allerdings noch keine Verletzung des jeweils einschlägigen Grundrechts einher, sondern es besteht 

nur das Bedürfnis nach einer verfassungsrechtlichen Rechtfertigung der Eingriffe. Im Zentrum einer 

solchen Rechtfertigung steht die Prüfung der Verhältnismäßigkeit der die digitale Kommunikation 

verlangenden Regelung. 

Legitime Ziele einer solchen Regelung liegen auf der Hand und ergeben sich aus den in Teil 1 

geschilderten verwaltungsseitigen Bedürfnissen: Liefen alle Verwaltungsverfahren – und nicht nur die 

bspw. dem Steuerrecht zugehörigen Massenverfahren oder bestimmte Verfahren zwischen Behörden 

und Beteiligtenkreisen wie Unternehmern oder im öffentlichen Dienst Beschäftigten (es liegt also 

entweder eine thematische oder adressatenbezogene Einschränkung vor) – nach der Maxime „digital 

only“ ab, so wären auch keine unzulässigen Grundrechtseingriffe durch ein aufgrund seiner 

organisatorischen Ausgestaltung unzumutbares, weil nicht mehr der Zeit entsprechendes 

Verwaltungsverfahren denkbar. „Digital only“ dient der Verwaltungseffizienz, der Verfahrens-

beschleunigung und der Verwirklichung der dem grundsätzlichen Digitalisierungsauftrag (s. o. unter I.) 

zugrunde liegenden Motive und Ziele. 

Auch ist das „digital only“-Konzept ohne Weiteres geeignet, diese Zwecke zumindest zu fördern184, 

womöglich sogar tatsächlich zu erreichen. Des Weiteren ist die Erforderlichkeit unter Berücksichtigung 

der Einschätzungsprärogative des Gesetzgebers185 in aller Regel zu bejahen: Alternative Konzepte, 

insbesondere nur optionale Digitalität, wie sie beim Konzept „digital first“ in Rede steht, wo die digitale 

Kommunikation zwar „als Normalfall“ angesehen wird,186 die Möglichkeit der analogen Kommunikation 

aber daneben – auch über Härtefälle hinaus – bestehen bleibt und die Wahl des Weges letztlich im 

Belieben des Bürgers steht, mögen zwar aus der Perspektive der weniger digitalaffinen Menschen 

 
182 Botta NVwZ 2022, 1247, 1250. 
183 Botta NVwZ 2022, 1247, 1250. 
184 Zu diesem Maßstab etwa BVerfGE 30, 292 ff. (316); 33, 171 (187); 67, 151 (173); 96, 10 (23); 126, 112 (144); 
130, 151 ff. (188); 134, 204 (227). 
185 Dazu BVerfGE 25, 1 (17, 19 f.); 50, 291 (332 f.); 77, 84 (106 f.); 102, 197 (218); 111, 226 (255); 116, 276 (308 
f.). 
186 Vgl. https://www.bva.bund.de/DE/Das-BVA/Digitalisierung/Digitale-
Agenda/Digitalisierungsprinzipien/digitalisierungsprinzipien_node.html (abgerufen am 05.12.2025). 
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milder sein, erreichen aber zumindest den Zweck der Effizienzsteigerung auf Seiten der Verwaltung 

nicht in gleichem Maße: Parallelstrukturen sind immer ineffizient und daher nicht gleich geeignet.  

Lediglich die Angemessenheit als Element des Verhältnismäßigkeitsprinzips erscheint problematisch. 

Die mit „digital only“ verbundene „digitale Verfahrensbelastung“ darf nicht außer Verhältnis zu den 

verfolgten Zwecken stehen, also nicht unzumutbar sein. 

Digitalität ist in ihrer Reinform in ihren Auswirkungen ein zweischneidiges Schwert. Einerseits kann sie 

Teilhabe erst ermöglichen (s. o.), andererseits impliziert schon der Begriff „digital only“, dass es sich 

hierbei um etwas „Exklusives“ handelt; „Digitalität selektiert technisch, demografisch und 

gesellschaftlich“187. Zu berücksichtigen ist allerdings, dass nicht erst die Digitalität, sondern schon das 

Verfahren an sich – jedenfalls im Bereich der Eingriffsverwaltung – aufgrund seiner Belastungswirkung 

einen Grundrechtseingriff darstellt.188 Sieht man dieses in einem konkreten Fall als gerechtfertigt an, 

bleibt die Frage, ob innerhalb dieses Verfahrens allein die Digitalisierung der 

Kommunikationsmöglichkeiten zur Unverhältnismäßigkeit führt. Dafür könnte sprechen, dass 

mündliche und schriftliche Ausdrucksformen aufgrund ihrer langen Traditionen zwar nicht allen, aber 

doch der überwiegenden Mehrheit der Menschen zur Verfügung stehen, während digitale 

Kommunikation Hürden mit sich bringt, die etwa technologischer oder auch intellektueller Natur 

sind.189 Zu berücksichtigen ist allerdings, dass es auch eine erhebliche Zahl (funktionaler) Analphabeten 

gibt, für die ein schriftliches Verfahren eine erhebliche Hürde darstellt. Durch die 

Verfahrensdigitalisierung wird also lediglich die ausgeschlossene Gruppe ausgetauscht.  

Mit Blick darauf muss die Angemessenheit von digitalen Verfahren differenziert betrachtet werden: 

Betrifft eine Regelung eine homogene Personengruppe, von der man erwarten kann, die geforderte 

digitale Form zu beherrschen, etwa aufgrund beruflicher Fähigkeiten (bspw. bei Vorgaben für 

Unternehmer im steuerrechtlichen Sinne) oder aufgrund eines vorhandenen Bildungsniveaus (bspw. 

bei universitätsinternen Vorgaben für Studierende), bestehen keine Bedenken gegen die 

Angemessenheit. Dies gilt insbesondere bei Einführung neuer Verfahren. Geht es hingegen um die 

Digitalisierung von Alt-Verfahren, können Übergangsregelungen erforderlich sein, damit beispielsweise 

die notwendige technische Infrastruktur auf Seiten von Bürgern und Unternehmen aufgebaut und die 

notwendige Expertise erworben werden können. Diesen Weg ist der Gesetzgeber beispielsweise bei 

der stufenweise eingeführten verpflichtenden Teilnahme am elektronischen Rechtsverkehr mit den 

Verwaltungsgerichten gegangen (§ 55d VwGO). 

 
187 Hartmann MMR 2017, 383, 384. 
188 S. Schröder, Genehmigungsverwaltungsrecht, 2016, S. 469 f. 
189 Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann, Verwaltungsrecht in der Informationsgesellschaft, S. 49. 



54 

Sind hingegen potentiell alle Bürger von einer Verpflichtung zur digitalen Kommunikation betroffen, 

wird man entweder Härtefallregeln oder das Zurverfügungstellen alternativer, aber nicht 

notwendigerweise analoger Kommunikationswege zur Herstellung der Verhältnismäßigkeit in 

Erwägung ziehen müssen. Dies gilt in besonderem Maße, wenn im Einzelfall grundrechtliche 

Besonderheiten zu beachten sind, wie dies beispielsweise im Versammlungsrecht der Fall ist. Die 

Möglichkeiten zur Erfüllung der Anzeigepflicht von Versammlungen nach Art. 13 Abs. 1 S. 1 BayVersG, 

der, um Vereinbarkeit mit Art. 8 Abs. 1 GG zu erlangen, nur als Ordnungsvorschrift interpretiert werden 

darf190, müssen so ausgestaltet sein, dass für Versammlungswillige keine besonderen Hürden zu 

überwinden sind. 

Ist zur Sicherstellung ausreichender Kommunikationsmöglichkeiten für die gesamte Bevölkerung ein 

alternativer Kommunikationsweg erforderlich, muss dies kein analoger Weg sein, wie er in 

Härtefallregelungen typischerweise angeboten wird. Vielmehr kann auch hier die Vielfalt digitaler 

Kommunikationsmöglichkeiten berücksichtigt werden, soweit diese tatsächlich zur Verfügung stehen. 

So wie die Möglichkeit eines Antrags zur Niederschrift die Probleme von Analphabeten, eine gesetzlich 

geforderte Schriftform zu erfüllen, kompensieren soll und im Ergebnis auch zu einem schriftlichen 

Dokument führt, kann eine geforderte digitale Form beispielsweise durch die Möglichkeit einer 

behördlich assistierten Antragstellung an einem Terminal in einem (ortsnahen oder mobilen) 

Bürgerbüro kompensiert werden, ohne die Digitalität völlig aufzugeben.  

Im Bereich der Leistungsverwaltung gelten die abwehrrechtlich fundierten Verhältnismäßigkeits-

überlegungen nicht. Insofern kann es zulässig sein, freiwillige Leistungen, die ohne die in 

organisatorischer Hinsicht ausschließlich digitale Abwicklung aus Kostengründen womöglich gar nicht 

umgesetzt werden könnten, ausnahmslos „digital only“ zur Verfügung zu stellen. Diese Betrachtung 

wäre allerdings rein abwehrrechtlich geprägt; aus den rechts- und sozialstaatlichen Erwägungen 

können sich doch wieder Anforderungen auch an die Kommunikation im Bereich solcher Verfahren 

ergeben (vgl. unten 7. und 8.). 

5. Kein Widerspruch von „digital only“ zur verfahrensrechtlichen Grundrechtsdimension 

Die Frage nach der verfassungsrechtlichen Zulässigkeit von „digital only“ kann auch aus der Perspektive 

der verfahrensrechtlichen Grundrechtsdimension betrachtet werden, und zwar in dem Sinne, dass 

durch „digital only“ der Verwaltungszugang derart erschwert wird, dass die verfahrensrechtliche 

Dimension der jeweils einschlägigen Grundrechte nicht zu ihrer gebotenen Wirksamkeit zur 

Verwirklichung gelangt.191 Dies kann vor allem dann von Bedeutung sein, wenn keine Verpflichtung zur 

digitalen Kommunikation besteht, der sich der Einzelne nicht entziehen kann, sondern es um ein 

 
190 BeckOK PolR Bayern/Heinold, 26. Ed. 15.10.2024, Art. 13 BayVersG Rn. 20. 
191 Eichenhofer JZ 2023, 1052, 1056. 
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Angebot von Verwaltungsleistungen geht, auf das auch verzichtet werden könnte. Es ist allerdings 

anerkannt, dass in bestimmten Konstellationen staatliche Leistungen für die Freiheitsentfaltung 

genauso relevant sein können wie formelle Eingriffe.192 Jedenfalls dürften sich auch aus der 

verfahrensrechtlichen Grundrechtsdimension keine anderen Anforderungen ergeben als aus den 

klassischen Verhältnismäßigkeitsüberlegungen im Fall eines Grundrechtseingriffs. 

6. Digitale Kommunikation und allgemeiner Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) 

Der allgemeine Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) erlangt bei Vorgaben zur digitalen Kommunikation in 

zweierlei Hinsicht Bedeutung. Im Fall des unterschiedslos wirkenden „digital only“ stellt sich die Frage, 

ob nicht eine tatsächlich bestehende Ungleichheit in Form der „digital divide“ in unzulässiger Weise 

ignoriert wird (dazu a). Im Fall von „digital first“, das schon begrifflich eine Bevorzugung des digitalen 

Wegs suggeriert, stellt sich die Frage, inwieweit Differenzierungen zwischen den verschiedenen 

Kommunikationswegen zulässig sind (dazu b). 

a) „Digital only“ angesichts der „digital divide“ 

Der allgemeine Gleichheitsgrundsatz steht der Verwirklichung von „digital only“ entgegen, wenn dieses 

Konzept die ungerechtfertigte Ungleichbehandlung von wesentlich Gleichem oder die 

Gleichbehandlung von wesentlich Ungleichem bedeutete. Ausgehend von einer tatsächlich 

bestehenden, soziologisch belegten unterschiedlichen Digitalaffinität in Form der „digital divide“ muss 

diesem Unterschied bis zu einem gewissen Grad Rechnung getragen werden. Allerdings darf der 

Gesetzgeber zur Vereinfachung des Verwaltungsverfahrens grundsätzlich Typisierungen vornehmen, 

also bestimmte Sachverhalte normativ zusammenfassen.193 Die Typisierung und damit die Abkehr von 

der Einzelfallbetrachtung rechtfertigt sich insbesondere durch die praktischere Handhabung für die 

Verwaltung,194 letztlich also durch Rechtseinfachheit und Rechtssicherheit.195 Eine zulässige 

Typisierung setzt voraus, dass der Gesetzgeber einen typischen Fall als Bezugspunkt gewählt hat.196 

Dieser könnte hier in einer typischerweise gewünschten oder verwendeten digitalen 

Kommunikationsform liegen. Die mit einer Typisierung einhergehenden Ungleichbehandlungen 

einzelner Fälle197 sind mit dem Gleichheitssatz vereinbar, wenn die durch die Typisierung bedingten 

Härten nur unter Schwierigkeiten vermeidbar wären und nur eine verhältnismäßig kleine Zahl von 

Personen betreffen.198 Auch darf die Ungleichbehandlung nicht zu intensiv sein,199 und sie darf nur 

 
192 Dürig/Herzog/Scholz/Grzeszick, 108. EL August 2025, Art. 20 GG Rn. 117. 
193 BVerfGE 126, 268 (279). Siehe zum Folgenden schon Schröder/Frammersberger, WiVerw 2024, 65 (79). 
194 BVerfGE 17, 337 (354). 
195 BVerfGE 72, 302 (329). 
196 P. Kirchhof, in: Isensee/Kirchhof, HStR VIII, 3. Aufl. 2010, § 181 Rn. 130. 
197 U. Kischel, in: BeckOK, GG, 15.02.2023, Art. 3 Rn. 124. 
198 BVerfGE 100, 138 (174). 
199 BVerfGE 100, 138 (174). 
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einen Randbereich der in Rede stehenden Thematik betreffen.200 Wird die Grenze überschritten, muss 

eine differenzierende Regelung getroffen werden, zumindest in Form von Härtefallklauseln. Mit Blick 

auf eine Verpflichtung zu digitaler Kommunikation kann insofern davon ausgegangen werden, dass 

beispielsweise diejenigen ohne Internetnutzungsmöglichkeiten zwar benachteiligt werden, allerdings 

können Härtefallklauseln als ausreichend erachtet werden, um die Verhältnismäßigkeit zu wahren.201 

Jedenfalls ergibt sich aus Art. 3 Abs. 1 GG kein allgemeines Recht auf ein analoges 

Verwaltungsverfahren und damit einhergehendes Abwehrrecht gegen digitale Kommunikation; wer 

über Digitaltechnik und -kompetenzen verfügt, muss sich auch daran festhalten lassen.202 

b) Privilegierungen des digitalen Wegs bei „digital first“ 

Mit Blick auf „digital first“ stellt sich die Frage, ob und inwieweit der digitale Weg privilegiert werden 

darf. Beispiele für solche Privilegierungen sind verlängerte Einreichungsfristen für Steuererklärungen, 

wenn der digitale Weg genutzt wird, schnellere Bearbeitung, oder auch Gebührenermäßigungen, wie 

sie Art. 5 Abs. 7 BayKG vorsieht. Die Ungleichbehandlung der beiden Kommunikationswege liegt in 

solchen Fällen auf der Hand. Es spricht alles dafür, in dieser Situation eine Rechtfertigung schon nach 

Maßgabe des Willkürverbots zuzulassen, also nur einen sachlichen Grund zu verlangen:203 Die 

Ungleichbehandlung ist sach- und nicht personenbezogen, sie erfolgt nicht anhand von Kriterien, die 

den in Art. 3 Abs. 3 GG genannten ähneln, und sie hat (jedenfalls in den erwähnten) Beispielen keine 

intensive Auswirkung auf die Verwirklichung grundrechtlicher Freiheiten. Hinzu kommt, dass der 

Vorteil zumindest theoretisch für jeden zugänglich ist. Der bei Ungleichbehandlungen von solch 

geringer Intensität lediglich erforderliche sachliche Grund liegt darin, dass beim digitalen Verfahren auf 

Seiten der Verwaltung ein geringerer Aufwand entsteht. Dies kann gleichermaßen die spätere 

Einreichung (das Verfahren wird trotzdem zu einem bestimmten Zeitpunkt abgeschlossen), eine 

schnellere Bearbeitung (liegt in der Natur der Sache) und die geringeren Gebühren (gem. Art. 6 Abs. 2 

Satz 1 BayKG ist der Verwaltungsaufwand auch sonst für die Gebührenbemessung maßgeblich) 

rechtfertigen. Bei anderen Formen der „Incentivierung“ des digitalen Wegs wäre die Prüfung 

entsprechend vorzunehmen. 

7. Vereinbarkeit mit dem Rechtsstaatsprinzip 

Im Hinblick auf das in Art. 20 Abs. 3 GG verankerte Rechtsstaatsprinzip stellt sich das bereits 

angesprochene Problem, dass sich im Fall von „digital only“ der effektive Zugang zur Verwaltung für 

einen Teil der Gesellschaft verschließen könnte.204 Zugang zum Recht steht in unmittelbarem 

 
200 Dazu allgemein U. Kischel, in: BeckOK, GG, 15.02.2023, Art. 3 Rn. 122 ff. 
201 Botta NVwZ 2022, 1247, 1251. 
202 Botta NVwZ 2022, 1247, 1251. 
203 Zum Rechtfertigungsmaßstab vgl. statt vieler Papier/Krönke, Grundkurs Öffentliches Recht 2, 5. Aufl. 2024, 
Rn. 220 ff. 
204 Botta NVwZ 2022, 1247, 1251. 
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Zusammenhang mit dem Rechtsstaatsprinzip und kann „als eine unabdingbare Bedingung für dessen 

Wirksamkeit begriffen werden“.205 Wenn durch die generelle Geltung von „digital only“ der Zugang zur 

Verwaltung in dem Sinne „verweigert“ wird, dass „digital only“ aufgrund seiner Pauschalität der 

Vielgestaltigkeit der erfassten Situationen nicht gerecht wird, so kann für Einzelne der Zugang zum 

Recht erschwert werden, was den Rechtsstaat genauso schwächen kann wie eine nicht zeitgemäße 

Verwaltungsstruktur206. Das Rechtsstaatsprinzip verlangt daher – auch objektivrechtlich – dass mit der 

Digitalisierung eine „Zugangsvorsorge“ seitens der Verwaltung (und gegebenenfalls durch den 

Gesetzgeber) einhergeht.207 Einfachgesetzlich kann es je nach Verfahren ohnehin Pflicht des Staates 

sein, sich auch der Angelegenheiten derjenigen ohne Internetnutzungsmöglichkeit nach Maßgabe von 

Recht und Gesetz anzunehmen; dies ergibt sich aus dem Offizialprinzip und 

Amtsermittlungsgrundsatz.208 Jenseits dessen obliegt die Ausgestaltung der Zugangsvorsorge aber der 

Einschätzungsprärogative des Gesetzgebers: Er muss unter Berücksichtigung der tatsächlichen 

Gegebenheiten die Mittel auswählen, um den Zugang zum Recht zu gewährleisten. Das können gerade 

auch digitale Mittel sein, wenn analoge Kommunikation, etwa in Papierform, sich als zu umständlich 

oder zu langsam erweist, jedoch ist auch den Bedürfnissen nicht-digitalaffiner Menschen Rechnung zu 

tragen. Das muss aber nicht durch Aufrechterhaltung der klassischen Schriftform geschehen, sondern 

kann beispielsweise auch durch die Möglichkeit einer ortsnahen assistierten digitalen Antragstellung 

erfolgen. 

8. Vereinbarkeit mit dem Sozialstaatsprinzip 

In Kombination mit dem Rechtsstaatsprinzip ergeben sich aus dem Sozialstaatsprinzip für Behörden 

Fürsorgepflichten wie die Pflichten zur Auskunft und Beratung.209 Aus sozialstaatlichen Gründen dürfen 

digitale Kommunikationsmittel nur in dem Maße eingesetzt werden, wie die ungehinderte Interaktion 

mit der Verwaltung für alle möglich bleibt.210 Dies gilt umso mehr, wenn das bürgerseitige 

Interaktionsziel „d[ie] Durchsetzung von Rechten und Interessen“ ist, sodass allein diese 

Kommunikationsfallgruppe „die Notwendigkeit [belegt], bisher tradierte Kommunikationswege weiter 

offenzuhalten. Es bedarf eines auf die Informationsgesellschaft angepassten Schutzes der 

Interaktionsfähigkeit von jedermann.“211 Konkrete Anforderungen lassen sich daraus kaum ableiten, 

 
205 Molavi Vasse’i in Ebers, StichwortKommentar Legal Rech, 1. Aufl., 6. Edition 2024: Zugang zum Recht Rn. 4. 
206 Vgl. Rachut/Heckmann VerwArch 2025, 133, 134 f. zur „Rechtsstaatsschwächung“ durch mangelnde 
Akzeptanz wegen veralteter Kommunikationswege. 
207 S. Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann, Verwaltungsrecht in der Informationsgesellschaft, S. 49. 
208 Eichenhofer JZ 2023, 1052, 1056. 
209 Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann, Verwaltungsrecht in der Informationsgesellschaft, S. 49 f.; Eichenhofer JZ 
2023, 1052, 1056. 
210 Vgl. Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann, Verwaltungsrecht in der Informationsgesellschaft, S. 49 f. 
211 Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann, Verwaltungsrecht in der Informationsgesellschaft, S. 49 f. 
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ein nur digitales, aber ggf. assistiertes Kommunikationsverfahren erscheint jedenfalls nicht von 

vornherein inkompatibel damit. 

9. Vereinbarkeit mit Amts- und Demokratieprinzip 

Art. 33 Abs. 1 bis 5 GG ist der verfassungsrechtliche Anker des sogenannten Amtsprinzips. Dem Amt als 

kleinste, auf einen Menschen zugeschnittene Organisationseinheit kommt die Funktion eines 

„Scharnier[s] zwischen der apersonalen staatlichen Organisation und dem handelnden Menschen“ 

zu.212 Verwaltung, egal ob in analoger oder digitalisierter Form, kann nur dann funktionieren in dem 

Sinne, dass sie angenommen wird, also auf Akzeptanz seitens der Gesellschaft stößt, wenn ihr 

Vertrauen entgegengebracht wird. Vertrauen ist „[g]esellschaftlich gesehen […] ein stabilisierender 

Faktor für Demokratie, Wirtschaft und sozialen Zusammenhalt“ und somit systemrelevant.213 Der 

Mensch im Amt ist dessen „menschliche Schnittstelle“ und fungiert als „zentrale[r] 

Vertrauensanker“.214 Die mannigfaltig ausgestaltete Kommunikation zwischen Staat und Bürgern 

bedarf eines „organisierte[n] Gespräch[s]“, die Verwaltung muss ansprechbar für die Gesellschaft sein 

und bleiben.215 Diesbezüglich legitimiert „das Demokratieprinzip Organisationsformen, in denen die 

Verwaltung auf die Gesellschaft zugeht“, rechtfertigt also „eine Pluralisierung der 

Verwaltungsorganisation“.216 

Digitalität in der Verwaltung hat wie bereits angesprochen einerseits den Effekt, dass sie als zeitgemäß 

empfunden wird und dadurch ansprechend wirkt, andererseits ist die „digital divide“ gesellschaftliche 

Realität und aus der Perspektive der von ihr betroffenen Personen kann Digitalität abschreckend wirken 

und Vertrauen und Ansprechbarkeit schaden. Zu berücksichtigen ist allerdings, dass dies bei 

unpersönlichen schriftlichen Verfahren und schlecht erreichbaren Behörden nicht wesentlich anders 

ist. Insofern kann eine Kombination aus „digital only“ und Hilfestellung bei der Verwendung der 

digitalen Kommunikation den Anforderungen sogar besser Rechnung tragen als manche überkommene 

Verwaltungspraxis. 

10. Wesentlichkeit von Formvorgaben und rechtliche Konsequenzen 

Fraglich ist schließlich, in welchem Umfang der Gesetzgeber die Entscheidung, ob und wie digital 

kommuniziert werden soll, der Verwaltung überlassen darf, insbesondere durch Absehen von 

Formvorgaben (dazu Teil 2, I. 1.). Für die Zulässigkeit eines solchen Vorgehens spricht im Ausgangspunkt 

Art. 10 S. 1 BayVwVfG, wo sich der Gesetzgeber dafür entschieden hat, dass das Verwaltungsverfahren 

 
212 Berger DVBl. 2017, 804, 806. 
213 https://www.republic.de/vertrauen/vertrauen-ist-systemrelevant (abgerufen am 05.12.2025). 
214 Berger DVBl. 2017, 804, 806. 
215 Krebs in Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staatsrecht Band V, 3. Aufl. 2007, § 108 Rn. 94. 
216 Krebs in Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staatsrecht Band V, 3. Aufl. 2007, § 108 Rn. 94. 
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grundsätzlich nichtförmlich ist und damit auch digital geführt werden kann.217 Das Verfahrensermessen 

der Behörde ist allerdings insofern eingeschränkt, dass sie es nicht in einer Weise ausüben darf, dass 

dabei Entscheidungen getroffen werden, die dem Gesetzgeber vorbehalten sind. Insofern stellt sich die 

Frage, ob der Grundsatz des Vorbehalts des Gesetzes und die Wesentlichkeitstheorie, die zentrale 

Entscheidungen dem unmittelbar demokratisch legitimierten Gesetzgeber vorbehalten, einer rein 

behördlichen Digitalisierung der Kommunikation widersprechen. 

Dem Gesetzgeber vorbehalten sind jedenfalls Regelungen mit besonderer Grundrechtsrelevanz. Soweit 

diese darin gesehen wird, dass personenbezogene Daten Gegenstand der Kommunikation sind, ist auf 

das geltende Datenschutzrecht zu verweisen, das die entsprechenden Fragen des „wie“ der digitalen 

Kommunikation – soweit sie wesentlich sind – beantwortet.218 Die Grundrechtsrelevanz könnte 

allerdings auch im „Ob“ der digitalen Kommunikation gesehen werden, und zwar jedenfalls dann, wenn 

die Grundrechte in ihrer Dimension als Abwehrrechte maßstäblich auch für die digitale Kommunikation 

sind. Dies spräche dann dafür, Regelungen des zwingenden „digital only“ im Bereich der 

Eingriffsverwaltung nur aufgrund einer gesetzgeberischen Entscheidung zuzulassen,219 das lediglich 

digitale Kommunikation ermöglichende „digital first“ hingegen ins Belieben der Behörden zu stellen.220 

Vor diesem Hintergrund ist Art. 20 BayDiG eher ein Appell an die Behörden, entsprechend zu verfahren, 

als eine verfassungsrechtlich zur Ermöglichung digitaler Kommunikation notwendige Norm. 

Im Bereich der Leistungsverwaltung ist die Reichweite des Vorbehalts des Gesetzes strittig.221 Geht man 

mit der wohl überwiegenden Meinung von einem geringeren Bedürfnis nach gesetzlicher 

Determinierung des Verwaltungshandeln aus, könnte hier „digital only“ auch aufgrund nur 

 
217 Schröder ZdiW 2022, 269, 270 f., s. auch Teil 2. 
218 Schröder ZdiW 2022, 269, 271. 
219 Angesichts von Art. 3a Abs. 1 BayVwVfG stellt sich die Frage ohnehin nicht, weil insofern der Vorrang des 
Gesetzes greift und die Verwaltung hindert, digitale Kommunikation ohne spezialgesetzliche Ermächtigung zu 
verlangen; vgl. dazu Schröder ZdiW 2022, 269, 270 f. 
220 So für „digital first“ auch schon Hartmann MMR 2017, 383, 386. 
221 So könnte im Sinne eines „Totalvorbehalts“ auch im Bereich der Leistungsverwaltung stets eine gesetzliche 
Grundlage für das Verwaltungshandeln zu fordern sein. Dagegen spricht, dass „[d]ie konkrete Ordnung der 
Verteilung und des Ausgleichs staatlicher Macht, die das Grundgesetz gewahrt wissen will, […] nicht durch 
einen aus dem Demokratieprinzip fälschlich abgeleiteten Gewaltenmonismus in Form eines allumfassenden 
Parlamentsvorbehalts unterlaufen werden [darf]“ (BVerfG, Beschluß vom 8. 8. 1978 - 2 BvL 8/77, NJW 1979, 
359). Auch die Gegenposition zur „Lehre vom Totalvorbehalt“ – die Ansicht, es bedürfe auf dem Gebiet der 
Leistungsverwaltung niemals einer Rechtsgrundlage – ist mithin abzulehnen. Denn „die Gewährung von 
Leistungen [kann] für die Verwirklichung der grundrechtlichen Freiheit der involvierten Bürger ähnlich 
bedeutsam sein […] wie ein Freiheitseingriff“ (Dürig/Herzog/Scholz/Grzeszick, 108. EL August 2025, Art. 20 GG 
Rn. 117). Es ist daher geboten, die zentralen Bestimmungen der Leistungsverwaltung, die für die 
Grundrechtsverwirklichung wesentlich sind, dem Vorbehalt des Gesetzes zu unterstellen 
(Huber/Voßkuhle/Sommermann, 8. Aufl. 2024, Art. 20 GG Rn. 281). Vertreten wird in diesem Zusammenhang, 
dass bereits Haushaltsgesetze dem Erfordernis des Gesetzesvorbehalts genügen, da auch sie Gesetze sind, die 
in einem parlamentarischen Gesetzgebungsverfahren erlassen wurden, allerdings lässt sich dem 
entgegenhalten, dass sich den „durch die Haushaltsgesetze festgestellten Haushaltspläne[n] hinsichtlich der 
Subventionstitel nur eine allgemeine Zweckbestimmung“ entnehmen lässt (Huber/Voßkuhle/Sommermann, 
8. Aufl. 2024, Art. 20 GG Rn. 282). 
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behördlicher Entscheidung zulässig sein. Dies kann allerdings nur gelten, soweit nicht die Leistung 

besonders grundrechtssensible Bereiche betrifft (klassisches Beispiel: Pressesubventionen), denn in 

diesen Bereichen wird man die gleichen Maßstäbe wie im Bereich der Eingriffsverwaltung zugrunde 

legen müssen. Geht es dagegen beispielsweise um freiwillige staatliche Leistungen, die nicht 

grundrechtssensibel sind und die ohne die ausschließlich digitale Abwicklung aus Kostengründen 

womöglich gar nicht erbracht werden könnten, spricht jedenfalls der Vorbehalt des Gesetzes nicht 

dagegen, wenn die Verwaltung diese Leistung „digital only“ anbietet. Zu berücksichtigen sind allerdings 

auch hier die rechtsstaatlichen und sozialstaatlichen Begrenzungen: Der Zugang zur Verwaltung muss 

in angemessenem Umfang aufrechterhalten bleiben. Insofern kann es im pflichtgemäßen behördlichen 

Ermessen liegen, die Nutzung digitaler Verfahrenskommunikation vorzugeben. Die hierfür benötigte 

technische Infrastruktur müsste dann aber von Seiten der Behörde zur Verfügung gestellt werden und 

dürfte keine unzumutbaren Erschwernisse mit sich bringen. Zudem träfen die Behörde bezüglich der 

aus ihrer Sphäre stammenden „digitalen Anforderung“ gesteigerte Beratungs- und Fürsorgepflichten. 

Diese Sichtweise entspricht im Ansatz auch der überwiegenden Auffassung dazu, ob die Verwaltung 

aus eigener Kompetenz und ohne gesetzliche Ermächtigung die Verwendung bestimmter Formulare 

anordnen darf.222 Unterschieden werden muss dabei zwischen der materiell- und 

verfahrensrechtlichen Perspektive: Auch wenn die unterlassene Nutzung eines Formblatts keinen 

Einfluss auf das Bestehen eines Anspruchs eines Bürgers haben kann, liegt es im pflichtgemäßen 

behördlichen Ermessen, das Heranziehen von Formularen zur Pflicht zu machen – diese müssen 

allerdings behördlicherseits verfügbar gemacht werden und die Verwendungspflicht darf die 

Antragstellung nicht in unzumutbarer Weise erschweren.223 Diese Wertungen lassen sich übertragen 

auf die Frage, ob eine Behörde ohne gesetzliche Grundlage kraft eigener Anordnung digitale 

Kommunikationsformen zur Pflicht machen darf. So kann eine bürgerseitige Weigerung, sich digitaler 

Kanäle zu bedienen, keinen Einfluss auf bspw. das Bestehen von geltend gemachten Ansprüchen haben 

– alle, „digital abgehängt“ oder nicht, haben ein Recht auf ein faires Verfahren, also auf Zugang zur 

Verwaltung mit der Möglichkeit, deren Entscheidung durch Teilhabe am jeweiligen Verfahren 

beeinflussen und Leistungen in Anspruch nehmen zu können.224  

 
222 Für eine solche Kompetenz der Verwaltung sprechen Zweckmäßigkeitserwägungen, die grundsätzlich im 
Rahmen des der Verwaltung eingeräumten Organisationsermessens angestellt werden dürften 
(Stelkens/Bonk/Sachs/Kallerhoff/Fellenberg, 10. Aufl. 2022, § 24 VwVfG Rn. 85). Davon abgesehen können reine 
„Nützlichkeitserwägungen“ nicht das Erfordernis einer gesetzlichen Verwendungspflicht überwinden 
(Schoch/Schneider/Rixen, 7. EL Mai 2025, § 22 VwVfG Rn. 22). 
223 Kopp/Ramsauer/Schlatmann, 26. Aufl. 2025, § 22 VwVfG Rn. 53. 
224 S. Eichenhofer JZ 2023, 1052, 1056–1058. 
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III. Mehrfache/kollidierende (Form-)Vorgaben als faktische Hindernisse für eine 
vollständige Digitalisierung 

Mit Blick auf die Einheit der Rechtsordnung stellt sich speziell für den Landesgesetzgeber die Frage, ob 

die punktuelle Ermöglichung digitaler Kommunikation nicht durch andere Vorgaben rechtlich oder 

faktisch konterkariert wird. 

In rechtlicher Hinsicht sind auf der Ebene des bayerischen Landesrechts fachrechtliche 

Kommunikationsvorgaben, beispielsweise ein für ein bestimmtes Verfahren vorgesehenes „digital 

only“-Prinzip, als lex specialis zu den allgemeinverwaltungsrechtlichen Vorgaben des BayVwVfG 

anzusehen; der Vorrang des Fachrechts ist am Ende des Art. 1 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG klar normiert. 

Einer fachrechtlichen Regelung zur digitalen Kommunikation kann also weder ein Verstoß gegen das 

Freiwilligkeitsprinzip des Art. 3a Abs. 1 BayVwVfG entgegengehalten werden, noch die Tatsache, dass 

eine (frühere) Schriftform nur durch die elektronische Form i.S.d. Art. 3a Abs. 2 BayVwVfG ersetzt 

werden kann. Diese Hürden können nicht nur durch eine Gesetzesänderung im allgemeinen 

Verwaltungsrecht generell, sondern auch durch spezielles Fachrecht punktuell beseitigt werden (zur 

verfassungsrechtlichen Zulässigkeit s.o. II.).  

Unproblematisch ist auch, wenn im bayerischen Fachrecht Vorgaben aufgestellt werden, die im Hinblick 

auf die digitale Kommunikation über das hinausgehen, was der Gesetzgeber im BayDiG als den 

gegebenen Weg zur Digitalisierung angesehen hat, oder auch in offenem Widerspruch dazu stehen. 

Das BayDiG verfolgt beispielsweise derzeit den Ansatz „digital first“ (Art. 20 BayDiG) und normiert wie 

das BayVwVfG ein Freiwilligkeitsprinzip (Art. 12 Abs. 1 S. 3 und Art. 16 Satz 2 BayDiG). Trotzdem könnte 

der Gesetzgeber eine speziellere Regelung schaffen, die dem Konzept „digital only“ Rechnung trägt (zur 

verfassungsrechtlichen Zulässigkeit s.o. II.); sie wäre nach dem lex specialis-Grundsatz vorrangig 

gegenüber den einschränkenden Regelungen des BayDiG.  

Ließe sich im Fall widersprechender Regelungen im Landesrecht (ausnahmsweise) keine Spezialität 

ausmachen, würde das spätere Gesetz Geltung beanspruchen. In Frage kommt, wenn kein Widerspruch 

besteht, auch ein Zusammenspiel der Gesetze: So kann etwa der Grundsatz „digital first“ (Art. 20 

BayDiG) bei der Ausübung des Verfahrensermessens gem. Art. 10 BayVwVfG Bedeutung erlangen oder 

es können durch Verordnung weitere Schriftformsubstitute im Rahmen des Art. 3a BayVwVfG 

geschaffen werden.225 

Im Verhältnis zum Bundesrecht mag auf den ersten Blick Art. 31 GG relevant erscheinen; dieser greift 

aber nur ein, wenn sowohl Bundesrecht als auch Landesrecht denselben Regelungsgegenstand 

aufweisen.226 Dies ist gerade im Bereich des Verwaltungsverfahrensrechts praktisch nie der Fall, wie 

 
225 Siehe oben Teil 1 I. 1. d). 
226 Dürig/Herzog/Scholz/Korioth, 108. EL August 2025, Art. 31 GG Rn. 8. 
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das Nebeneinander von Bundes- und Landes-VwVfG eindrücklich illustriert. Punktuell können freilich 

digitalbezogene Vorgaben des Bundes auch in Verfahren vor bayerischen Behörden Geltung 

beanspruchen, dies ist beispielsweise im Anwendungsbereich des OZG der Fall.227 Dies ist allerdings 

eher eine Frage des Anwendungsbereichs einer Regelung als des Art. 31 GG.  

Der Gesetzgeber sollte das Zusammenspiel verschiedener Regelungen auch im Blick haben, wenn er 

die Auswahlentscheidung über eine bestimmte Form trifft. So kann insbesondere die bloße 

Ermöglichung der digitalen Kommunikation durch Absehen von Formvorschriften oder durch 

Hinzufügen einer womöglich sogar bevorzugten digitalen Kommunikation zumindest teilweise seine 

Wirkung verfehlen, solange das in Art. 3a BayVwVfG sowie Art. 12 Abs. 1 S. 3 und Art. 16 Satz 2 BayDiG 

normierte Freiwilligkeitsprinzip von den Bürgern in der Weise genutzt wird, dass sie den Zugang nicht 

eröffnen und aus der Vielzahl von verfügbaren Kommunikationskanälen den analogen wählen.  

In geringerem Maße durch den Gesetzgeber beeinflussbar sind dagegen Situationen, in denen 

Formerleichterungen ins Leere laufen, weil Papierkommunikation aus anderen Gründen gebraucht 

wird. So wird es einige Behörden oder zumindest Sachbereiche geben, in denen die analoge 

Aktenführung noch vorherrschend ist, sodass der Medienbruch unvermeidbar sein wird. Auch in dem 

konkreten Verfahren gebotene oder von Gesetzes wegen vorgeschriebene Dokumentationspflichten 

können eine „physische Dokumentation“ im Einzelfall noch erforderlich machen. Für den mit den 

gängigen Härteklauseln zur Abmilderung von „digital only“ verbundenen „Papiereingang“, der durch 

„ersetzendes Scannen“ digitalisiert werden muss, lassen sich allerdings möglicherweise schon 

Alternativen finden, insbesondere eine assistierte digitale Antragstellung (siehe oben unter II. 3 und 

II. 4.). 

 

IV. Schlussfolgerungen 

1. Grundsätzliche Zulässigkeit von „digital only“ 

„Digital only“ ist das Verwaltungsangebot, wenn es grundsätzlich ausschließlich digital erfolgt.228 Mit 

entsprechenden flankierenden Maßnahmen, die der „digital divide“ Rechnung tragen, aber nicht 

zwingend mit Härtefallregelungen, die eine analoge Kommunikation erlauben, verbunden sein müssen, 

erscheint „digital only“ schon heute, gegebenenfalls nach Übergangsfristen, während derer noch 

„digital first“ gilt, weitgehend verfassungsrechtlich (und europarechtlich) zulässig.  

 
227 Vgl. Voss in Seckelmann/Brunzel (Hrsg.), Handbuch Onlinezugangsgesetz, 1. Aufl. 2021, S. 199, 213. 
228 https://www.stmd.bayern.de/digitalministerkonferenz-will-digital-only-gesetzlich-verankern-mehring-wir-
schicken-die-analoge-komfortzone-in-den-ruhestand/ (abgerufen am 05.12.2025). 
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Vor dem Hintergrund der fortbestehenden „digital divide“ müssen allerdings flankierende Maßnahmen 

getroffen werden. Ob und in welchem Umfang dies der Fall ist, hängt vor allem von der betroffenen 

Adressatengruppe ab: Betrifft eine Verpflichtung zur digitalen Kommunikation eine homogene 

Personengruppe, von der man erwarten kann, die geforderte digitale Form zu beherrschen, etwa 

aufgrund beruflicher Fähigkeiten (bspw. bei Vorgaben für Unternehmer im steuerrechtlichen Sinne) 

oder aufgrund eines vorhandenen Bildungsniveaus (bspw. bei universitätsinternen Vorgaben für 

Studierende), bestehen keine Bedenken gegen die Angemessenheit, bedarf es keiner spezifischen 

Ausnahmeregelungen. Ob eine Regelung zur „analogen Ersatzeinreichung“ für den Fall des Ausfalls der 

digitalen Kommunikationstechnik erforderlich ist, sollte sorgfältig überlegt werden. Lassen sich nicht 

besondere Gründe dafür finden, dass die Kommunikation zu einem bestimmten Zeitpunkt erfolgen 

muss (beispielsweise die drohende Verjährung von Ansprüchen), sollte zur Vermeidung von 

Medienbrüchen und ersetzendem Scannen eher die (ggf. analoge229) Anwendung der 

allgemeinverwaltungsrechtlichen Regelungen über die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand als 

ausreichend erachtet werden.  

Je mehr eine Verpflichtung zur digitalen Kommunikation auch Menschen betrifft, die keine 

Digitalaffinität haben und von denen die Befassung mit digitaler Kommunikation auch nicht verlangt 

werden kann, desto mehr müssen (noch230) flankierende Maßnahmen getroffen werden, um auch 

diesen die Kommunikation mit der Verwaltung zu ermöglichen.  

In Frage kommen einerseits Härtefallklauseln, die ausnahmsweise die Nutzung analoger 

Kommunikationskanäle ermöglichen. Härtefallklauseln sind ein traditionelles Mittel zur Herstellung 

von Verhältnismäßigkeit, gerade in Fällen, in denen der Gesetzgeber eine pauschalisierende oder 

typisierende Regelung trifft (dazu oben II. 6. a)). Es ist kein Grund ersichtlich, warum man ihnen nicht 

auch im Bereich der Digitalisierung diese Funktion beimessen sollte. Sie finden auch in der Praxis 

Verwendung: So bestimmt für das Steuerrecht etwa § 150 Abs. 8 S. 1 AO, dass – sofern die 

Steuergesetze anordnen, dass die Finanzbehörde auf Antrag zur Vermeidung unbilliger Härten auf eine 

Übermittlung der Steuererklärung nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch 

Datenfernübertragung verzichten kann – einem solchen Antrag dann zu entsprechen ist, wenn eine 

Erklärungsabgabe nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung für den 

Steuerpflichtigen wirtschaftlich oder persönlich unzumutbar ist. Dies ist gemäß § 150 Abs. 8 S. 2 AO 

insbesondere der Fall, wenn die Schaffung der technischen Möglichkeiten für eine 

Datenfernübertragung des amtlich vorgeschriebenen Datensatzes nur mit einem nicht unerheblichen 

finanziellen Aufwand möglich wäre oder wenn der Steuerpflichtige nach seinen individuellen 

 
229 S. Pautsch in: Pautsch/Hoffmann, VwVfG, 2., neu bearbeitete Auflage, § 32 VwVfG Rn. 4; Schwarz in HK-
VerwR § 32 VwVfG Rn. 2, 5. Aufl. 2021. 
230 Zum Trend Richtung „digital only“ Rachut/Heckmann VerwArch 2025, 133, 146. 
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Kenntnissen und Fähigkeiten nicht oder nur eingeschränkt in der Lage ist, die Möglichkeiten der 

Datenfernübertragung zu nutzen. Diese Regelungen gewährleisten bei „sachgerechter, die 

Vorstellungen des Gesetzgebers berücksichtigender Anwendung“ die Vermeidung von Härten im 

Einzelfall.231 Die Härtefallregelung soll zudem nach dem Willen des Gesetzgebers eine großzügige 

Auslegung erfahren.232  

Durch Härtefallklauseln wird die an sich bestehende „digital only“ -Regelung auch nicht etwa auf das 

Konzept „digital first“ zurückgestuft, denn die Ausnahme folgt nicht dem Konzept der „tatsächlichen 

Freiwilligkeit“233, sondern ist antragsabhängig. Übertragen auf die Konzepte „digital only“ und „digital 

first“ im Verwaltungsrecht unterscheidet sich „digital only“ (selbst mit weiter Härtefallklausel) von 

„digital first“ dadurch, dass die Entscheidung für den digitalen Weg bei „digital first“ von Freiwilligkeit 

getragen ist und ein „paralleles“ Recht auf eine analoge Durchführung des Verfahrens gegeben ist, 

während „digital only“ von einem Bürger, der zum selben „Ergebnis“ in Form der traditionellen 

Verfahrensdurchführung kommen will, verlangt, einen Antrag zu stellen, in dem vorgetragen werden 

muss, dass ein Härtefall vorliegt und dieser Schluss durch Darlegung der Gründe für die bspw. 

persönliche Unzumutbarkeit belegt werden muss. 

Fraglich bleibt, ob – wie in der derzeitigen Praxis – Härtefallklauseln nur dort zum Einsatz kommen 

dürfen, wo ohnehin schon eine geringere Wahrscheinlichkeit von Härtefällen besteht, nämlich bei mehr 

oder weniger professionellen Kommunikationsteilnehmern. Hierfür könnte die typischerweise 

gesteigerte „Belastungswirkung“ für den Bürger sprechen, die aus der Notwendigkeit eines Antrags zur 

Nutzung der analogen Kommunikationsmöglichkeit resultieren kann. Allerdings kann ein 

Antragserfordernis auch niedrigschwellig ausgestaltet sein, so dass sich hieraus wohl kein zwingendes 

rechtliches Argument gegen eine antragsabhängige analoge Kommunikationsmöglichkeit herleiten 

lässt. Eher sprechen Praktikabilitätsgründe gegen einen zu großzügigen Einsatz von Härtefallklauseln: 

Ist absehbar, dass die Klausel in großem Umfang zum Einsatz kommen wird, kann dies einen 

Verwaltungsaufwand verursachen, der die Vorteile der eigentlich beabsichtigten Digitalisierung 

zunichte macht.  

Vor diesem Hintergrund sind bevorzugt andere Möglichkeiten als die traditionellen Härtefallregelungen 

zu suchen, um der „digital divide“ Rechnung zu tragen. In Frage kommen insbesondere solche Mittel, 

die die Vorteile der medienbruchfreien digitalen Kommunikation aufrechterhalten, beispielsweise die 

assistierte (digitale) Antragstellung in einem ortsnahen Bürgerbüro. 

 
231 BFH, Urteil vom 14. 3. 2012 - XI R 33/09 (Niedersächsisches FG 20. 10. 2009 5 K 149/05), DStR 2012, 748, 
752. 
232 Klein/Rätke, 18. Aufl. 2024, AO § 150 Rn. 93. 
233 S. BFH, Urteil vom 14. 3. 2012 - XI R 33/09 (Niedersächsisches FG 20. 10. 2009 5 K 149/05), DStR 2012, 748, 
752. 
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2. Zulässigkeit der Incentivierung von „digital first“ 

Das Konzept „digital first“ kann übergangsweise als Brücke über „digitale Gräben“ dienen. Gegen das 

Konzept „digital first“, das zu einer Multimodalität der Kommunikation führt, können im Grundsatz 

keine Bedenken bestehen, sieht man von den notwendigen Parallelstrukturen für die analoge und die 

digitale Kommunikation ab. Zur Reduzierung der Nutzung des Parallelwegs erscheint eine 

Incentivierung des digitalen Kommunikationswegs zulässig. Darin liegt zwar eine Ungleichbehandlung 

der Kommunikationswege, die aber angesichts der geringen Belastung damit gerechtfertigt werden 

kann, dass die gesamtgesellschaftlichen Vorteile der digitalen Kommunikation in möglichst großem 

Umfang erreicht werden sollen und dass dafür eine Steigerung ihrer Attraktivität erforderlich ist. 
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Anhang: Orientierungshilfe 

Die folgende Orientierungshilfe soll eine Beurteilung ermöglichen, mit welchen legistischen Mitteln 

eine Digitalisierung von Kommunikationsvorgängen bis zu welchem Grad möglich ist. Vor dem 

Hintergrund eines zunehmenden Bedürfnisses von Bürgern und Behörden nach digitaler 

Kommunikation sollen die Auswirkungen der Verwendung bestimmter Rechtsbegriffe dargestellt und 

somit eine praxistaugliche Grundlage geschaffen werden, um sich für oder gegen einen bestimmten 

Begriff in einer Norm zu entscheiden. 

1. Weiter Begriff der digitalen Kommunikation 

Digitale Kommunikation ist die erfolgreiche Bedeutungsvermittlung zwischen Personen, bei der sowohl 

Inhalt/Botschaft als auch Übermittlungsweg in medienbruchfreier und nicht analoger Weise vorhanden 

sind bzw. genutzt werden. Die Übermittlung digitaler Dokumente (Art. 16 BayDiG) und das Angebot 

digitaler Dienste (Art. 17 BayDiG) sind nur Teilbereiche eines umfassenderen, ansatzweise auch in 

Art. 12 BayDiG zum Ausdruck kommenden Verständnisses von digitaler Kommunikation. Aus 

legistischer Sicht ist die zunächst zu klärende Frage mithin, ob eine Norm sich auf Kommunikation 

zwischen Bürgern und Behörden (oder auch zwischen Behörden) bezieht. 

2. Ermittlung der konkreten Bedürfnisse und Interessen 

Für den jeweiligen Kommunikationsvorgang sollten zunächst die relevanten Bedürfnisse und Interessen 

ermittelt werden. Muss beispielsweise ein Dokument übermittelt werden, das an anderer Stelle 

(rechtssicher) vorgelegt oder zu den Akten genommen werden soll, oder genügt es, dass eine Behörde 

von einem bestimmten Sachverhalt Kenntnis erlangt? Wie sicher muss der Kommunikationspartner 

identifiziert werden, wie hoch ist das Risiko einer Identitätstäuschung und welche Folgen ergeben sich 

im Fall einer solchen? Besteht ein besonderes Bedürfnis nach Anwenderfreundlichkeit, etwa bei häufig 

wiederkehrender Kommunikation? Sollte Unterstützung bei der Kommunikation geboten werden? Ist 

zu erwarten, dass sensible Daten kommuniziert werden? Weitere Aspekte sind in Teil 1 dieses 

Dokuments genannt. Die so ermittelten Bedürfnisse und Interessen sollten sodann mit Blick auf weitere 

Schritte priorisiert werden. 

3. Prüfung der Realisierbarkeit 

Die ermittelten Bedürfnisse und Interessen der an der Kommunikation Beteiligten sollten mit ihrer 

Realisierbarkeit in verschiedenen Kommunikationsformen und -kanälen abgeglichen werden. 

Naheliegend ist zumindest eine Einbeziehung von E-Mail, Online-Formularen, Online-Portalen, 

Selbstbedienungsterminals und Videodiensten. Im Sinne einer zukunftsoffenen, 

ermöglichungsorientierten Gesetzgebung sollte keine Verengung auf traditionelle oder aktuell 

vorhandene Formen und Kanäle stattfinden; der Gesetzgeber darf auch Regelungen schaffen, die 
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digitale Kommunikation in bestimmten Ausprägungen ermöglichen, die derzeit (in der deutschen 

Verwaltung) noch nicht genutzt werden. Die Bedürfniserfüllung durch tradierte 

Kommunikationsformen, namentlich der Schriftform, sollte nicht überschätzt werden, damit kein 

„Ankereffekt“ zugunsten dieser Kommunikationsformen eintritt. 

4. Auswahl von Kommunikationsformen und -kanälen 

Unter Berücksichtigung der Priorität und Realisierbarkeit der Bedürfnisse und Interessen kann 

entschieden werden, welche Kommunikationsformen und -kanäle in Betracht kommen. Dabei wird 

regelmäßig eine Abwägung erforderlich sein, in deren Rahmen die Vor- und Nachteile der jeweiligen 

Form/des jeweiligen Kanals berücksichtigt werden. Mit einer Formvorgabe geht nicht zwingend eine 

Aussage über den Übermittlungsweg einher; gegebenenfalls bedarf es hier zweier Regelungen. 

Kommen mehrere Kommunikationsformen oder -kanäle in Betracht, weil sie die Bedürfnisse und 

Interessen in hinreichendem Maß erfüllen, kann die Auswahl auch der Verwaltung (oder auch den 

Bürgern) überlassen und von gesetzlichen Formvorgaben Abstand genommen werden. Verwaltung und 

Bürger können dann (in den insbesondere durch das Datenschutzrecht, das allgemein-

verwaltungsrechtliche Freiwilligkeitsprinzip des Art. 3a BayVwVfG und das Verfahrensermessen des 

Art. 10 BayVwVfG gesetzten Grenzen) digital kommunizieren. 

Die Vorgabe genau einer Kommunikationsform oder genau eines Kommunikationskanals ist stets nicht 

nur exklusiv in dem Sinne, dass andere Formen und Kanäle ausgeschlossen sind, sondern auch in dem 

Sinne, dass damit einzelne Menschen von der Nutzung der gewählten Kommunikationsausgestaltung 

ausgeschlossen werden können. Schriftformvorgaben schließen (funktionale) Analphabeten aus, 

Vorgaben für ausschließlich digitale Kommunikation („digital only“) digitale Analphabeten. Dies ist – 

auch verfassungsrechtlich – unproblematisch, solange man von der adressierten Personengruppe 

erwarten kann, die geforderte Form zu beherrschen, etwa aufgrund beruflicher Fähigkeiten 

(beispielsweise Vorgaben für besondere Berufsgruppen) oder eines vorhandenen Bildungsniveaus 

(beispielsweise Vorgaben für Studierende). 

Ist zur Sicherstellung ausreichender Kommunikationsmöglichkeiten für die gesamte Bevölkerung ein 

alternativer Kommunikationsweg erforderlich, geht damit nicht zwingend ein Verbot von „digital only“ 

einher – auch hier kann die Vielfalt digitaler Kommunikationsmöglichkeiten berücksichtigt werden, 

soweit sie tatsächlich zur Verfügung stehen. So wie die Möglichkeit eines Antrags zur Niederschrift die 

Probleme von Analphabeten, eine gesetzlich geforderte Schriftform zu erfüllen, kompensieren soll und 

im Ergebnis auch zu einem schriftlichen Dokument führt, kann eine geforderte digitale Form 

beispielsweise durch die Möglichkeit einer behördlich assistierten Antragstellung an einem Terminal 

im Bürgerbüro kompensiert werden, ohne die Digitalität völlig aufzugeben. Härtefallklauseln können 
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zwar ebenfalls die Exklusivität mildern, verlangen dann aber die Aufrechterhaltung paralleler 

Infrastrukturen für verschiedene Kommunikationsformen und -kanäle. 

5. „Übersetzung“ der Kommunikationsformen und -kanäle in Recht 

Ist die Entscheidung für eine(n) oder mehrere Kommunikationsformen und -kanäle gefallen, muss dies 

in Recht „übersetzt“ werden. Die etablierten Begriffe wie „schriftlich“, „elektronisch“, „digital“ oder „in 

Textform“ ermöglichen in unterschiedlichem Umfang digitale Kommunikation. Eine Übersicht hierzu 

bietet das Flussdiagramm auf der letzten Seite. 

Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über den typischerweise gegebenen Grad der 

Funktionserfüllung durch verschiedene Formvorgaben – im Gegensatz zu der Tabelle oben unter 3., die 

den Grad der Bedürfniserfüllung ausgehend von tatsächlichen Gegebenheiten darlegt, bilden bei der 

folgenden Tabelle Rechtsbegriffe den Anknüpfungspunkt für den Grad der Erfüllung der verfolgten 

Zwecke. 

In Frage kommt aber auch eine genaue Beschreibung eines besonderen Kommunikationswegs, 

beispielsweise eines spezifischen Portals. 
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Schriftlich / Schriftform (klassisch) ++ ++ ++/+ - 
Schriftlich / Schriftform (weites Verständnis) ++/+ ++/+ + +/- 
Elektronisch + + + ++/+ 
Elektronische Form ++ ++ ++ + 
Textform + + + ++/+ 
Niederschrift ++ ++ ++ - 
Keine Vorgabe + + + ++ 

 

Legende: (-) = typischerweise (eher) keine Funktionserfüllung; (+/-) = typischerweise (eher) keine bis 
teilweise Funktionserfüllung; (+) = typischerweise teilweise Funktionserfüllung; (++) = typischerweise 
gute Funktionserfüllung 
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Bei der Normierung ausschließlich digitaler Kommunikationswege („digital only“) sollte überlegt 

werden, ob und in welchem Maße Härtefallklauseln erforderlich sind. Ebenfalls sollte überlegt werden, 

ob ein Bedürfnis nach einer Regelung für eine „Ersatzeinreichung“ besteht oder ob etwaigen 

technischen Störungen mit dem allgemeinen Instrument der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 

hinreichend begegnet werden kann. 
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6. Flussdiagramm „Digitale Kommunikation“ 
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